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Beginn der Sitzung: 9.03 Uhr. 

Präsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich eröffne die 70. Sitzung im 25. Ta-
gungsabschnitt des Niedersächsischen Landtages 
der 17. Wahlperiode. 

Gemeinsam mit den Schriftführern wünsche ich 
Ihnen einen guten Morgen. 

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Präsident!) 

Tagesordnungspunkt 45: 
Mitteilungen des Präsidenten  

Das Haus ist trotz der gestrigen anstrengenden 
Abendtermine bereits sehr gut besetzt, sodass ich 
die Beschlussfähigkeit des Hauses feststellen 
kann.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beginnen die 
heutige Sitzung mit dem Tagesordnungspunkt - 
Mündliche Anfragen. Anschließend setzen wir die 
Beratungen bis Tagesordnungspunkt 54 in der in 
der Tagesordnung ausgewiesenen Reihenfolge 
fort. Wie Sie wissen, wurden die Tagesordnungs-
punkte 55 und 56 bereits am Mittwoch bzw. ges-
tern, am Donnerstag, behandelt.  

Die heutige Sitzung soll gegen 14.40 Uhr enden. 

Die mir zugegangen Entschuldigungen teilt Ihnen 
nunmehr Frau Rakow, die Schriftführerin, mit. 

Schriftführerin Sigrid Rakow: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es haben sich 
entschuldigt von der Landesregierung Herr Innen-
minister Boris Pistorius und von der Fraktion der 
CDU Frau Abgeordnete Ingrid Klopp. 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, ich rufe 

Tagesordnungspunkt 46: 
Mündliche Anfragen - Drs. 17/3820  

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 
unserer Geschäftsordnung setze ich als bekannt 
voraus.  

Um uns im Präsidium den Überblick zu erleichtern, 
bitte ich, dass Sie sich schriftlich zu Wort melden, 
wenn Sie eine Zusatzfrage stellen möchten. 

Ich halte fest: Es ist jetzt 9.05 Uhr.  

Ich rufe auf die 

Frage 1: 
Alle reden vom Wetter: Was tut die Landesre-
gierung, um die Folgen des Klimawandels für 
Niedersachsen zu bewältigen?   

Diese Frage stellt Herr Kollege Bajus von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Herr Kollege Bajus, 
bitte sehr! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Auch meinerseits einen schönen 
guten Morgen heute am letzten Plenartag dieses 
Tagungsabschnitts. 

Ich darf die Mündliche Anfrage vortragen:  

Alle reden vom Wetter: Was tut die Landesregie-
rung, um die Folgen des Klimawandels für Nieder-
sachsen zu bewältigen?  

(Björn Thümler [CDU]: Es regnet, Herr 
Bajus!) 

- Es wird heute noch schöner werden.  

In diesen Tagen erleben wir einmal mehr extreme 
Wetterereignisse. Zwar kann eine unmittelbare 
Kausalität zum globalen Klimawandel daraus nicht 
unmittelbar abgeleitet werden, jedoch ist die er-
hebliche Zunahme von besonderen Wettersituatio-
nen ein deutliches Indiz, dass der durch den Men-
schen beeinflusste Klimawandel auch in Nieder-
sachsen seine Spuren hinterlässt, Menschen ge-
fährdet und zu erheblichen wirtschaftlichen und 
ökologischen Schäden führt.  

Trockenheit, Rekordhitze und schwere Unwetter 
mit lokal schweren Schäden machten im Juni und 
Anfang Juli das Wetter zum Top-Thema.  

Große Landesteile, insbesondere im Osten Nie-
dersachsens, leiden unter einer anhaltenden Tro-
ckenheit, wie es sie seit vielen Jahren nicht gege-
ben hat. Die Folgen für die Landwirtschaft sind 
bereits sichtbar. So berichtet die Hannoversche 
Allgemeine Zeitung online am 24. Juni 2015: 
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„Niedersachsen ist … besonders von Tro-
ckenheit betroffen. Nach jüngsten Progno-
sen dürfte die Getreideernte hier weniger als 
5 Millionen t betragen, verglichen mit etwa 
6,5 Millionen t 2014.“ 

(Clemens Große Macke [CDU]: Dank 
Herrn Meyer! - Heiterkeit bei der 
CDU) 

„Das bedeute für die Landwirte insgesamt 
Einkommensverluste von schätzungsweise 
150 Millionen Euro.“ 

(Anhaltende Heiterkeit) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Kollege, einen Moment! - Heiterkeit am Mor-
gen ist immer gut, und wenn der Hintergrund dafür 
harmlos ist, dann ist das auch gut. - Setzen Sie 
fort! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Auch andere Branchen sind unmittelbar betroffen. 
NDR online schreibt am 16. Juni 2015, dass we-
gen der niedrigen Pegelstände die „Fähr- und Bin-
nenschifferei mancherorts nicht möglich“ sei. 

Folgen für die kommunale Bewirtschaftung des 
Stadtgrüns beschreibt die taz am 9. Juni 2015: 
Auch den jungen Straßenbäumen schade die Dür-
re. Um die Pflanzen nicht eingehen zu lassen, 
habe die Stadt Gifhorn in diesem Jahr bereits 
Fremdfirmen mit dem Gießen beauftragen müs-
sen. Denn jeder Baum koste in der Anschaffung 
um die 200 Euro. 

In den Vorjahren hatte Niedersachsen mit Rekord-
hochwässern im Binnenland zu kämpfen.  

Die Entwicklung einer Strategie zur Klimaanpas-
sung war auch Thema der niedersächsischen Re-
gierungskommission Klimaschutz, die hierzu um-
fangreiche Empfehlungen abgegeben hat. Dabei 
griff die Regierungskommission auf die Erkennt-
nisse der norddeutschen Klimafolgenforschung - 
Kliff - zurück.  

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Sektoren in Niedersachsen sind vom 
Klimawandel in welcher Weise besonders bedroht?  

2. Wie will die Landesregierung die Weiterentwick-
lung einer Landesstrategie zur Klimaanpassung 
und zur Reduktion von Treibhausgasemissionen 
vorantreiben?  

3. Wie ist die erste Zwischenbilanz der im vorigen 
Jahr neu gegründeten Klimaschutz- und Energie-
agentur Niedersachsen - KEAN -? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Bajus. - Für die Landes-
regierung schickt sich Herr Umweltminister Wenzel 
an zu antworten. Bitte sehr! 

(Ulf Thiele [CDU]: „Schickt sich an!“ - 
Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Guten Morgen. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zunächst möchte ich zu der Mündlichen Anfrage 
folgende Vorbemerkung machen. Seit etwa drei 
Monaten herrscht in Niedersachsen eine unge-
wöhnlich trockene und zunehmend wärmere oder 
sogar heiße Witterung. Nach Aussagen des Deut-
schen Wetterdienstes ist damit im Langzeitver-
gleich der sechste zu trockene Frühling in den 
letzten sieben Jahren zu zählen. Besonders betrof-
fen hiervon war und ist Niedersachsen. 

Im Sommer 2013 standen wir dagegen vor den 
Herausforderungen von Hochwasserlagen und 
Überschwemmungen. Die Zunahme von außerge-
wöhnlichen Wetterereignissen ist ein Indiz dafür, 
dass sich der Klimawandel und seine Folgen auch 
in Niedersachsen in den nächsten Jahren ver-
schärft bemerkbar machen.  

Meine Damen und Herren, Niedersachsen wird 
zunehmend zu einem sogenannten Winterregen-
gebiet. Das heißt, wir müssen feuchtere Winter 
erwarten und trockenere Sommer. Das schafft 
auch besondere Herausforderungen für unsere 
Böden. Ein trockener Boden kann nicht so viel 
Feuchtigkeit aufnehmen, wenn dann möglicher-
weise der Starkregen folgt. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Meist ist 
das Frühjahr zu trocken!) 

Die Niedersächsische Landesregierung hat am 
23. Juni 2015 ihren Fahrplan für die Klimapolitik in 
den kommenden Jahren festgelegt und damit ihren 
Weg für die Weiterentwicklung der Strategie zur 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels und 
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zur Reduktion von CO2-Emissionen in Niedersach-
sen aufgezeigt. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Mündli-
che Anfrage namens der Landesregierung wie 
folgt: 

Zu 1: Die Folgen des Klimawandels erstrecken 
sich im Grunde auf alle Lebens- und Wirtschafts-
bereiche des Landes, fallen jedoch in Intensität 
und Richtung nach gegenwärtigem Kenntnisstand 
teilweise sehr unterschiedlich aus. Die Landesre-
gierung hat daher mit ihrem Kabinettsbeschluss 
vom 23. Juni die Umsetzung von Anpassungs-
maßnahmen für die aus ihrer Sicht besonders 
bedrohten Sektoren festgelegt. Die Schwerpunkte 
bei den insgesamt beschlossenen Maßnahmen 
liegen demnach auf Wasserwirtschaft und Küsten-
schutz, Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, 
Katastrophenbekämpfung und Gesundheitsschutz. 

Unabhängig davon sind aus Sicht der Landesre-
gierung noch weitere methodische und empirische 
Erkenntnisse erforderlich, um die wahrscheinlichen 
Folgen des Klimawandels für Niedersachsen so-
wohl räumlich als auch sektoral noch genauer 
abschätzen zu können. 

Zu 2: Mit Kabinettsbeschluss vom Juni 2015 hat 
die Landesregierung den Fahrplan für die Weiter-
entwicklung ihrer Klimapolitik festgelegt. Daher 
verfügt Niedersachsen mit der Strategie zur An-
passung an die Folgen des Klimawandels über 
eine sehr gute Voraussetzung, diese Aufgabe der 
langfristigen Daseinsvorsorge Schritt für Schritt in 
die Verwaltung des Landes zu integrieren. 

In nächster Zeit wird es hierbei vor allem darauf 
ankommen, die fortlaufenden neuesten Ergebnisse 
der regionalen Klimaforschung für Niedersachsen 
systematisch aufzubereiten und für lokale Anpas-
sungsprozesse noch besser nutzbar zu machen. 

Die immensen Herausforderungen der Energie-
wende machen jedoch eine deutliche Ausweitung 
und Vertiefung der niedersächsischen Klima-
schutzpolitik erforderlich. Die zentralen Vorhaben 
der Landesregierung sind dabei  

- erstens die Erstellung eines Energiewendesze-
narios, um die Möglichkeiten einer weitgehend 
auf erneuerbaren Energien basierenden Ener-
gieversorgung in Niedersachsen bis zum Jahr 
2050 aufzuzeigen,  

- zweitens die Verabschiedung eines Landeskli-
maschutzgesetzes, in dem erstmalig Treib-

hausgasminderungsziele für Niedersachsen 
festgeschrieben werden, und  

- drittens die Aufstellung eines integrierten Ener-
gie- und Klimaschutzprogramms, das die für die 
Erreichung der gesetzlichen Landesziele not-
wendigen Maßnahmen und Prozesse konkreti-
siert.  

Begleitet werden diese Vorhaben vom Runden 
Tisch „Energiewende Niedersachsen“, der am 
7. Mai 2015 seine Arbeit aufgenommen hat. 

Die Landesregierung geht darüber hinaus in Sa-
chen Klimaschutz mit gutem Beispiel voran. Ver-
schiedenste Maßnahmen wurden in diesem Zu-
sammenhang bereits umgesetzt. Lassen Sie mich 
z. B. die erste Stufe des Stufenplans zur Sanie-
rung landeseigener Gebäude nennen, die im 
Rahmen des Sondervermögens zur Nachholung 
von Investitionen durch energetische Sanierung 
und Infrastruktursanierung von Landesvermögen 
umgesetzt wurde. In 2014 und 2015 standen bzw. 
stehen hierfür jeweils 7,08 Millionen Euro für ener-
getische Sanierungsmaßnahmen zur Verfügung. 

Für das Umweltministerium und seine Dienststel-
len wurden per Erlass Umweltkriterien bei der Be-
schaffung von Dienstkraftfahrzeugen eingeführt. 
Der Erlass gibt konkrete CO2-Obergrenzen für Pkw 
zur dienstlichen Nutzung vor, die Werte von 90 g 
CO2/km bei Kleinstwagen und 120 g CO2/km in der 
Mittelklasse vorsehen und in den Folgejahren wei-
ter angepasst werden können. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Auch bei Veranstaltungen wie den zentralen Feier-
lichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit im letz-
ten Jahr in Hannover wurde erstmals unter dem 
Aspekt des Umwelt- und Klimaschutzes Vorsorge 
getroffen. Das Land Niedersachsen hat hierzu 
gemeinsam mit der Klimaschutzorganisation  
atmosfair Maßnahmen entwickelt und umgesetzt. 
So wurden die Feierlichkeiten z. B. weitestgehend 
mit Strom aus erneuerbaren Energiequellen 
durchgeführt, und ein Abfallmanagementsystem 
war etabliert worden. 

Aufbauend auf diesen Einzelmaßnahmen, die um 
viele weitere Beispiele ergänzt werden könnten, 
soll jetzt ein Konzept erstellt werden, das die ge-
samte Landesverwaltung und möglichst alle rele-
vanten Themenbereiche umfasst. 

(Unruhe) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Herr Minister, einen Moment, bitte! - Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, es ist schon wieder eine 
deutlich wahrnehmbare Geräuschkulisse vorhan-
den. Ich möchte insbesondere auch darum bitten, 
dass die Versammlung im Eingangsbereich rechts 
von mir aufgelöst wird. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: War die 
nicht angemeldet?) 

Das gilt für alle dort Anwesenden, auch für Regie-
rungsmitglieder. Herr Jasper, Frau Heinen-Kljajić, 
bitte! 

(Jens Nacke [CDU]: Jasper ist in der 
Landesregierung? - Heiterkeit) 

Jetzt geht es weiter. 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Vielen Dank, Herr Präsident. 

Im Rahmen eines Gutachtens sollen hierfür eine 
Treibhausgasbilanz für die Landesverwaltung er-
stellt werden und mögliche Reduktionspfade für 
die Zeit bis 2050 aufgezeigt werden.  

Das Gutachten bildet damit auch die Grundlage für 
mögliche Selbstverpflichtungen im geplanten Nie-
dersächsischen Klimaschutzgesetz. Vorstellbar ist 
hier beispielsweise eine eigene Reduktionsver-
pflichtung für den Bereich der Landesverwaltung. 

Zu 3: Die Landesregierung hat mit der Gründung 
der Klimaschutz- und Energieagentur Niedersach-
sen im vergangenen Jahr eine der Hauptempfeh-
lungen der Regierungskommission Klimaschutz 
umgesetzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Die Agentur hat die Aufgabe, sich den Themen 
„Energieeinsparung und Energieeffizienz“ zu wid-
men. Sie soll insbesondere in den Bereichen des 
kommunalen Klimaschutzes, der Energieeffizienz 
in Unternehmen und der Gebäudeenergieeffizienz 
tätig werden.  

Im Gesellschaftsvertrag ist als Gesellschaftszweck 
formuliert: 

„Es ist zentraler Zweck der Gesellschaft, 
Klima und Umwelt zu schützen. Dem Um-
welt- und Klimaschutz dient u. a. die Umstel-
lung auf eine nachhaltige Energiewirtschaft 
und Substitution fossiler Energieträger sowie 

die Senkung des Energieverbrauchs durch 
Erhöhung der Energieeffizienz.“  

In den drei definierten zentralen Arbeitsfeldern 
Kommunen, Unternehmen und privater Gebäude-
bestand sind eine Vielzahl konkreter Maßnahmen, 
Projekte und Unterstützungsarbeiten geleistet wor-
den. Die bisherigen Arbeitsergebnisse lassen sich 
folgendermaßen zusammenfassen: 

Den Kommunen wird im kommunalen Klimaschutz 
eine wichtige Rolle zugewiesen. Sie bewirtschaften 
selbst eine große Zahl an öffentlichen Gebäuden, 
sind u. a. Planungsbehörden für Neubaugebiete, 
Träger von Quartierssanierungen, mitverantwort-
lich für den öffentlichen Nahverkehr und haben 
zudem Vorbildfunktion für die Bürgerinnen und 
Bürger. 

Die Klimaschutz- und Energieagentur Niedersach-
sen bietet den niedersächsischen Kommunen um-
fangreiche Unterstützung auf diesen Feldern an. 
Dies sind im Einzelnen Fortbildungen und Qualifi-
zierungen für effizientes Energiemanagement von 
Liegenschaften, Informationsreihen zur energeti-
schen Gebäudesanierung von Liegenschaften, 
Information und Hilfestellung bei der Beschaffung 
von Fördermitteln des Bundes,  Vermittlung erfolg-
reicher Klimaschutzmaßnahmen zwischen Kom-
munen. Sie führt den Wettbewerb „Klima kommu-
nal“ mit der Auszeichnung „Niedersächsische Kli-
makommune“, und sie vernetzt die Klimaschutz-
manager. 

2014 wurden 21 eigene Veranstaltungen und Qua-
lifizierungskurse durchgeführt, im ersten Halbjahr 
2015 bereits 19. Die Angebote werden von den 
Kommunen durchweg sehr gut angenommen.  

Darüber hinaus sind die zuständigen Mitarbeiterin-
nen der Klimaschutz- und Energieagentur Nieder-
sachsen auf zahlreichen weiteren Veranstaltungen 
mit eigenen Vorträgen vertreten und leisten hierbei 
intensive Beratungstätigkeit für einzelne Kommu-
nen, die sehr gut abgefragt wird. 

Was die Unternehmen betrifft, sind die Effizienz 
und Flexibilität im Energieeinsatz sowie die stärke-
re Nutzung von erneuerbaren Energien die zentra-
len Themen, mit denen sich die Unternehmen in-
tensiv beschäftigen müssen. Hier lassen sich gro-
ße Einsparpotenziale heben. Bislang gibt es in den 
kleinen und mittelständischen Unternehmen häufig 
noch erheblichen Handlungsbedarf. 

Die Klimaschutz- und Energieagentur Niedersach-
sen trägt diese Thematik zusammen mit Koopera-
tionspartnern aus Verbänden und regionalen 
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Energieagenturen an die Unternehmen heran. Ziel 
ist es, zu vermitteln, dass am Anfang des Optimie-
rungsprozesses ein systematisches, strukturiertes 
Vorgehen stehen soll: Mit einer Energieberatung 
und dem Aufbau eines betrieblichen Energiema-
nagements sollen Unternehmen den ersten Schritt 
in Richtung Energieeinsparung gehen. Die Infor-
mation der Unternehmen über Fördermittel des 
Bundes wird ebenfalls intensiv verfolgt. 

Um die Anforderungen des Energiedienstleis-
tungsgesetzes erfüllen zu können, werden aktuell 
für Unternehmen drei Ad-hoc-Transferzentren 
eingerichtet. Dies geschieht in einem gemeinsa-
men Projekt von KEAN, Unternehmerverbänden 
Niedersachsen und der Dienstleistungsgesellschaft 
der Norddeutschen Wirtschaft. 

In einem weiteren Schritt wirkt die Klimaschutz- 
und Energieagentur Niedersachsen an der von der 
Bundesregierung vorgesehenen Gründung von 
betrieblichen Energieeffizienznetzwerken mit. 

Dem Gebäudebestand kommt bei der Energieein-
sparung eine zentrale Bedeutung zu. 40 % der 
Endenergie wird in Gebäuden verbraucht, fast 
alles für Heizwärme und Warmwasserbereitung. 
Hier gilt es, die Gebäudeeigentümer unmittelbar 
anzusprechen, zu informieren, zu motivieren und 
Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Eine 
Schlüsselfunktion kommt dabei Informationskam-
pagnen, verbunden mit einer kostenfreien oder 
kostengünstigen Einstiegsberatung, zu. 

Die Klimaschutz- und Energieagentur arbeitet hier 
mit lokalen Akteuren zusammen, insbesondere 
Kommunen und regionalen Energieagenturen.  

In Kooperation werden folgende Beratungsange-
bote unterbreitet: 

Eine Gebäudeenergieberatung in Zusammenarbeit 
mit der Verbraucherzentrale und den Landkreisen, 
eine Solarberatung für Hauseigentümer in Zu-
sammenarbeit mit regionalen Energieagenturen, 
Landkreisen und Städten - 2014 in fünf Landkrei-
sen, 2015 in elf Landkreisen und Städten.  Ziel ist 
es immer, gezielt in die Kooperation zu gehen, wo 
es von den Kommunen im Verbund mit unterstützt 
wird. 

Beratungskampagnen zur Heizungsoptimierung 
mit regionalen Energieagenturen und lokalen Trä-
gern werden 2015 in acht Regionen durchgeführt.  

Um insgesamt das ortsnahe Beratungsangebot zu 
verbessern, initiiert und begleitet die Klimaschutz- 
und Energieagentur Niedersachsen die Gründung 
neuer lokaler Klimaschutz- und Energieagenturen.  

Neugründungen werden zudem vom Niedersäch-
sischen Ministerium für Umwelt, Energie und Kli-
maschutz finanziell über drei Jahre gefördert. 2015 
wurden bereits vier neue Einrichtungen gegründet. 
Regionale Energieagenturen sind nach allen Er-
fahrungen besonders gut geeignet, das Thema der 
energetischen Gebäudemodernisierung an die 
Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer her-
anzutragen und sie zum Handeln zu motivieren. 

Darüber hinaus befasst sich die Klimaschutz- und 
Energieagentur mit der Entwicklung neuer Sanie-
rungskonzepte z. B. für denkmalgeschützte Ge-
bäude und bereitet eine Auszeichnung für solche 
sanierte Gebäude vor. 

Im Weiteren leistet sie für die Qualifizierung neuer 
Energieagenturen und die Zusammenarbeit beste-
hender Energieagenturen umfangreiche Unterstüt-
zung. Wir hoffen vor allen Dingen auch, dass wir 
insgesamt die Ausschöpfung bei den Bundesför-
derprogrammen der BAFA und der KfW erheblich 
steigern können. Letztlich sind das alles Investitio-
nen, die auch in Niedersachsen getätigt werden, 
meine Damen und Herren. Sie unterstützen vor Ort 
unsere Unternehmen und unsere Handwerker und 
sorgen dafür, dass nicht nur beim Klimaschutz 
etwas vorangeht, sondern dass auch lokale Wert-
schöpfung entsteht, lokal Arbeitsplätze unterstützt 
werden und Qualifizierung erfolgt.  

Ich danke Ihnen herzlich fürs Zuhören.  

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister Wenzel. - Meine Damen 
und Herren, wir können jetzt zu den Zusatzfragen 
kommen. Dazu noch einmal der allgemeine Hin-
weis: Jeder Fragesteller kann bis zu zwei Zusatz-
fragen stellen. Die Zusatzfragen dürfen nicht verle-
sen werden. Sie müssen zur Sache gehören und 
kurz und knapp sein.  

Bitte sehr, Herr Kollege Henning von der SPD-
Fraktion macht den Anfang. Bitte! 

Frank Henning (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Da wir 
kurz vor den Haushaltsberatungen stehen, frage 
ich die Landesregierung: Wie will die Landesregie-
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rung die dargestellten Klimaschutzmaßnahmen im 
Einzelnen im Landeshaushalt finanzieren? 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister Wenzel! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Wir sind noch vor der Aufstellung 
des Entwurfs des Haushaltsplans für das Jahr 
2016. Deswegen darf ich der Klausur der Landes-
regierung an dieser Stelle nicht vorgreifen. Aber 
wir haben beispielsweise bei der Bereitstellung von 
Richtlinien zur Förderung der Kommunen aus EU-
Fördermitteln Sorge getragen, dass ein erheblicher 
Teil der Mittel den Kommunen künftig für kommu-
nale Klimaschutzaktivitäten zur Verfügung steht.  

Das Thema Moorschutz wurde in der Vergangen-
heit unterschätzt. Aber es hat erhebliche Auswir-
kungen auf die CO2-Emissionen. Mit etwa 6 Millio-
nen Euro pro Jahr sind wir künftig in der Lage, 
Projekte vor Ort zu unterstützen, die von Verbän-
den, von Initiativen, von Landwirten oder von 
Kommunen auf den Weg gebracht werden. Auf-
grund der Kofinanzierung gehen wir davon aus, 
dass allein in diesem Bereich künftig etwa 11 Milli-
onen Euro pro Jahr eingesetzt werden. Wir können 
Ihnen aber gerne die darüber hinaus vorgesehe-
nen Finanzierungsmaßnahmen in Kürze genauer 
vorstellen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage kommt vom Kollegen Marcus Bosse von der 
SPD-Fraktion. Bitte sehr! 

Marcus Bosse (SPD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Ich möchte gern 
Herrn Minister Wenzel fragen, wann das von ihm 
angekündigte Klimakompetenzzentrum kommt und 
wie es aussieht. Das würde uns interessieren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
Herr Minister Wenzel. 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter Bosse! Ich glaube, es wäre besser, 
von einem Klimakompetenznetzwerk zu sprechen. 
Wir wollen keine neue Institution schaffen. Wir 
haben mit der Klimaschutz- und Energieagentur 
eine Institution, die z. B. die Kommunen, die Un-
ternehmen und die privaten Akteure bestmöglich 
beraten soll, wenn es z. B. darum geht, Fördermit-
tel zu bekommen oder möglichst sinnvolle Investi-
tionen zu tätigen. Wir haben mit dem NLWKN Ex-
perten für Wasserwirtschaft, Küstenschutz und 
Hochwasserschutz. Wir haben beim LBEG Exper-
ten, die sich mit Bodenschutz befassen. Wir haben 
im Ministerium Experten für den Klimaschutz. Wir 
haben ein umfangreiches Netzwerk von Universitä-
ten, die sich mit Klimaschutz und Klimafolgenan-
passung im Bereich der Forschung beschäftigen.  

Wir wollen mit einem solchen Klimaschutznetzwerk 
Sorge dafür tragen, dass all diejenigen, die Infor-
mationen brauchen - sei es als Unternehmen, sei 
es als Kommune oder sei es, um Vorsorge im pri-
vaten Bereich zu treffen -, in diesem Netzwerk 
immer den bestmöglichen Ansprechpartner und 
Experten finden, der ihnen so schnell wie möglich 
weiterhelfen kann. Es geht also eher darum, den 
richtigen Pfad zu entdecken, um das gesamte 
Know-how unseres Landes fruchtbar werden zu 
lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt der Abgeordnete Karsten Becker von 
der SPD-Fraktion.  

Karsten Becker (SPD): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren, ich frage die Landesregierung: Wie sollen 
die Ergebnisse des Runden Tisches zur Energie-
wende umgesetzt werden?  

Danke.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister Wenzel! 
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Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Der Runde Tisch hat sich bereits einmal mit dem 
ersten Teil eines Szenarios für die Energieversor-
gung bis zum Jahr 2050 in Niedersachsen befasst. 
Das Konsortium, was diese Szenarien erarbeitet, 
wird in der zweiten Jahreshälfte ein zweites 80-
Prozent-Szenario vorstellen. Wir werden uns beim 
Runden Tisch einmal mit einem Leitbild für eine 
nachhaltige Energie- und Klimaschutzpolitik befas-
sen. Wir werden dort Eckpunkte für ein Klima-
schutzgesetz beraten.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Jetzt endlich?) 

- Ja, so sieht Bürgerbeteiligung aus, Herr Birkner.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr. Stefan 
Birkner [FDP]: Zuerst wollten Sie das 
nicht vorlegen! Fragen Sie die Bürger 
mal, wie die das finden!) 

Meine Damen und Herren, in weiteren Sitzungen 
ist dann geplant, Beiträge zu einem integrierten 
Energie- und Klimaschutzprogramm zu erarbeiten. 
Wenn Sie sich angucken, welche Verbände und 
Institutionen hier insgesamt mitarbeiten, dann wer-
den Sie feststellen, dass damit ein ganz großer 
Teil der Bürgerinnen und Bürger in unserem Land 
erreicht wird, die damit die Gelegenheit und die 
Möglichkeit haben, aktiv Beiträge und Kritik einzu-
bringen.  

Uns liegt vor allen Dingen auch an einem kriti-
schen Dialog. Meines Erachtens macht es keinen 
Sinn, von oben herab ein Konzept über das Land 
zu legen, sondern das muss in einem engen Dia-
log entstehen. Was am Ende auf dem Tisch liegt, 
muss möglichst breit in der Gesellschaft, in der 
Bevölkerung getragen werden. Daran liegt uns. 
Entsprechende Kommunikationsangebote werden 
wir machen, um am Ende zu einer solch breiten 
Unterstützung für ein langfristiges Konzept zu 
kommen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Es folgt jetzt eine 
Zusatzfrage vom Kollegen Axel Brammer von der 
SPD-Fraktion. Bitte sehr! 

Axel Brammer (SPD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Ich frage die Lan-
desregierung, wie sie die aktuelle Energiepolitik 
beurteilt. 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister! 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das kann 
jetzt länger dauern!)  

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Lassen Sie mich einige Stichworte nennen. Ich 
weiß, dass z. B. hier im Landtag noch einige Kli-
maskeptiker - sage ich mal - immer wieder ihre 
Stimme erheben. 

(Anja Piel [GRÜNE]: Einige wenige!)  

Ich nehme aber wahr, meine Damen und Herren, 
dass es mittlerweile sowohl im Bereich der Wis-
senschaft als auch im Bereich der Politik und in der 
Bevölkerung eine sehr breite Überzeugung dahin 
gehend gibt, dass wir das Thema Klimaschutz 
ernst nehmen müssen. Wir haben allerdings schon 
Spuren hinterlassen, die sich nicht wieder aus der 
Welt schaffen lassen. Deswegen habe ich ganz 
bewusst von „Klimaschutzvorsorge für die Zu-
kunft“, aber auch von „Klimaanpassung“ gespro-
chen.  

Das heißt, wir werden manche Prozesse gar nicht 
mehr stoppen können, weil wir in den vergangenen 
Jahrzehnten durch menschliches Einwirken Ver-
änderungen hervorgerufen haben, die einen An-
stieg der globalen Erdtemperatur um mindestens 
2° C wahrscheinlich werden lassen. Wenn sich 
unser gegenwärtiger globaler Pfad Bahn brechen 
würde, würden wir nach Ansicht der Wissenschaft-
ler sogar bei etwa 4,5 bis 5,4° C landen. Schon die 
2° C - das sagen uns die Wissenschaftler - haben 
massive Veränderungen für unsere Art zu leben, 
zu wirtschaften und zu arbeiten zur Folge.  

Auf der anderen Seite sehe ich aber auch sehr 
hoffnungsvolle Signale. Ich habe gestern die En-
zyklika des Papstes, aber auch die Position der 
G 7 erwähnt.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Und der 
EKD auch! Nicht nur der Papst!)  

Wir haben von der EU über die Bundesregierung 
bis zur Landesebene Beschlüsse, die sagen: Wir 
wollen die 2°-C-Ziele einhalten. Das Problem ist 
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nur die Konkretisierung im Detail. Wir haben das 
im Zusammenhang mit der Diskussion über den 
Klimabeitrag der Bundesregierung gesehen. Die 
Frage ist: Wie kann man weitere 22 Millionen t 
einsparen, um die Klimaziele zu erreichen, die 
Deutschland auch für Paris zugesagt hat? - Wenn 
es dann konkret wird, zeigen sich auch die Heraus-
forderungen. Das wollen wir für Niedersachsen 
auch leisten. Insgesamt aber - das sage ich Ihnen - 
sehe ich das Umfeld für ein solches Umsteuern 
sehr positiv.  

Ich glaube, dass man bei allen Problemen und 
Herausforderungen - die werden in Zukunft gewal-
tig sein - auch nicht unterschätzen darf, welche 
Chancen sich auf der anderen Seite entwickeln. 
Wir sind in wichtigen Branchen Technologieführer 
geworden, weil wir hier Produkte entwickelt haben, 
die weltweit nachgefragt werden - ob das bei-
spielsweise Batteriesysteme sind, ob das Wind-
kraft ist oder ob das Biogasanlagen oder Photovol-
taikanlagen sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Da spielt Niedersachsen tatsächlich in der ersten 
Liga bei ganz wichtigen Themen. Auch for-
schungspolitisch sind wir ganz vorne mit dabei. 
Das wollen wir weiter ausbauen. Das wollen wir 
weiter befördern. Wir sehen hier Chancen eben 
auch für den Technologietransfer, aber auch wirt-
schaftliche Chancen, wenn wir ganz vorne mit 
dabei sind, Produkte und Dienstleistungen zu ent-
wickeln, die am Ende nicht nur in Niedersachsen, 
sondern bundesweit, europaweit oder gar global 
nachgefragt werden. Wir haben eine sehr export-
orientierte Wirtschaft.  

Von daher macht sich das auch auf der Seite des 
Arbeitsmarktes bemerkbar. Deswegen freue ich 
mich hier auch über die sehr gut funktionierende 
Zusammenarbeit mit den anderen Ressorts, sei es 
mit dem Wirtschaftsministerium, sei es mit dem 
MWK oder sei es hinsichtlich der Klimafolgenan-
passung mit dem Sozialministerium. Wir ziehen da 
an einem Strang, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke, Herr Minister Wenzel. - Meine Damen und 
Herren, wir haben hohen Besuch, auf den ich Sie 
gerne aufmerksam machen möchte. In der Ehren-
loge hat Herr Don Harwin, Präsident des Legislati-

ve Council des Parlaments von New South Wales, 
Australien, Platz genommen.  

(Starker Beifall) 

Mr. President, this is a hearty welcome from the 
whole Parliament. We hope you have a pleasant 
stay in Lower Saxony, the most beautiful country of 
all 16 German countries.  

(Beifall)  

This session is for questions. The Parliament has 
questions. The Government - sitting to the right 
and to the left from me - has - you know that - to 
answer.  

Wir setzen fort. We continue: The next question 
comes from Mr. Oesterhelweg, CDU-Fraktion.  

(Heiterkeit und Beifall) 

Bitte sehr, Herr Kollege!  

Frank Oesterhelweg (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass Fragen von 
Hochwässern eindeutig zu den Folgen eines Kli-
mawandels gehören, und vor dem Hintergrund, 
dass wir die Themen Gewässerunterhaltung und 
Gewässerpflege aus unserer Entschließung, um 
sie gemeinsam verabschieden zu können, ausge-
klammert haben, frage ich die Landesregierung: Ist 
die Landesregierung bereit, eine intensivere und 
den Interessen der Anlieger dienende angemes-
sene Gewässerpflege wie Entbuschung, Mahd 
oder auch Ausbaggerung auf das Ursprungsniveau 
zuzulassen?  

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung Herr Mi-
nister Wenzel! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Mr. Oesterhelweg, thank you for your question. 

(Heiterkeit) 

Welcome in Lower Saxony! 

Herr Oesterhelweg, das Thema Hochwasserschutz 
spielt im Zusammenhang mit dem Thema Klima-
folgenanpassung eine ganz gewaltige Rolle. So-
wohl mit Blick auf das Hochwasser, aber auch mit 
Blick auf das Niedrigwasser kommen große Her-
ausforderungen auf uns zu.  
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Niedrigwasser kann z. B. die Wasserqualität er-
heblich beeinträchtigen. Es kann ferner dazu füh-
ren, dass die Sauerstoffgehalte so stark sinken, 
dass beispielsweise die Fische zu wenig Sauer-
stoff zum Atmen haben. Es kann also auch da 
negative Folgen haben. Das Thema Kühlwasser - 
auch für Kraftwerke - ist ebenfalls ein wichtiges 
Thema. 

Auf der anderen Seite ist das andere Extrem aber 
mindestens genauso unangenehm. Von daher 
widmen wir dem sehr große Aufmerksamkeit. Das 
heißt z. B., auch gute Vorhersagen zu treffen und 
eine gute Vorsorge zu betreiben. Menschen, die 
sich auf mögliche Hochwasserschutzereignisse 
einstellen, werden am Ende immer besser damit 
klarkommen als diejenigen, die völlig überrascht 
sind.  

Das fängt z. B. schon bei der Planung von Bauge-
bieten an. Das Wasser, das bei einem Regenfall 
innerhalb weniger Minuten im Vorfluter und damit 
in unseren Bächen und Flüssen landet, ist sozusa-
gen die alte Welt gewesen. Etwas anderes ist es, 
bei der Ausgestaltung von Baugebieten eine Mul-
denentwässerung vorzusehen, eine Oberflächen-
entwässerung, die dazu dient, das Wasser inner-
halb des Baugebietes aufzufangen, dann in Rück-
haltebecken weiterzuleiten und schließlich nur mit 
großer Verzögerung abzugeben. Allein das kann 
schon wichtige Effekte mit sich bringen; denn die 
Starkregenereignisse, die wir in den letzten Jahren 
erlebt haben, die innerhalb kürzester Frist extreme 
Wassermengen gebracht haben, stellen eine Her-
ausforderung dar. 

Das Thema Gewässerunterhaltung spielt in diesem 
Zusammenhang natürlich auch eine wichtige Rolle. 
Wir werden Ihnen noch einen Vorschlag zum Was-
sergesetz vorlegen. Auch da werden wir diese 
Frage noch einmal intensiv diskutieren müssen: 
Wie sind die Regeln heute? Was hilft hier am bes-
ten? Wie sollte eine Unterhaltung so erfolgen, dass 
sie im Zweifel alle diese Anforderungen erfüllt, 
aber auch ökologischen Anforderungen gerecht 
wird? 

Wir hatten in der Vergangenheit - in den 60er- und 
in den 70er-Jahren - oft die Einschätzung: mög-
lichst gerade, möglichst kanalähnlich, möglichst 
schnell weg mit dem Wasser. - Das hatte aber zur 
Folge, dass der Unterlieger die ganze Chose vor 
der Haustür hatte. Wir wissen heute, dass das ein 
Problem ist. 

Die Gemeinden sind zunächst einmal zuständig 
und für den Hochwasserschutz verantwortlich. Wir 
unterstützen sie in ihren Planungen nach bestem 
Wissen und Gewissen und vor allen Dingen auch 
mit Finanzmitteln. Wir setzen darauf, dass Ge-
meinden auch gemeindeübergreifend zusammen-
arbeiten. Ich glaube, gerade bei Ihnen im Wahl-
kreis gibt es dafür ein ganz gutes Beispiel. Wir 
setzen darauf, dass im Zweifel der Oberlieger mit 
dem Unterlieger zusammenarbeitet. Im Rahmen 
des Nationalen Hochwasserschutzprogramms - 
z. B. gerade auch an der Elbe - sind wir am Ende 
immer auf die Oberlieger angewiesen. Wir möch-
ten, dass hier möglichst auch die Bundesländer 
oberhalb von Niedersachsen bestmöglich mit uns 
zusammenarbeiten, wenn es etwa um Rück-
deichungen, die Anlage von Poldern oder die Be-
seitigung von Schwachstellen geht. Darauf setzen 
wir. Wir gucken also nicht mehr unbedingt, wie viel 
Euro in Niedersachsen an der Elbe investiert wor-
den sind, sondern wir schauen uns die gesamte 
Flussgebietsgemeinschaft an, um festzustellen, 
was wir alle gemeinsam bewegen können. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Unser 
Pilotprojekt!) 

Die Frage, die am Ende steht, z. B. wie ein Vorflu-
ter am besten unterhalten werden kann, muss aber 
vor Ort entschieden werde. Die Landesregierung 
wird nicht zentral entscheiden, sondern die lokalen 
Akteure, die Ortskenntnisse haben, müssen die 
Diskussionen in den Gemeinden führen und dafür 
Sorge tragen, dass die richtigen Entscheidungen 
getroffen werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Kollege Ernst-Ingolf Angermann, CDU-
Fraktion. Bitte! 

Ernst-Ingolf Angermann (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Minister Wenzel, Sie haben eben 
schon den Hochwasserschutz angesprochen. Die-
ses Thema hat eine große Bedeutung. Unser Kol-
lege Oesterhelweg hat dazu ja ein besonderes 
Projekt im nördlichen Harzvorland angeregt, das 
für Niedersachsen beispielhaft ist. Könnten Sie 
sich ein ähnliches Projekt auch im Bereich Aller-
Oker-Fuhse im Kreis Celle vorstellen? Konkret: 
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Wie würden Sie das unterstützen, sodass das zum 
Erfolg geführt werden kann? 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Minister, bitte sehr! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Angermann, wir unterstützen 
die Gewässerrenaturierung aktuell mit einem Pro-
gramm. Auch bei diesem Thema setzen wir sehr 
stark auf lokale Gewässerallianzen und darauf, 
dass vor Ort gemeinsam entschieden und projek-
tiert wird, was in diesem Bereich zu passieren hat.  

Die Aller-Region ist eine sehr interessante Region. 
Sie ist heute für die Schifffahrt - abgesehen vom 
Sportbootverkehr - nicht mehr von Bedeutung. In 
der Vergangenheit mag das einmal anders gewe-
sen sein. Von daher gibt es gerade aufseiten der 
Umwelt- und Naturschutzverbände Hoffnungen, 
dass man an der Aller wieder verstärkt zu einer 
Renaturierung kommt. Wir sind gerne bereit, ge-
meinsam darüber zu beraten, wie lokale Projekte 
aussehen und vom Land unterstützt werden kön-
nen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Kollege Rudolf Götz, CDU-Fraktion. 

Rudolf Götz (CDU): 
Herr Minister, es geht um das Thema Starkregene-
reignisse. Ich komme aus Seesen. In Seesen/ 
Rhüden kämpfen wir seit Jahren um ein Rückhal-
tebecken bzw. eine Talsperre. Das scheint jetzt an 
der Kosten-Nutzen-Relation zu scheitern. Die 
Kommunen und der Ausbauverband Nette sind 
bereit, diese Maßnahme durchzuführen, aber das 
Land will uns nicht mehr helfen. Was können Sie 
dazu sagen? 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister Wenzel, bitte sehr! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Götz, ich glaube, ich habe es 

hier im Plenum schon einmal gesagt, vor allen 
Dingen habe ich es aber den Wasserverbänden 
und den Deichverbänden immer gesagt: Für mich 
ist Hochwasserschutz ein Thema, das möglichst 
überparteilich bzw. streitfrei gestellt werden sollte. 
Mir liegt sehr daran, dass vor Ort dafür Sorge ge-
tragen wird, dass die Argumente richtig abgewo-
gen werden, dass z. B. beim Küstenschutz immer 
geschaut wird, wo die nächste Schwachstelle ist, 
wo der Unterbestick so ist, dass dort die nächste 
Investitionsmaßnahme erfolgt. Das ist mir bei dem 
Thema ganz wichtig.  

Sie wissen, dass der Aller-Leine-Oker-Plan aus 
den 1960er-/1970er-Jahren vorgesehen hat, ent-
lang der Leine in den Seitentälern sehr viele 
Hochwasserrückhaltebecken zu bauen. Das ist 
damals nie in dieser Form realisiert worden. Der 
Wendebach-Stausee, der uns aktuell so viele 
Probleme bei der Sanierung gemacht hat und der 
auch so viele Kosten bei der Sanierung verursacht, 
war damals sozusagen ein Pilotprojekt aus dem 
Aller-Leine-Oker-Plan. Man hat sich aber im Laufe 
der letzten Jahrzehnte von der Philosophie, in 
jedes Bachtal ein Hochwasserrückhaltebecken 
oder ein Staubecken einzubauen, weitgehend ver-
abschiedet. Man hat vielmehr versucht, stärker 
natürliche Prozesse zu berücksichtigen.  

Deswegen gilt es, bei jedem Einzelprojekt abzu-
wägen, was am Ende die beste Maßnahme ist, um 
den Unterlieger zu schützen. Es muss aber auch 
darum gehen, was der Oberlieger dazu beitragen 
kann, dass in der Starkregenphase erst gar nicht 
so viel Wasser in die Flüsse und Bäche gelangt. 

Ich glaube, an dieser Stelle muss man sich vor Ort 
noch einmal sehr genau angucken, was finanziell 
möglich ist und was am Ende den Anliegen der 
jeweiligen Gemeinden gerecht wird. Ich kann hier 
keine konkrete Aussage zum Planungsstand des 
von Ihnen genannten Projekts machen; das muss 
ich Ihnen nachliefern.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN - 
Frank Oesterhelweg [CDU]: Also in 
Kurzform: „Wir prüfen das!“?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage - für ihn wäre das dann bereits die zweite - 
stellt der Kollege Frank Henning. Bitte! 

Frank Henning (SPD): 
Mr. President! Meine Damen und Herren! Vor dem 
Hintergrund der angespannten finanziellen Haus-
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haltssituation vieler Kommunen stellt aus meiner 
Sicht die energetische Sanierung vor allem des 
Gebäudebestandes eine große finanzielle Heraus-
forderung dar. Ich denke da an Sporthallen, Schu-
len, öffentliche Verwaltungsgebäude usw. Vor 
diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
Wie will die Landesregierung die Kommunen bei 
dieser Herausforderung finanziell unterstützen? 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
wiederum der Umweltminister. Herr Wenzel, bitte! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Landesregierung hat am vorvergangenen 
Dienstag das Kommunalinvestitionsförderpro-
gramm verabschiedet, nach dem Mittel z. B. auch 
für die energetische Sanierung von Schulen ge-
nutzt werden können. Wir wollen darüber hinaus 
seitens des Umweltministeriums einen Großteil der 
Fördermittel, die uns aus dem EU-Bereich zur 
Verfügung stehen - Größenordnung etwa 80 Milli-
onen Euro in den nächsten fünf Jahren -, für die 
Unterstützung der Kommunen einsetzen. Ich glau-
be, dass diese Mittel in vielen Fällen auch in den 
Schulen gut eingesetzt sind. Denn wir haben aktu-
ell ein beispiellos niedriges Zinsniveau, sodass 
jetzt ein guter Zeitpunkt ist, um zu investieren.  

Wir sind gerade auch dabei, Multiplikatorenveran-
staltungen durchzuführen. Die Multiplikatoren ge-
hen gezielt auf die Verantwortlichen in den Kom-
munen zu, um ihnen das Know-how für die Mög-
lichkeiten im finanziellen Bereich zu vermitteln. 
Von daher glaube ich, dass es gelingen kann, in 
Zukunft erhebliche zusätzliche Investitionen zu 
befördern. Die Bürgermeister werden wir direkt 
ansprechen. 

Wir haben ganz klar das Ziel, die Ausschöpfung 
der Fördermittel des Bundes so zu steigern, dass 
wir weit über dem Faktor liegen, der uns anteilig 
nach dem Königsteiner Schlüssel zustehen würde. 
Die Ausschöpfung liegt bei einigen Förderpro-
grammen bei 5 %, 6 % oder 7 %. Bei anderen liegt 
sie bereits über 10 %. Bei einigen Förderprogram-
men liegen wir bereits an der Spitze. 

Wir unterstützen die Kommunen vor allen Dingen 
auch im Bereich Quartiersmanagement. Der Bund 
zahlt 65 %, und das Land legt noch etwas drauf, 

sodass Kommunen, die beispielsweise nicht so 
kapitalstark sind, sogar auf einen Fördersatz von 
90 bis 95 % kommen, wenn sie einen Quartiers-
manager einstellen. Der Quartiersmanager be-
trachtet praktisch immer ein Ensemble. Ziel ist also 
nicht die Sanierung eines einzelnen Gebäudes, 
sondern es soll möglichst geschaut werden, wie 
man auch Nachbargebäude in dem Bereich, in 
dem die Schule steht, einbeziehen kann. Das hat 
sich als sehr wirkungsvoll erwiesen, weil sich dann 
auch der Kommunikationsprozess innerhalb der 
Kommune plötzlich ganz anders und viel dynami-
scher entwickelt. 

Der eine oder andere Privathaushalt, der sonst 
vielleicht mit der Fülle der Förderprogramme über-
fordert ist - schauen Sie einmal auf die Website der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau oder des BAFA -, 
bekommt dann vor Ort in diesen Netzwerken eine 
optimale Beratung. Das wird sehr gut nachgefragt. 
Daher glauben wir, dass wir unsere EU-Förder-
mittel hier auch sehr gut einsetzen können. 

Wir wollen sie allerdings nicht für die Standardför-
derung einsetzen. Da gucken wir immer erst, was 
das BAFA und die KfW im Angebot haben. Wir 
haben gemeinsam mit Experten von BAFA und 
KfW hier auch einzelne Programme identifiziert, 
die besonders gut auf die Bedürfnisse der Kom-
munen zugeschnitten sind und dort eingesetzt 
werden können. 

Mit Mitteln, die wir als Landesregierung zur Verfü-
gung haben, wollen wir Leuchtturmprojekte för-
dern, also beispielhafte Dinge, für die Kommunen 
sich entscheiden und sagen: Hier machen wir et-
was, was über das übliche Maß hinausgeht und 
dann auch Vorbildwirkung für die Nachbarkommu-
ne oder das Nachbardorf oder die Nachbarstadt 
entfalten kann. 

Ich glaube, das kann am Ende dazu führen, dass 
wir in Bezug auf das gewaltige Potenzial, das wir 
bei der Energieeinsparung und der Energieeffizi-
enz noch heben können, vorankommen. Wenn ich 
es mir über alles angucke, schätze ich: Energie-
einsparung ist heute so weit möglich, dass wir 
durchaus 50 % der Energie, die wir derzeit ver-
brauchen, einsparen können. Das bedeutet nicht 
eine Halbierung des Stromverbrauchs. Der Strom-
verbrauch wird eher noch ansteigen, weil wir bei-
spielsweise im Mobilitätsbereich auf Elektromobili-
tät umstellen. Der Energieverbrauch insgesamt 
kann aber halbiert werden. 
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Das muss man sich dann immer auch übertragen 
auf den kommunalen Haushalt vorstellen. Wenn 
ich die Rechnung für Heizöl, Gas und andere Din-
ge, die ich zum Betriebsunterhalt benötige, halbie-
ren kann, macht sich das im kommunalen Haushalt 
sehr langfristig sehr wirkungsvoll bemerkbar. Es 
entlastet also nicht nur die Umwelt, sondern auch 
die kommunalen Haushalte. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Jetzt folgt eine Frage 
des Abgeordneten Hans-Joachim Janßen, Bündnis 
90/Die Grünen. Bitte sehr! 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zurück 
zu den Auswirkungen: Ich frage die Landesregie-
rung, welche Erkenntnisse sie über die Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die Biodiversität hat. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Eine gute 
Frage!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Bitte sehr, Herr Minister! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das ist eine sehr interessante Frage, weil wir uns 
grundsätzlich alle gemeinsam verpflichtet haben, 
die Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt, 
die die Bundesregierung vor einigen Jahren be-
schlossen hat, auch auf Länderebene umzusetzen, 
also die Artenvielfalt zu erhalten.  

Mit den Veränderungen unseres Klimas erleben 
wir Belastungen, die sich auch auf den Artenbe-
stand sehr nachhaltig auswirken können. Wissen-
schaftler befürchten, dass dies zu einem Arten-
sterben führen kann, das durchaus 20 bis 30 % 
der Populationen betrifft. Das ist je nach Klima-
region unterschiedlich.  

Aus der Historie gibt es auch Erfahrungen, wie sich 
z. B. die Zahl der Baumarten aufgrund von klimati-
schen Veränderungen in der Vergangenheit ver-
ändert hat. So ist die Zahl der Baumarten in der 
Vergangenheit z. B. in Europa deutlich stärker 
zurückgegangen als in Nordamerika. 

Wir erleben, dass sich Klimazonen verschieben. 
Damit werden sich auch Lebensräume von Vögeln, 
Säugetieren und Insekten verschieben.  

Das hat nach allen Prognosen, die wir heute ken-
nen, in der Regel eher negative Folgen. Auch das 
ist ein Grund, den Klimaschutz konsequent anzu-
packen. Aber wir werden hier leider schon nicht 
mehr alles verhindern können, was sich mittlerwei-
le bereits abzeichnet. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Abgeordneter Lutz Winkelmann, CDU-
Fraktion. Bitte sehr! 

Lutz Winkelmann (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 
Herr Minister Wenzel, Sie sprachen vorhin von 
einer Einsparung von Primärenergie. Ich möchte 
Ihnen vorhalten: Ihr Amtskollege Remmel aus 
Nordrhein-Westfalen - - - 

Präsident Bernd Busemann: 
Nicht vorhalten, Herr Kollege; lieber fragen! 

Lutz Winkelmann (CDU): 
Vor dem Hintergrund - - - Wenn Sie wünschen, 
mache ich es sprachlich primitiv. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN - Miriam 
Staudte [GRÜNE]: Das Niveau ist 
schon einmal erreicht!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Nein, machen Sie es einfach nach der Geschäfts-
ordnung! 

Lutz Winkelmann (CDU): 
Vor dem Hintergrund, dass sich Ihr nordrhein-
westfälischer Amtskollege Remmel auf der LIGNA 
2013 aufgrund der Ergebnisse der Studie „Beitrag 
des NRW Clusters ForstHolz zum Klimaschutz“ für 
den Holzbau eingesetzt hat, vor dem Hintergrund, 
dass Holzbau nicht nur in New South Wales, son-
dern auch in British Columbia durch den Wood 
First Act of British Columbia gefördert wurde und 
vor dem Hintergrund, dass selbst der Kollege Ans-
gar-Bernhard Focke sich gestern in seiner bahn-
brechenden Parlamentsrede für den Holzbau ein-
gesetzt hat, frage ich Sie: Beabsichtigen auch Sie, 
die grüne Politik Ihres Amtskollegen Remmel aus 
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Nordrhein-Westfalen praktisch ins Leben umzuset-
zen? 

Danke schön. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Herr Minister, bitte sehr! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Winkelmann, Sie sprechen ein weiteres großes 
Feld an, das wir beim Thema Klimaschutz und 
Klimaanpassung betrachten müssen, nämlich das 
Thema Waldumbau und die Frage: Welche Baum-
arten können Klimaveränderungen am besten 
abfedern? Welche Baumarten sind am resistentes-
ten, wenn es z. B. im Sommer dazu kommt, dass 
das Grundwasser tiefer steht, als es bisher in Mit-
teleuropa oder in den jeweiligen Regionen Nieder-
sachsens zu erwarten gewesen ist?  

Das ist nicht nur ein Forschungsthema, sondern 
natürlich auch ein Thema für die Praxis. Die Frage, 
ob ich, wenn ich Holz - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: Herr Minister, Sie 
sind ganz dicht an der Loriot-Rede! 
Das wissen Sie?) 

- Sie können das ja noch einmal konkretisieren. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Bei Lori-
ot muss ich immer lachen!) 

Beispielsweise die Frage zum Holzbau, also die 
Frage, wie ich Holzprodukte möglichst langfristig 
stofflich nutzen kann, ist eine sehr, sehr spannen-
de Frage. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Wir wol-
len jetzt Antworten haben, keine Fra-
gen!) 

Gerade auch im Hausbau ist es meines Erachtens 
sinnvoll, verstärkt auch Holzprodukte einzusetzen, 
auch aus Klimaschutzgesichtspunkten. 

Was die Projekte von Herrn Remmel angeht, 
müssten Sie mir noch einmal genau vortragen, 
welches Projekt Sie da genau meinen. Ich kann 
Ihnen aber grundsätzlich sagen, dass ich die stoff-
liche Nutzung von Holz für sehr unterstützenswert 
halte.  

Insofern hat die Forstwirtschaft hier ein Feld, das 
eine wachsende Bedeutung hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt der Abgeordnete Martin Bäumer, CDU-
Fraktion. 

Martin Bäumer (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass Galileo Galilei 
zu seiner Zeit sicherlich auch ein Skeptiker war, 
und vor dem weiteren Hintergrund, dass uns viele 
Anfragen von Bürgerinnen und Bürgern erreichen, 
die mit dem Thema Klima weniger anfangen kön-
nen als wir, frage ich die Landesregierung: Herr 
Minister, was halten Sie von aktuellen Studien, die 
vorhersagen, dass wir ab 2030 eine Mini-Eiszeit zu 
erwarten haben? 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Bäumer. - Es folgt die Antwort 
durch die Landesregierung. 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Bäumer, wir haben mit dem 
Netzwerk des IPCC ein Netzwerk von hoch aner-
kannten Wissenschaftlern und wissenschaftlichen 
Einrichtungen, die weltweit vernetzt sind. Ich glau-
be, dass wir hier, was die Forschungsergebnisse 
angeht, auch besser aufgestellt sind als in vielen 
anderen Disziplinen, mit denen wir es täglich zu 
tun haben.  

Ich habe in diesem Zusammenhang von dem von 
Ihnen angesprochenen Beispiel nichts gelesen. 
Deswegen halte ich das auch eher für eine Ente. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das kennen 
Sie nicht? - Martin Bäumer [CDU]: 
Das stand im Focus!) 

- Ja, ich weiß. Ich habe das gelesen. Aber ich ken-
ne keine entsprechende Prognose des IPCC. Ich 
kann Ihnen aber einige Prognosen des IPCC zei-
gen - - - 
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(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Es gibt ja 
ganz viele Szenarien!) 

- Ja. Wenn ich mir aber diejenigen anschaue, die 
am Ende im Abschlussbericht standen und die 
ganz überwiegende Mehrheitsmeinung der Wis-
senschaftler des IPCC - das sind einige Hundert, 
wenn nicht fast 2 000 Wissenschaftler, die hier 
weltweit vernetzt arbeiten - darstellen, dann glaube 
ich, dass das von Ihnen zitierte Beispiel keine be-
lastbare Zukunftsentwicklung beschreibt, Herr 
Bäumer. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Es folgt eine Zusatz-
frage der Abgeordneten Meta Janssen-Kucz, 
Bündnis 90/Die Grünen. Bitte! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kom-
men wir von NRW nach Niedersachsen zurück. Ich 
frage die Landesregierung: Welche Regionen in 
Niedersachsen sind vom Klimawandel besonders 
betroffen, und worauf beruht diese Einschätzung? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister, bitte! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrte Frau Abgeordnete Jans-
sen-Kucz, ich will zwei Regionen nennen, die uns 
aus meiner Sicht vor besondere Herausforderun-
gen stellen. 

Die eine Region ist die Küste, Stichwort Küsten-
schutz. Mit dem Anstieg des Meeresspiegels ist 
sehr ernsthaft zu rechnen. Die Prognosen gehen 
dahin, dass bis zum Ende dieses Jahrhunderts 
knapp 1 m zusätzlich erreicht werden könnte. Das 
ist aber davon abhängig, wie energisch wir und 
letztlich Europa und die Weltgemeinschaft tatsäch-
lich handeln.  

Die Wissenschaftler sagen uns, dass wir es heute 
noch in der Hand haben, dass wir uns heute noch 
entscheiden, ob wir knapp unter 2°C Erderwär-
mung landen oder ob es am Ende bei 5,4° C wer-
den. Damit einher gehen auch unterschiedliche 
Prognosen für den Meeresspiegelanstieg, die zwi-

schen 26 cm und knapp 1 m liegen. Es gibt aber 
auch Wissenschaftler - z. B. die am Potsdamer 
Klimaforschungsinstitut -, die sagen, dass im Be-
reich der Antarktis bei einigen großen Eisschilden 
schon der sogenannte Kipppunkt überschritten ist, 
sodass in den nächsten Jahrhunderten auch Er-
eignisse denkbar sind, die alles das, was wir bisher 
erwartet haben, noch in den Schatten stellen.  

Das fordert uns vor allen Dingen beim Küsten-
schutz. Wir haben jetzt erst einmal Vorsorge für 
einen Meeresspiegelanstieg um 50 cm getroffen, 
und alle festen Bauwerke werden so gegründet, 
dass sie einen Meeresspiegelanstieg bis zu 1 m 
aushalten. Das ist eine Vorsorgemaßnahme, von 
der ich aber hoffe, dass sie am langen Ende nicht 
notwendig ist. Denn wenn wir beim Klimaschutz 
genug tun, dann tun wir gleichzeitig auch etwas für 
den Hochwasser- und Küstenschutz. Diese beiden 
Fragen bedingen sich gegenseitig. 

Die zweite Region, die ich nennen will, ist der östli-
che Teil des Landes - beispielsweise der Landkreis 
Uelzen - mit seinen sehr flachgründigen, sehr san-
digen Böden. Hier können sich aus einer stärkeren 
Trockenheit negative Folgen für die Landwirte 
ergeben. Im Sommer können die Pflanzen im 
Sommer möglicherweise nicht ausreichend mit 
Wasser versorgt werden. Der Landwirt kann zwar 
mit Beregnung dagegenhalten, aber die Bereg-
nung ist teuer, und sie lässt sich im Blick auf unse-
re Grundwasservorräte auch nicht unbegrenzt 
ausweiten. Für viele Landwirte wird sich dann sehr 
schnell die finanzielle Frage stellen, ob die Mehr-
fachberegnung zu einem positiven Deckungsbei-
trag führt.  

Dieser Bereich der Landwirtschaft zieht sich, wenn 
man sich das auf den Klimakarten anschaut, bis 
hin nach Brandenburg. Diese ganze Region leidet 
am ehesten unter den trockenen Frühjahren und 
trockenen Sommern.  

In diesen beiden Regionen werden sich die wirt-
schaftlichen Folgen und die Folgen für mögliche 
Anpassungen meines Erachtens am direktesten 
abzeichnen.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Meta 
Janssen-Kucz [GRÜNE]: Vielen 
Dank!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Seine zweite Zusatz-
frage stellt jetzt der Abgeordnete Oesterhelweg.  
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Frank Oesterhelweg (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Herr Minister, ange-
sichts der Tatsache, dass wir die Hochwasservor-
sorge genauso ausbauen müssen wie die Trink-
wasserreserven - auch um die von Ihnen vorhin 
erwähnten Niedrigwasserauffüllungen gewährleis-
ten zu können - und vor dem Hintergrund, dass ich 
sehr erstaunt war, dass Sie offensichtlich von der 
dezentralen Hochwasservorsorge an den kleinen 
Gewässern weg wollen, frage ich die Landesregie-
rung: Sind Sie bereit, die gerade in Fachkreisen als 
zu klein bezeichnete Innerste-Talsperre auszu-
bauen? 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Minister Wenzel, 
bitte sehr! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter Oesterhelweg, 
ich kann mich nicht daran erinnern, dass ich ge-
sagt hätte, dass wir von dieser dezentralen Vor-
sorge weg wollen. Die dezentrale Hochwasservor-
sorge ist für uns nach wie vor ein zentrales Ele-
ment. Die Gemeinden haben hier eine ganz wich-
tige Funktion.  

Ich muss mich an einer Stelle noch korrigieren. Wir 
zahlen für die Unterhaltungsmaßnahmen an Ge-
wässern keine Zuschüsse an die Kommunen, son-
dern an die jeweiligen Unterhaltungsverbände, die 
dafür zuständig sind. Aber wie gesagt: Wir sehen 
dort eine ganz wichtige Funktion. Wir wollen mit 
denen so optimal wie möglich zusammenarbeiten 
und wollen sie wo immer möglich finanziell unter-
stützen. Aber die Vorsorge vor Ort steht an aller-
erster Stelle. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Frank  
Oesterhelweg [CDU]: Und die Inners-
te-Talsperre?) 

- Darauf kann ich Ihnen spontan keine Antwort 
geben. Die müsste ich nachliefern.  

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Wird 
nachgereicht?) 

- Ja.  

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Heiner Schönecke. Bitte! 

Heiner Schönecke (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Ich 
frage die Landesregierung, speziell unseren Um-
weltminister Herrn Wenzel, ob er uns ein paar 
Informationen zu der Hochwasserlage an der Este 
geben kann. Wenn wir dieses Thema ansprechen, 
dann sollten Sie uns nicht darüber berichten, was 
Sie bisher alles nicht gemacht haben, sondern 
darüber, was Sie an der Este unternehmen wollen. 
Werden Sie den Landkreisen Heidekreis, Harburg 
und Stade -  

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Kollege, fassen Sie sich bitte kurz!  

Heiner Schönecke (CDU): 

- sowie der Freien und Hansestadt Hamburg emp-
fehlen, einen Verband anzulegen? Was haben Sie 
dort vor?  

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Eine gute gedehnte Frage. - Herr Minister! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Schönecke, wir sind für diese 
Fragen nicht zuständig, sondern die Zuständigkei-
ten liegen vor Ort. Wir beraten aber gerne, wenn 
es darum geht, eine möglichst optimale Lösung zu 
finden. Wir wollen uns als Land aber nicht in Ange-
legenheiten einmischen, die am Ende bei den 
Kommunen liegen. Von daher liegt uns sehr daran, 
an der Stelle auf die Kleiderordnung zu achten.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage kommt aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen. Kollegin Westphely! 

Maaret Westphely (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Minister! Ich würde gerne wissen, welche Kosten 
der Klimawandel bisher in Niedersachsen verur-
sacht hat und welche Kosten durch einen unge-
bremsten weiteren Klimawandel verursacht wür-
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrte Frau Westphely, es gibt 
bisher keine auf Niedersachsen bezogene finanzi-
elle Kalkulation. Wir wissen aber natürlich, was wir 
jedes Jahr für den Küstenschutz und für den 
Hochwasserschutz aufwenden müssen, und wir 
wissen, dass in Zukunft wahrscheinlich höhere 
Anforderungen seitens der Kommunen zu erwarten 
sind. 

Hinsichtlich der direkten Kosten gibt es verschie-
dene Schätzungen. Eine der bekanntesten ist die, 
die der ehemalige Chefvolkswirt der Weltbank vor 
einigen Jahren vorgelegt hat. Sie läuft darauf hin-
aus, dass langfristig - wenn wir nicht tätig werden - 
bis zu 20 % des Bruttosozialprodukts für Klimafol-
gen oder Klimafolgenanpassungen aufgewendet 
werden müssen. Im Umkehrschluss verweist er auf 
die Chance, die sich bietet, wenn wir frühzeitig 
investieren, wenn wir die Technologie entwickeln, 
die notwendig ist, um unsere Energieversorgung 
auf erneuerbare Energien umzustellen. Dass wir 
die technische Möglichkeiten dafür haben, ist ja 
unbestritten. Wir haben die Grundlagen dafür, wir 
haben die Voraussetzungen dafür, und wir sind auf 
dem besten Weg, kostengünstige neue Technolo-
gien zu entwickeln. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Wie hoch 
sind denn jetzt die Kosten?) 

- Herr Birkner, schauen Sie sich einmal die Solar-
energie an. Wir liegen dort heute bei etwa 8 bis 
10 Cent für eine Kilowattstunde Strom.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Bei 27 Mil-
liarden Euro!) 

Wir rechnen damit, dass das in den nächsten Jah-
ren auf 4 bis 5 Cent sinkt. - Soweit die Prognose, 
die von Nicholas Stern, dem ehemaligen Chef-
volkswirt der Weltbank, vorgelegt wurde. Wenn wir 
das nutzen, dann werden wir die Klimafolgenkos-
ten auf vielleicht 1, 2 oder 3 % des Bruttosozialpro-
dukts begrenzen können.  

Sie können das jetzt auf das Bruttoinlandsprodukt 
von Niedersachsen herunterrechnen. Auf jeden 
Fall macht es einen gewaltigen Unterschied aus, 
ob wir am Ende 20 % für die Klimafolgen aufwen-
den müssen oder ob wir 1, 2 oder 3 % dafür auf-
wenden müssen und auch die wirtschaftlichen 

Chancen, die in der Technologieentwicklung lie-
gen, nutzen können.  

Man muss sehen: Alleine die Öl- und Gasrechnung 
der Bundesrepublik Deutschland liegt im Moment 
bei knapp 100 Milliarden Euro pro Jahr. Auch in-
soweit ergibt sich ein wirtschaftlicher Effekt - weil 
wir durch regenerative Energien substituieren kön-
nen.  

Ich danke Ihnen fürs Zuhören.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung von Marcus Bosse [SPD]) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. 

Meine Damen und Herren, ich darf darauf auf-
merksam machen, dass wir mit der Fragestunde 
um 9.05 Uhr begonnen haben. Jetzt ist es 
10.11 Uhr. Selbstverständlich werden wir die Be-
fragung zu dieser ersten Frage fortsetzen, aber 
soweit sich insbesondere die Häuser auf die Fra-
gen 2 f. eingestellt haben, kann ich sie sozusagen 
in Sicherheit wiegen. Diese Fragen werden nicht 
mehr behandelt. Sie können in den Häusern Ihrer 
Arbeit nachgehen.  

Meine Damen und Herren, es folgt die nächste 
Zusatzfrage. Sie wird gestellt vom Kollegen 
Dr. Hocker, FDP-Fraktion. 

Dr. Gero Hocker (FDP): 

Herzlichen Dank. - Herr Präsident! Herr Minister, 
vor dem Hintergrund, dass es regelmäßig neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse über den Klima-
wandel gibt und es gerade vor wenigen Tagen 
Veröffentlichungen von walisischen Forschern 
gegeben hat, die mit einer Wahrscheinlichkeit von 
97 % vorhersagen, dass es ab dem Jahr 2030 eine 
neue Eiszeit geben wird,  

(Lachen bei den GRÜNEN) 

möchte ich gerne von Ihnen wissen, wie solche 
wissenschaftlichen Erkenntnisse in Ihre Klimafol-
genanpassungsstrategie Eingang finden.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke, Herr Dr. Hocker. - Für die Landesregierung 
wiederum der Umweltminister, Herr Wenzel.  
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Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Dr. Hocker, wir werten alle 
seriösen wissenschaftlichen Studien aus. Dabei 
stützen wir uns insbesondere auf den IPCC. Wir 
haben auch verschiedene Beiträge von Klimawis-
senschaftlern, die ein hohes Renommee haben - 
beispielsweise bei den Deichverbänden vor eini-
gen Wochen -, gehört, und die decken sich nicht 
mit dem Szenario, das Sie beschrieben haben.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Es folgt eine Zusatz-
frage - das ist für ihn die zweite - des Abgeordne-
ten Martin Bäumer. Bitte sehr! 

Martin Bäumer (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! „Wenn der Hahn kräht auf dem Mist, dann 
ändert sich das Wetter, oder es bleibt, wie es ist.“ 
Vor dem Hintergrund, dass wir vom Minister heute 
Morgen doch sehr allgemeine Antworten gehört 
haben und ich eher davon ausgegangen war, dass 
es ein Feuerwerk an Informationen geben würde, 
möchte ich eine sehr konkrete Frage stellen. In der 
alten EU-Förderperiode hat die Landesregierung 
die Beregnungsinfrastruktur mit 4 Millionen Euro 
unterstützt. Ich wüsste gerne, was die Landwirte in 
der neuen Förderperiode von dieser Regierung in 
Sachen Beregnung zu erwarten haben.  

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön, Herr Kollege. - Bitte sehr, Herr Mi-
nister! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Bäumer, ich kann 
Ihnen sagen, dass in meinem Geschäftsbereich 
insgesamt Mittel in Höhe von 77,4 Millionen Euro 
für den Schwerpunkt CO2-Reduzierung vorgese-
hen sind. Zu dem Thema Beregnung kann ich 
Ihnen aktuell nichts sagen. Aus meinem Haus 
kommt meines Wissens nichts.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Martin 
Bäumer [CDU]: Die Frage ist nicht 
beantwortet worden!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt der Abgeordnete Winkelmann. Es ist für 
ihn die zweite. Bitte sehr! 

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Lutz Winkelmann (CDU): 

Herr Minister, eine ganz einfache Frage: Ist Ihnen 
bekannt, dass bei der Herstellung beispielsweise 
eines Fensterrahmens aus Aluminium 100-mal so 
viel Primärenergie eingesetzt werden muss wie bei 
der Herstellung des gleichen Bauteils aus Holz, 
und ist Ihnen bekannt, dass man erdbebensichere 
Hochhäuser, Masten für große Windenergieanla-
gen und auch schwerlastfähige Brücken inzwi-
schen unter Berücksichtigung modernster Holz-
bautechnologie aus heimischem Holz fertigen 
kann? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank. - Es antwortet Herr Minister Wenzel.  

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Winkelmann, bei 
all unserer Produktnutzung ist im Rahmen der 
Ressourceneffizienz, des Ressourcenmanage-
ments künftig viel stärker darauf zu achten, ob 
diese Baustoffe in Zukunft überhaupt noch zur 
Verfügung stehen. Hierzu gibt es sehr interessante 
Forschungen, auch von Professor Goldmann an 
der Universität in Clausthal.  

Von daher wird Holz ein Baustoff sein, der uns in 
Zukunft noch viel Freude machen wird, nicht nur, 
weil es bei der Verarbeitung viel Spaß macht, mit 
dem Werkstoff Holz umzugehen - ich weiß das aus 
eigener Erfahrung -, sondern auch, weil es uns 
hilft, hinsichtlich der Gesamtökobilanz etwas Posi-
tives zu bewirken. Mit solchen Dingen rennen Sie 
bei mir offene Türen ein.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage kommt vom Kollegen Volker Bajus, Bündnis 
90/Die Grünen. 
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Volker Bajus (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass das Thema Klimawandel 
nur gemeinsam in globaler Hinsicht, international, 
zu lösen ist, erwarten wir alle wichtige Beschlüsse 
und Ergebnisse vom Klimagipfel in Paris im De-
zember dieses Jahres. Welche Erwartungen hat 
die Landesregierung, was dies angeht? 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank. - Auch hierauf antwortet Herr Minister 
Wenzel. Bitte sehr! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Bajus, im Moment 
konzentriert sich sehr viel Hoffnung auf Paris. Auch 
ich habe in der Tat die Erwartung, dass es dort zu 
Beschlüssen kommt, die uns auch global voran-
bringen. Das betrifft u. a. die Selbstverpflichtungen, 
die man im Moment ja schon nachlesen kann. Auf 
den entsprechenden Webseiten kann man sehen, 
welche Region sich zu welchen Klimazielen ver-
pflichtet hat. Man hat aus Kopenhagen gelernt. 
Damals waren die Hoffnungen auch sehr groß, 
wurden dann aber enttäuscht. Insofern sind die 
Vorbereitungen für Paris, so glaube ich, sehr viel 
besser getroffen worden, als das vor einigen Jah-
ren der Fall war.  

Viel Wert wird auch darauf gelegt, das Monitoring 
zu schärfen, also sicherzustellen, dass nicht ein 
Land X oder Y ein großes Versprechen macht, 
aber hinterher dieses Versprechen nicht einhält. 
Wenn wir über Emissionshandel im globalen Maß-
stab sprechen, dann spielt natürlich die Kontrol-
lierbarkeit dieses Systems eine ganz große Rolle. 
Würde dies missbraucht oder käme es - ich sage 
einmal - zu falschen Daten, wäre das immer auch 
eine große Belastung.  

Das ist aber bei der Umsetzung wichtig. Zunächst 
ist Voraussetzung, dass man sich überhaupt auf 
einen globalen Klimavertrag verständigt und man 
sich z. B. auch das Thema Wald-Erhalt auf die 
Fahnen schreibt. Insoweit muss aus meiner Sicht 
auch deutlich mehr passieren. Ich bin der Auffas-
sung, dass alle unsere Anstrengungen zum Um-
bau der Energieversorgung wertlos sein könnten, 
wenn weiter in dem Tempo Wälder abgeholzt wer-
den, wie wir das leider in vielen Ländern der Erde 
heute erleben. Das heißt, das Thema Wald-Erhalt 
oder vielleicht sogar Wiederaufbau von Wald und 

Anpflanzungen in vielen Ländern ist ebenfalls ein 
zentrales Thema, bei dem ich mir von Paris eben-
falls Unterstützung erhoffe.  

Wir werden mit einer internationalen Klimakonfe-
renz, die wir Anfang Oktober zusammen mit dem 
Bundesumweltministerium und dem DIFU in Han-
nover ausrichten, versuchen, insbesondere auch 
kommunale Klimaschutzprojekte, die beispielhaft 
für andere sind, zu präsentieren. Wir werden disku-
tieren, wie wir auch gute Impulse nach Paris sen-
den können.  

Meine Erfahrung ist: Nichts hilft so gut wie das 
gute Beispiel. Wenn man eine Kommune sieht, die 
ihre Stromversorgung vielleicht schon zu 100 % 
auf erneuerbare Energien umgestellt hat und damit 
sehr zufrieden ist, weil sie viele Arbeitsplätze für 
Handwerker, für Forscher und für Entwickler ge-
schaffen hat, und dann auch noch die Heizungs-
rechnung ihrer Bürgerinnen und Bürger senken 
konnte, dann ist das ein Beispiel, das hinterher 
andere motiviert mitzumachen und mit dem man 
denjenigen, die meinen, dass das alles nicht funk-
tioniert, zeigen kann, dass es klappt.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Danke, Herr Minister. - Die nächste Zusatzfrage - 
es ist seine zweite - kommt vom Kollegen Jörg 
Bode, FDP-Fraktion. 

Jörg Bode (FDP): 
Das ist definitiv die erste.  

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Minister Wenzel, ich habe eine Frage 
zur Bewältigung der Folgen des befürchteten Kli-
mawandels und zum Hochwasserschutz. Vor dem 
Hintergrund, dass die Landesregierung die Stadt 
Celle beim Hochwasserschutz an der Aller über 
Jahre massiv unterstützt hat, aber in diesem Jahr 
die Förderanträge nur mit rund 150 000 Euro be-
schieden worden sind - was die Cellesche Zeitung 
als „Almosen“ bezeichnet hatte -, frage ich Sie: 
Inwieweit kann die Stadt Celle mit einer Beteiligung 
des Landes bei den weiteren notwendigen Hoch-
wasserschutzmaßnahmen an der Allerinsel rech-
nen, und wann wird aus Ihrer Sicht mit den Maß-
nahmen begonnen werden können? 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bode. Ich darf das korri-
gieren, und das bestätigen mir auch die Schriftfüh-
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rer anhand der Listen. Hier steht zwar eine Zwei 
drauf, doch es war definitiv ihre erste Zusatzfrage.  

Herr Minister, bitte! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Bode, in der Tat 
sind die Hochwasserschutzmaßnahmen in der 
Stadt Celle in den letzten Jahren vom Land auch 
finanziell sehr maßgeblich unterstützt worden. 
Noch sind nicht alle Bauabschnitte vollzogen. Wir 
sind kürzlich am Rande einer Landtagssitzung mit 
dem Oberbürgermeister der Stadt Celle zu einem 
Gespräch darüber zusammengekommen. In die-
sem Zusammenhang haben wir zugesagt, zu prü-
fen, wie man noch in diesem Jahr weitere Mittel 
bereitstellen kann. Diese Prüfung ist noch nicht 
abgeschlossen. Auch Ihr Kollege Adasch hatte 
danach gefragt. Ich gehe davon aus, dass das in 
Kürze vorliegen wird.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Bei Herrn Schönecke 
ist es aber jetzt die zweite Frage. Bitte schön! Sie 
haben das Wort, Herr Schönecke. 

Heiner Schönecke (CDU): 

Herr Minister, gestatten Sie mir eine Nachfrage. 
Sie haben gesagt, es wäre eine freiwillige, eine 
beratende Aufgabe, die Sie an der Este erfüllen. 
Wie soll das denn gehen, zusammen mit Hamburg, 
wo es ganz andere Zuständigkeiten gibt, einen 
Unterhaltungsverband Este zu gründen, der dann 
auch für den Hochwasserschutz zuständig wäre? 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Abgeordneter Schön-
ecke, wir würden uns freuen, wenn dort die lokalen 
Akteure einen Unterhaltungsverband gründen 
würden. Wir können dazu gerne am Rande des 
Plenums einen Termin machen, um sie da bera-
tend zu unterstützen. Aber wir können das nicht 
stellvertretend machen.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank. - Herr Dr. Birkner, Sie haben sich zu 
Ihrer zweiten Zusatzfrage gemeldet. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister, auf welche 
konkreten wissenschaftlichen Erkenntnisse stützen 
Sie eigentlich die Aussage, dass die aktuellen 
Wetterereignisse eine indizielle Wirkung im Hin-
blick auf einen möglichen Klimawandel haben?  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Bitte, Herr Minister Wenzel! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Abgeordneter 
Birkner, Wetter ist noch nicht Klima, und wenn es 
heute und morgen regnet, dann ist das noch lange 
kein Trend.  

(Christian Dürr [FDP]: Gut, dass Sie 
das sagen!) 

- Das ist doch eine Binsenweisheit. Deswegen 
habe ich das nicht noch einmal extra erwähnt.  

Die ersten Hinweise kamen von der Münchner 
Rückversicherung, die weltweit Daten zu Extrem-
wetterereignissen aggregiert. Dort hat man sehr 
deutlich gesagt, dass die Extremwetterereignisse 
zunehmen. Auch die zunehmende Trockenheit in 
einigen Regionen Niedersachsens können wir an 
den Messreihen der letzten Jahrzehnte nachver-
folgen.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das habe 
ich nicht bestritten! Die Kausalität ist 
die Frage!) 

- Ja, ich weiß, Sie zweifeln an dem Grundsätzli-
chen, Herr Birkner! 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Meine In-
tention können Sie überhaupt nicht 
erahnen!) 

Ich sage Ihnen: Ich bin einerseits vorsichtig mit 
meinen Aussagen. Andererseits haben wir dazu 
Studien, und zwar nicht nur von Versicherungsun-
ternehmen, sondern auch z. B. vom Helmholtz-
Zentrum für Ozeanforschung oder von der Univer-
sität Kiel. Die dort angestellte Betrachtung ver-
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schiedener Parameter wie Temperatur, Meeres-
spiegelhöhe, CO2-Ausstoß, Anzahl der Extremwet-
terereignisse, Anzahl der Frosttage, Entwicklung 
der Tropennächte  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das ist al-
les messbar!) 

gibt Hinweise, die man einfach nicht ignorieren 
kann.  

Aber einen hundertprozentigen Beweis, Herr 
Dr. Birkner, werden Sie natürlich nicht bekommen. 
So etwas gibt es nur in den allerwenigsten Berei-
chen. Deshalb handeln wir ja in fast allen gesell-
schaftlichen Bereichen auch auf der Grundlage 
von Wahrscheinlichkeiten. Und danach - die Wis-
senschaftler sind in diesen Netzwerken immer 
gehalten, möglichst belastbare Aussage zu tref-
fen - haben wir beim Meeresspiegelanstieg, bei 
Extremwetterereignissen und bei verschiedenen 
anderen Faktoren, die hierbei eine Rolle spielen, 
mit solchen Erwartungen zu rechnen.  

Verantwortliches staatliches Handeln bedeutet, 
darauf zu reagieren und nicht auf denjenigen zu 
hören, der glaubt, dass das alles ein Irrtum ist. Ich 
glaube das nicht und verlasse mich dabei auf die 
Wissenschaftler, die diese Fragen sehr lange und 
sehr intensiv bewogen haben.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Ebenfalls die zweite 
Zusatzfrage: Herr Kollege Dr. Hocker, FDP-
Fraktion! 

Dr. Gero Hocker (FDP): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Herr Minister, vor 
dem Hintergrund, dass Sie eben geantwortet ha-
ben, dass das beste Instrument, um andere zum 
Mitmachen zu animieren, das eigene gute Beispiel 
ist, möchte ich von Ihnen gerne wissen, mit wel-
chen anderen Ländern Sie konkret in Gespräche 
eingetreten sind, die gleichzeitig signalisiert haben, 
dass sie dem niedersächsischen Beispiel folgen 
werden.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank. - Herr Minister Wenzel, bitte! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Dr. Hocker, wir 
stehen z. B. in einem intensiven Dialog mit den vier 
nordniederländischen Provinzen. Mit ihnen haben 
wir uns mittlerweile bei drei oder vier Besuchen 
ausgetauscht. Dabei haben wir uns angeschaut, 
wie sie den Umbau der Energieversorgung voran-
treiben und was man dort in diesem Zusammen-
hang tut - um z. B. Ingenieure auszubilden - und 
wie man dort die Abfallversorgung oder die Gezei-
tentechnologie nutzen will. 

Letzte Woche hatten wir eine Delegation aus der 
Schweiz zu Gast, und zwar aus dem dortigen Bei-
rat für Energienetze und dem Bundesamt für Ener-
gie. Wir haben den Schweizer Kolleginnen und 
Kollegen zweieinhalb Tage lang gezeigt, was wir 
im Nordwesten Niedersachsens in den vergange-
nen Jahren - auch noch während Ihrer Regie-
rungszeit - an Investitionen getätigt haben. Wir 
waren bei 3N. Wir waren in dem Audi-Forschungs-
zentrum in Werlte. Wir waren in Dörpen und haben 
das Umspannwerk besichtigt, in dem Offshore-
strom umgespannt wird. Wir waren bei den Stadt-
werken in Emden. Wir waren bei NextEnergy in 
Oldenburg. Wir haben uns das alte Druckluftspei-
cherkraftwerk in Huntorf angeguckt.  

Wir haben mit den Schweizern einen interessanten 
Austausch gepflegt und werden das auch in Zu-
kunft dort tun, wo es aus niedersächsischer Sicht 
Sinn macht, um voneinander zu lernen und ge-
meinsam Projekte voranzutreiben. 

Das waren nur zwei Beispiele. Ich könnte Ihnen 
noch weitere nennen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Ich stelle fest, es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen für Zusatz-
fragen mehr vor. 

Damit ist die Fragestunde für diesen Tagungsab-
schnitt beendet. 

Die Antworten der Landesregierung zu den Anfra-
gen, die jetzt nicht mehr aufgerufen werden konn-
ten - der Präsident wies schon darauf hin -, werden 
nach § 47 Abs. 6 unserer Geschäftsordnung zu 
Protokoll gegeben. Sie stehen Ihnen in Kürze im 
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Intranet und Internet als unkorrigierte Drucksache 
elektronisch zur Verfügung.1 

Ich kann dann aufrufen den  

Tagesordnungspunkt 47: 
Erste (und abschließende) Beratung: 
Realisierung der Elbbrücke zwischen Darchau 
und Neu Darchau vorantreiben - Zusagen der 
Landesregierung einhalten - Antrag der Fraktion 
der CDU - Drs. 17/3826  

Ich darf unter den Zuhörern unseren ehemaligen 
Kollegen Manfred Nahrstedt sehr herzlich begrü-
ßen, der sicherlich auch in seiner Funktion als 
Landrat von Lüneburg an dieser Debatte ein be-
sonderes Interesse hat. Herzlich willkommen, Herr 
ehemaliger Kollege! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir kommen zur Einbringung. Der Antrag der 
CDU-Fraktion wird durch die Kollegin Karin Bert-
holdes-Sandrock eingebracht. Frau Kollegin, Sie 
haben das Wort. 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 
treten mit unserem Antrag für den Brückenbau 
über die Elbe nach Neuhaus ein. Ich begrüße in 
diesem Zusammenhang nicht nur den Landrat, 
sondern auch die engagierten Vertreter des Brü-
ckenfördervereins aus Neuhaus und Bleckede. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zuruf von der CDU: So macht man 
das!) 

Meine Damen und Herren, in drei Tagen will der 
Kreistag Lüneburg das endgültige planerische Aus 
beschließen. Dieser Brückenbau aber als Symbol 
der Deutschen Einheit - auch von der SPD immer 
so bezeichnet - braucht die Unterstützung des 
Landes Niedersachsen. Und es hat auch etwas 
Besonderes mit dem Amt Neuhaus auf sich, ist es 
doch der einzige Teil der ehemaligen DDR, der 
jetzt zu einem alten Bundesland gehört, und zwar 
seit seiner Rückgliederung 1993 wie vor dem Krie-
ge wieder zum Landkreis Lüneburg. Er liegt rechts 

                                                      
1 Die Antworten zu den Anfragen 2 bis 48, die nicht in 
der 70. Sitzung des Landtages am 17. Juli 2015 be-
handelt und daher zu Protokoll gegeben wurden, sind in 
der Drucksache 17/3930 abgedruckt. 

der Elbe und ist ohne feste Querung zum Rest des 
Landkreises. Neuhaus war seit 1952 Sperrgebiet 
an der innerdeutschen Grenze, und die Menschen 
dort waren viel mehr noch als in der übrigen DDR - 
und das reichte schon - Beobachtungen und Ein-
schränkungen ihrer Bewegungsfreiheit bis hin zur 
Zwangsumsiedlung ausgesetzt. Dazu in jeder Hin-
sicht abgeschnitten vom übrigen Land. 

Umso mehr strebte Neuhaus, seit dem 17. Jahr-
hundert auch zum Hannoverschen gehörig, nach 
der Wiedervereinigung die Rückkehr zum Land-
kreis Lüneburg an. Die Zugehörigkeit zum Hanno-
verschen hat also historische Wurzeln und war 
nicht etwa Ausdruck von Großmannssucht, wie die 
Kollegin Staudte damals höhnte.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Höhnte? 
Das Wort kenne ich gar nicht!) 

Ich zitiere aus der Großen Anfrage von 2008. Zitat 
von Frau Staudte: 

„Man wollte staatsmännisch wie die da oben 
eine Wiedervereinigung im Kleinen feiern.“ 

Dazu sage ich Nein. 

Und die Brücke begründete sie so: 

„Ein monumentaleres Symbol für die Verei-
nigung musste her: die Brücke.“ 

Ja, so viel Arroganz tut weh. Aber da waren sich 
Linke und Grüne immer einig.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Helge Limburg [GRÜNE]: Wen mei-
nen Sie jetzt mit „Arroganz“? Reflek-
tieren Sie bitte mal Ihre Auftritte hier!) 

Aber vor Ort wollen alle die Brücke; denn ohne 
Brücke muss man von Neuhaus aus die Fähre 
nehmen, gebührenpflichtig, oft als Eintritt in den 
Landkreis empfunden. Außerdem verkehrt die 
Fähre - wir haben es heute Morgen in anderem 
Zusammenhang gehört - wasserbedingt nicht im-
mer, abends nur bis 9 Uhr, und bei Reparaturen 
natürlich auch nicht. Dann sind Umwege von 
40 km und mehr - je nachdem, wo man wohnt - 
nötig. Die vielen Pendler aus diesem extrem struk-
turschwachen Raum und auch die Schüler sind 
dann einer besonderen Härte ausgesetzt, weil 
noch eine Stunde Fahrtzeit hinzukommt. So sind 
die Schüler - gucken Sie sich den Notfallfahrplan 
des Landkreises Lüneburg vom letzten Winter an! - 
dann neun Zeitstunden für fünf Zeitstunden Unter-
richt unterwegs.  
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Für Wirtschaft, Landwirtschaft und Tourismus be-
deutet die fehlende Elbquerung immer einen ho-
hen Zeit- und Geldverlust. Deswegen fordert die 
Industrie- und Handelskammer Lüneburg-Stade 
dankenswerterweise immer wieder sehr dringend 
die feste Elbquerung für wirtschaftliche Impulse 
beiderseits der Elbe. Außerdem verliert Neuhaus 
überproportional viele Einwohner, mehr als 10 % in 
sieben Jahren. 

Wer da ständig - wie auch die Grünen - immer mit 
der Kosten-Nutzen-Analyse kommt und eigentlich 
auf die niedrige Bevölkerungszahl rekurriert, der 
sollte ehrlicherweise gleich den Neuhäusern sa-
gen: Ihr seid abgeschrieben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Was wollen nun die Brückengegner? - Die Fähre 
ertüchtigen. Aber dankenswerterweise hat auch 
der Fraktionsvorsitzende der SPD im Lüneburger 
Kreistag gesagt, trotz höherer Zuschüsse wird es 
eine erhebliche Ausweitung der Fährzeiten gar 
nicht geben. 

Folgerichtig hat Minister Lies - für diese offenen 
Worte danke ich Ihnen - an die Bürgermeisterin 
des Amtes Neuhaus im April 2015 geschrieben, 
die Landesregierung wolle - Zitat -, „dass Neuhaus 
durch die Brücke dauerhaft und wetterunabhängig 
an Lüneburg angebunden wird.“ 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Brücke muss also her - das sieht auch die 
Landesregierung -, weil es keine Alternative dazu 
gibt. Deshalb wolle man auch die Realisierung 
weiterhin unterstützen. 

Ja, das ist richtig und gut. Die Menschen im Amt 
Neuhaus können nämlich nicht ewig außen vor 
bleiben, zu DDR-Zeiten und jetzt wieder. Sie wer-
den natürlich manchmal schon recht mutlos.  

Doch man muss sagen: Seit der Rückgliederung 
1993 ist schon eine Menge geschafft worden. Es 
wurden bürgerfreundliche Zuwegungen gefunden, 
dann eine naturfreundliche Streckenführung durch 
das Biosphärenreservat - das ist schon ein Kunst-
stückchen für sich -, und es ist auch noch gelun-
gen, den neuen Hochwasserschutz zu integrieren. 
Selbst der sperrige Landkreis Lüchow-Dannen-
berg - an mir lag es aber nicht - ist dafür gewon-
nen. Und ganz wichtig: Wir hatten ganz erhebliche 
finanzielle Zusagen: 75 % GVFG-Mittel ohne Kos-
tenbeschränkung, 1,13 Millionen Euro vom Land. 
Minister Bode - damals noch Minister - gab noch 

1 Million. Und wir waren uns einig: weitermachen 
bis zum Planfeststellungsbeschluss.  

Deshalb muss diese Landesregierung den Land-
kreis Lüneburg - das ist auch Sinn meiner Rede - 
jetzt unterstützen.  

Zur Erinnerung: Es hat ja immer Störfeuer von 
Grünen und Linken gegeben. Aber die SPD im 
Lüneburger Kreistag - ich erkenne das an - hat in 
ihrer Gruppenvereinbarung 2011 durchaus die 
Brücke eindeutig unterstützt  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

und ausdrücklich ein unterschiedliches Abstim-
mungsverhalten freigestellt, das wir uns jetzt auch 
erhoffen, Herr Landrat. Natürlich ist der politische 
Druck geblieben und die Störfeuer auch. Deswe-
gen - so sah es schon damals die Koalitionsver-
einbarung in Lüneburg vor - wollte man das Votum 
in die Hände der Bürger legen, und das sollte bin-
dend sein. Man höre! Die Gegner hatten natürlich 
heimlich gehofft, dass damit das Aus der Brücke 
besiegelt wäre, und dann noch legitimiert durch 
einen Bürgerentscheid. Aber Pustekuchen: 49,5 % 
votierten für die Brücke ohne jede Kostendecke-
lung. Ein paar Hundert Stimmen mehr aus dem 
ganzen Landkreis Lüneburg, und wir hätten die 
absolute Mehrheit dafür gehabt. 22,4 % votierten 
für eine Deckelung der Zuschüsse des Landkrei-
ses auf 10 Millionen Euro. 28 % stimmten mit Nein. 
Das heißt, die Menschen wollen die Brücke, und 
sie ist nötig, wie wir eben festgestellt haben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Miriam Staudte [GRÜNE]: Ja, und 
was ist jetzt mit denen? Wozu muss 
man die jetzt zählen?) 

Doch seitdem wird die Brücke totgerechnet. Je 
länger Sie bei einem Projekt - nicht nur im Bau, 
aber da besonders - warten, desto höher werden 
die Kosten. Da können Sie mit Ihrer Deckelung 
vom Anfang überhaupt nichts mehr anfangen, es 
sei denn, Sie schieben das Ganze immer weiter 
hinaus. Dann kriegen Sie die Sache auch tot. 

Was wir jetzt wollen - der Brückenförderverein ist 
ausgesprochen aktiv auf diesem Sektor; einige 
Mitglieder sind hier -: alternative, bisher nicht mög-
liche und bedachte Finanzierungsquellen und 
Bauweisen prüfen. So kann - und da bitte ich um 
Ihre Aufmerksamkeit - Neuhaus bisher keinerlei 
Fördermöglichkeiten erhalten, die für die neuen 
Bundesländer bestimmt sind, auch nicht aus dem 
Mauerbaugrundstücksgesetz von 1996, weil es ja 
als einziger Flecken ehemaliger DDR zu den alten 
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Bundesländern gehört. Dieser einmalige Sonderfall 
in Deutschland ist bei der juristischen Konstruktion 
der Fördermöglichkeiten niemandem in den Sinn 
gekommen, und das wollen wir nun nachholen. 

(Beifall bei der CDU) 

Denn lassen Sie mich darauf hinweisen: Selbst 
Westberlin bekommt Geld daraus wegen teilungs-
bedingter Mängel, weil ganz Berlin Beitrittsgebiet 
ist. Und das, was für Westberlin an Nachteilen 
durch den Mauerbau gilt, gilt mit Sicherheit für 
Neuhaus erst recht. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, nun ist die Bundesre-
gierung gefragt, und ich bin sehr dankbar, dass der 
Ministerpräsident auch hier ist. 

Die Planung läuft ebenso wie die Prüfung der Fra-
ge anderer Fördermöglichkeiten, der Frage für 
Mecklenburg, sich an der Förderung eventuell zu 
beteiligen - nicht mit eigenen Mitteln; das ist völlig 
klar. Es haben erste sehr engagierte Gespräche 
auch mit Innenminister Caffier von Mecklenburg-
Vorpommern stattgefunden. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Und was 
war das Ergebnis?) 

- Ein Ergebnis gibt es eben noch nicht. 

Da raten die Juristen, einmal den Schriftverkehr zu 
überprüfen. Darauf wollte ich aber erst in einer 
Kurzintervention eingehen. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Sie wollen 
es vielleicht nicht wahrhaben!) 

Meine Damen und Herren, dass der Landkreis 
Lüneburg mehr als 10 Millionen Euro nicht stem-
men kann, ist uns vollkommen klar. 

(Zuruf von Helge Limburg [GRÜNE]) 

Deshalb bitte ich Sie, Herr Ministerpräsident Weil - 
darum bitte ich Sie; auch wenn es im Moment mit 
dem Zuhören schwer ist; denn wir haben ja eben 
festgestellt: wir sehen uns zu selten - 

(Heiterkeit - Miriam Staudte [GRÜNE]: 
Wer von Ihnen beiden hat das festge-
stellt?) 

um Unterstützung gegenüber dem Bund und um 
Beibehaltung des 75-%-Zuschusses ohne Decke-
lung. 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole jetzt, 
was die Kollegin Schröder-Ehlers von der SPD 
2008 zu diesem Tagesordnungspunkt richtiger-

weise gefordert hat. Sie sagte damals gegenüber 
dem damaligen Ministerpräsidenten - und ich wie-
derhole dies gegenüber dem jetzigen Ministerprä-
sidenten -, dass dies ein Projekt ist, das realisiert 
werden muss. Weiter sagte sie:  

„Nehmen Sie Ihre Verantwortung ernst, und 
finanzieren Sie diese Brücke!“ 

Damals - laut Protokoll -: Beifall bei der SPD. - 
Heute ein bisschen mager. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Und sie sagte ausdrücklich: Wenn es der Minister-
präsident ernst meint, dann soll er sich jetzt dazu 
bekennen oder eindeutig Nein sagen. Dann Frau 
Schröder-Ehlers wieder wörtlich:  

„Das, was jetzt passiert, kann man 
den Menschen in der Tat nicht länger 
zumuten.“ 

Ich ergänze jetzt: Was 2008 galt, gilt heute umso 
mehr. 

Deshalb, Herr Ministerpräsident, setzen Sie heute, 
drei Tage vor dem endgültigen Aus für die Brücke, 
ein Zeichen, und unterstützen Sie den Landkreis 
Lüneburg! Deshalb beantragen wir auch sofortige 
Abstimmung. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Bertholdes-Sandrock. - 
Wir setzten die Aussprache fort. Als erste Wort-
meldung liegt mir die für Bündnis 90/Die Grünen 
vor. Kollegin Miriam Staudte, bitte schön! 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Nun mal die 
Kurve!) 

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordnete! Liebe Gäste! Die 
Elbbrücke bei Neu Darchau war eigentlich von 
Anfang an umstritten. Es gibt auch heute den en-
gagierten Verein „Brücken bauen“ auf der einen 
Seite und - das haben Sie nicht erwähnt, Frau 
Bertholdes-Sandrock - die Bürgerinitiative gegen 
den Brückenbau und für den Erhalt der beiden 
Elbfähren auf der anderen Seite. 

Normalerweise denkt man ja immer, eine Brücke 
soll verbinden. Aber wir müssen wirklich feststel-
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len, sie hat immer gespalten. Für die einen war es 
die Brücke des Herzens, die der Wiedervereini-
gung, und für die anderen war es die Brücke, die 
durch das Herz des Biosphärenreservats führen 
sollte, durch den Teil, in dem ansonsten nicht ein-
mal ein neuer Feldweg asphaltiert werden darf. Die 
Anwohner aus Neu Darchau im Landkreis Lüchow-
Dannenberg haben immer befürchtet, dass diese 
Brücke Lkw-Ausweichverkehr anziehen würde. 

Am 20. Juli wird der Kreistag in Lüneburg nun über 
diese Brücke entscheiden, und es zeichnet sich 
eine Mehrheit gegen die Fortsetzung der Brücken-
planung ab. Ich bin der Meinung, das ist auch an-
gemessen so. 

Denn wir können nicht einfach weitermachen wie 
in den letzten Jahren, immer wieder Versprechun-
gen zur Brücke ohne Finanzierungspläne machen, 
den Leuten die Brücke suggerieren, damit schönen 
Wahlkampf machen, Frau Bertholdes-Sandrock, 
und dann bleibt es letztlich bei dem Nichtrealisie-
ren. 

Sie hatten gerade gesagt, es gebe Gespräche. Die 
Rückmeldungen aus Mecklenburg-Vorpommern 
sind, dass man keine Mittel zuschießen möchte. 

Zu den Fakten: Die kalkulierten Kosten für die 
Brücke sind seit Beginn der Planung von 10 Millio-
nen Euro auf inzwischen ungefähr 60 Millionen 
Euro angestiegen. Weitere Steigerungen werden 
prognostiziert - 2 Millionen Euro im Jahr. 

Interessant ist auch die Frage der Unterhaltungs-
kosten, die in diesem Zusammenhang von den 
Brückenbefürwortern nie thematisiert wird. Bei 
einem solchen Bauwerk muss man von mindes-
tens 1 Millionen Euro im Jahr ausgehen. Das wird 
natürlich in den ersten Jahren weniger sein, aber 
in den späteren Jahren wird das umso mehr sein. 

Es ist bis heute nicht geklärt, wie diese Unterhal-
tungskosten zwischen den beiden Kreisen aufge-
teilt werden könnten und sollten. 

Man muss an dieser Stelle sicherlich sagen: Das 
sind beides Landkreise, die unter strengen Spar-
auflagen in den Entschuldungsfonds des Landes 
aufgenommen worden sind. Jeder der Kreise wür-
de gern mehr Geld investieren können in Straßen-
sanierung, Brückensanierung, in Schulbauten 
und - so glaube ich - auch in wirtschaftspolitische 
Themen wie den Breitbandausbau.  

Wenn wir einmal die Elbe hoch nach Dömitz gu-
cken, wo in einigen Kilometern Entfernung nach 
der Wiedervereinigung eine Brücke neu gebaut 

worden ist, dann müssen wir sagen, dass wir da 
keine positiven wirtschaftlichen Effekte feststellen 
können. Wir haben in Dömitz immer noch ein sehr 
trauriges Bild: Leerstand in dem hübschen Elbe-
städtchen. Auch daran, ob jetzt ein einziger Ar-
beitsplatz durch eine Fähre im Amt Neuhaus ge-
schaffen würde, muss man zweifeln. Sicher ist 
aber, dass auf jeden Fall die Arbeitsplätze - ich 
schätze einmal, es sind vielleicht 20 - bei den bei-
den Elbfähren wegfallen würden. 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich möchte Sie - es klingt ja immer alles sehr nega-
tiv - eigentlich animieren, vielleicht einmal nach 
Amt Neuhaus zu kommen. Wir haben dort sehr 
viele Touristen, sehr viele Radtouristen. Das ist 
wirklich einer der schönsten Teile meines Wahl-
kreises. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ich glaube, hier liegt auch das Wirtschaftspotenzial 
für Amt Neuhaus. 

Die Touristen wollen aber nicht über eine Straße 
fahren. Sie finden es sehr attraktiv, die beiden 
Fähren zu nutzen. Der „Schmalspurvorschlag“ jetzt 
von der CDU vor Ort, nur eine reine Autobrücke 
dort zu bauen, ist kontraproduktiv. Ich glaube, da-
mit würde man dem Tourismus dort einen Bären-
dienst erweisen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ein Punkt noch - ich könnte noch sehr lange wei-
terreden; meine Redezeit läuft leider ab - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
So ist es. Den letzten Satz bitte! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

- zu der Bürgerbefragung, Frau Bertholdes-
Sandrock. - Ja, 49,5 % waren für die Brücke, 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Aha!) 

aber 22,4 % haben gesagt: Nur, wenn der Anteil 
für den Landkreis nicht über 10 Millionen Euro 
steigt. - Das ist aber jetzt der Fall. Also müssen wir 
diese Stimmen jetzt zu den Neinstimmen zählen, 
auch wenn Ihnen das nicht gefällt. Insofern kann 
man überhaupt nicht sagen, dass der Kreistag, 
wenn er nun die Brückenplanung einstellt, - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, Sie müssen Ihre Rede beenden! 
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Miriam Staudte (GRÜNE): 

- diesem Votum nicht gerecht werden würde. Das 
Gegenteil ist der Fall. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung von Andrea Schröder-Ehlers 
[SPD]) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank. - Frau Bertholdes-Sandrock hat sich 
jetzt zu der bereits angekündigten Kurzintervention 
gemeldet. Bitte schön, Frau Kollegin! 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 

Ja, das ist nur eine von denen. 

(Heiterkeit bei der CDU und bei der 
FDP) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Staudte sagt, die Brücke habe gespalten. - Nein, 
gespalten haben Sie. 

(Beifall bei der CDU - Ottmar von 
Holtz [GRÜNE]: Das war sehr plausi-
bel, was Frau Staudte hier gesagt 
hat!) 

Sie haben gesagt, dass durch das Biosphärenre-
servat eine Durchfahrt zur Brücke nicht möglich ist.  

Wir haben 2008 sogar von Frau Schröder-Ehlers 
bestätigt bekommen - 2012 noch einmal durch die 
Staatssekretärin -, dass alle diese Dinge gelaufen 
sind. Sonst hätte der Landkreis Lüneburg gar nicht 
weitergeplant.  

Außerdem sei Lüchow-Dannenberg dagegen ge-
wesen. - Ja, auch das Problem, dass das eine 
Ortsdurchfahrt durch Neu Darchau sein sollte, ist 
nach Jahren beseitigt worden. 

Frau Staudte, die Dinge, die wir als Hemmnisse 
hatten, sind ja längst beseitigt. Das gefällt nur 
Ihnen nicht. Aber die Hemmnisse kommen deshalb 
nicht wieder, weil Sie davon reden. 

Wenn Sie jetzt wieder mit der Platte kommen, 
Mecklenburg wolle - Sie haben das ja netterweise 
wörtlich gesagt - keine „eigenen“ Mittel geben, 
dann sage ich Ihnen noch einmal: Eigene Mittel 
wollte nie jemand von Mecklenburg, 

(Zuruf von Miriam Staudte [GRÜNE]) 

sondern es war die Frage zu prüfen - das läuft 
schriftlich noch, und Sie können mir keinen Brief 
zeigen, der etwas anderes sagt -, ob sich Meck-

lenburg dann, wenn es wirtschaftliche Vorteile hat, 
an einem Projekt beteiligen kann. 

Zu dem Entscheidenden mit den 60 Millionen Euro 
Kosten will ich Ihnen einmal sagen, dass das eine 
überschlägige Kostenermittlung und keine stan-
dardmäßige Kostenschätzung ist. Gucken Sie in 
die Vorlage des Landkreises Lüneburg! 

(Gerald Heere [GRÜNE]: Das wird 
noch teurer!) 

Das, was da alles hinzugerechnet worden ist - ein 
Radweg, ein Fußweg, dann natürlich eine Stab-
brücke -, sind alles Sachen, die die Maßnahmen 
teurer machen. 

(Zuruf von Gerd Ludwig Will [SPD] - 
Beifall bei der CDU - Zustimmung bei 
Christian Dürr [FDP]) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Da es ja mehrere Kurzinterventionen werden sol-
len, halten wir uns an die 90 Sekunden! Und die 
sind um, Frau Kollegin! 

(Der Präsident schaltet der Rednerin 
das Mikrofon ab) 

Frau Staudte, möchten Sie antworten? - Auch für 
90 Sekunden, bitte! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Herr Präsident! Frau Bertholdes-Sandrock, nur um 
auf einige Punkte einzugehen: 

Wenn Sie „überschlägige Kalkulation“ sagen, dann 
bedeutet das doch, dass es sogar noch viel teurer 
werden kann. Wo haben wir ein Bauwerk in dieser 
Größenordnung, mit dem man mal unter den kal-
kulierten Kosten geblieben ist? 

(Zustimmung von Susanne Menge 
[GRÜNE] - Jens Nacke [CDU]: Das 
Bundeswehrkrankenhaus im Ammer-
land!) 

Sie müssen es akzeptieren: Wenn sich Mecklen-
burg-Vorpommern dafür einsetzen würde, irgend-
wo Mittel zu generieren, dann hätte das Land ganz 
bestimmt eine Rückmeldung gegeben. Schließlich 
kommt Till Backhaus gebürtig aus dem Amt Neu-
haus. Wenn er es wollte, hätte er sich garantiert 
dafür starkgemacht. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
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Ich komme zu dem Punkt, dass es keine Durchfah-
rung durch Amt Neuhaus gibt. Nein! Man kann 
aber nicht sagen, dass das Problem gelöst ist. 
Eine aufgeständerte Zufahrt durch das Biosphä-
renreservat, etliche Meter hoch, die Überquerung 
der Deiche - die Deiche müssen eventuell erhöht 
werden -, all das ist nicht gelöst. Es wird lediglich 
immer nur teurer. 

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Das alles ist gelöst!) 

Es gibt etliche Punkte, die wir noch nicht ange-
sprochen haben, z. B. die Gefahr des Eisversatzes 
durch die Brückenpfeiler. 

Mein Kollege Limburg hat mich vorhin gefragt, wie 
viel Zeitersparnis sich durch eine Brücke ergäbe. 
Ich habe mich mit der Stoppuhr dorthin gesetzt und 
gemessen: sieben bis elf Minuten - je nachdem, ob 
einem die Fähre gerade vor der Nase weggefah-
ren ist oder nicht. Auch über eine Brücke wäre 
man immer noch eine Stunde lang mit dem Auto 
nach Lüneburg unterwegs. Das alles sind wichtige 
Aspekte dabei. Das ganze Thema ist so komplex, 
aber Sie sprechen immer nur von der Brücke der 
Einheit. 

Es gibt so viele Stellen, wo auf der Elbe Fähren 
fahren zwischen den neuen Bundesländern - - - 

(Der Präsident schaltet der Rednerin 
das Mikrofon ab) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Frau Kollegin, es gilt auch für Sie: 90 Sekunden 
Redezeit für eine Kurzintervention. 

(Miriam Staudte [GRÜNE] fährt in ih-
rer Rede fort) 

- Frau Kollegin, 90 Sekunden sieht unsere Rege-
lung vor. 

(Die Rednerin begibt sich zum Platz - 
Beifall bei den GRÜNEN und Zustim-
mung bei der SPD) 

Jetzt ist Frau König für die FDP-Fraktion an der 
Reihe. Bitte, Frau Kollegin! 

Gabriela König (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
habe noch nie erlebt, dass jemand eine Infrastruk-
tur und eine Region so schlechtredet, wie Sie es 
gerade getan haben, Frau Staudte. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Helge Limburg [GRÜNE]: Ihr habt 
überhaupt nicht zugehört!) 

In Ihrer Rede ist überhaupt nichts dabei gewesen, 
womit Sie die Infrastrukturmöglichkeiten für Ihre 
Region - möglicherweise mit einer vernünftigen 
Strategie in die richtige Richtung verbunden, um zu 
Wirtschaftswachstum und Weiterentwicklungen in 
dieser Region zu kommen - angesprochen hätten. 
Es ist ein Trauerspiel, dass Sie hier alles so 
schlechtreden, 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Das Ge-
genteil habe ich gemacht!) 

dass Sie davon reden, dass es möglicherweise ja 
teurer werden könnte und dass wir das dann mög-
licherweise nicht finanzieren können. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Das ist ein 
Trauerspiel, wie Sie Fähren schlecht-
reden! Fährmann ist ein anständiger 
Beruf!) 

Dass es möglicherweise auch andere Dinge oder 
Finanzierungsmaßstäbe geben könnte, wie es 
Frau Bertholdes-Sandrock eben dargestellt hat, 
blenden Sie schlicht und ergreifend aus. Für Sie 
gibt es das nicht, und deswegen meinen Sie, Frau 
Staudte, dass Ihre Sichtweise die richtige ist. 

Haben Sie sich die Umfragen von der Handwerks-
kammer, von der IHK, von der Kreishandwerker-
schaft angeschaut, die davon ausgehen, dass dort 
ein Wirtschaftswachstum möglich ist? - 661 Firmen 
haben sich dahintergestellt und gesagt: Mit der 
Brücke können wir expandieren, können wir besser 
werden, können wir hier viel mehr Wirtschafts-
wachstum generieren, können wir diese Region 
nach vorne bringen. - Und damit können natürlich 
auch Steuereinnahmen generiert werden, die mög-
licherweise auch dazu führen, dass man ein sol-
ches Projekt unterhalten kann. Aber nein, das wird 
ausgeblendet. Sie sind in Romantik verfallen - 
nach dem Motto: Wir fahren lieber mit der Fähre. 

Wenn Schulkinder vier Stunden lang für fünf Stun-
den Unterricht unterwegs sein müssen, dann ist 
das für Sie in Ordnung? - Ich glaube, ich verstehe 
die Welt nicht mehr! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Helge Limburg [GRÜNE]: Jetzt hören 
Sie auf, die Fähren schlechtzureden! 
Das ist eine Unverschämtheit!) 
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In was für einer Welt leben Sie eigentlich, Frau 
Staudte? Wollen Sie diese Region weiterhin so 
abhängen? - Das ist doch wohl das Allerletzte! 
Wenn wir uns dafür starkmachen, dass Regionen 
nach vorne gebracht werden, und darauf hinwei-
sen, dass die Infrastruktur ein besonderes High-
light sein muss, wenn man die Wirtschaft über-
haupt nach vorn bringen und weiterentwickeln will, 
dann setzen Sie sich hin und sagen: Das alles 
brauchen wir nicht. Wir möchten gerne eine Fähre. 
Und wir wollen die Romantik für die Touristen, die 
hin und wieder, vielleicht zweimal im Jahr, dorthin 
fahren, unterstützen, aber das andere spielt keine 
Rolle. 

20 Arbeitskräfte führen Sie an, die nach dem Bau 
der Brücke eventuell beim Fährbetrieb wegfallen.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Frau Kollegin König, Frau Menge möchte Ihnen 
eine Zwischenfrage stellen. 

Gabriela König (FDP): 

Nein, danke. 

Aber die Arbeitsplätze, die dort in einer prosperie-
renden Region möglicherweise entstehen, lassen 
Sie einfach unter den Tisch fallen, und das sind 
sicherlich mehr als 20. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wenn wir in solchen Regionen, in denen es noch 
eine Menge zu entwickeln gibt, aktiv werden wol-
len, müssen wir, glaube ich, am Anfang in die In-
frastruktur investieren. Das haben wir auch in an-
deren Gebieten so gemacht. Was machen wir 
beispielsweise in Südniedersachsen? Was will der 
Südniedersachsenplan? - Genau an dem Punkt 
versucht man dort anzusetzen. Aber Sie versu-
chen, alles kaputtzumachen. 

Ich finde das sehr, sehr traurig. Ich bin nach wie 
vor der Meinung, dass wir 2008 und 2010 genau 
die richtigen Ansätze verfolgt haben. Diese sollten 
wir auch weiterhin verfolgen. Ich bin auch der Mei-
nung, dass es genau an jener Stelle ganz wichtig 
ist, mit einer Brücke anzufangen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin König. - Auch auf Ihre 
Rede gibt es die Wortmeldung zu einer Kurzinter-
vention. Frau Kollegin Staudte, bitte! 90 Sekunden!  

Die verbleibende Redezeit kann man am Redepult 
sehen. Ich werde darauf achten, dass das einge-
halten wird. 

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Okay.  

Sehr geehrter Herr Präsident! Was ich von Ihnen 
nicht gehört habe, Frau König, waren konkrete 
Vorschläge für die Finanzierung. Sie haben die 
Brücke immer nur eingefordert. Aber ich habe noch 
nie einen Haushaltsänderungsantrag von Ihnen 
gesehen, mit dem Sie mehr Geld für dieses Projekt 
bereitstellen wollen. 

Zum Transport der Schulkinder: Die Schulkinder 
können auch auf der anderen Elbseite zur Schule 
gehen. Es gibt Kinder, die nach Bleckede ins 
Schulzentrum kommen. Man muss aber berück-
sichtigen: Wenn die beiden Fähren wegfallen, ins-
besondere die in Bleckede - sie wird sich nach 
einem Brückenbau wirtschaftlich nicht mehr rentie-
ren -, dann müssen die Kinder aus Neu-Bleckede, 
die bisher mit der Fähre nach Bleckede fahren 
können, mit dem Bus den Umweg über die Brücke 
in Neu-Darchau nehmen. Ob die dann wirklich 
schneller ankommen, wage ich zu bezweifeln. 

Bei Ihnen von der Wirtschaftspartei FDP, die sie 
gerne sein will, vermisse ich, dass Sie bei diesen 
Themen auf die Infrastruktur, was die Breitband-
versorgung angeht, abstellen. Aber das scheint 
dann doch irgendwie Neuland zu sein. 

(Jens Nacke [CDU]: Was soll das 
jetzt? - Jörg Bode [FDP]: Wie bitte?) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank. - Frau König möchte erwidern. Auch 
Sie haben die Möglichkeit für 90 Sekunden. Bitte, 
Frau König! 

Gabriela König (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Staudte, ich verstehe im Moment den Zusammen-
hang zwischen Breitband und Brücke nicht. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Gerd Ludwig Will [SPD]: Das ist euer 
Problem!) 

Das Einzige, was beides verbindet, ist das „B“ am 
Anfang - mehr aber auch nicht! 

Der Ausfall einer Fähre, beispielsweise bei Hoch-
wasser oder im Winter, führt zu einer völlig ande-
ren Situation. Ich bin ziemlich enttäuscht darüber, 
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dass Sie sagen: Die Kinder können dann ja auch 
da oder da zur Schule gehen. - Die Schulwahlfrei-
heit scheint bei Ihnen überhaupt nicht zur Debatte 
zu stehen. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Dass sich Kinder und Eltern die Schule aussuchen 
können und der Schulweg entsprechend gestaltet 
werden muss, spielt bei Ihnen keine Rolle. 

Ich bin der Meinung: Es ist Ihnen völlig egal, was 
dort in der Region passiert. Es muss sich alles 
nach Ihren Ansichten ausrichten. - Diese Ansichten 
sind meines Erachtens aber irgendwie von Scheu-
klappen und Romantik geprägt. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Ich erteile jetzt der Abgeordneten Andrea 
Schröder-Ehlers für die SPD-Fraktion das Wort. 
Bitte, Frau Kollegin! 

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Nahrstedt! Meine Herren vom 
Brückenverein! Liebe Frau König, es ist schon 
abenteuerlich, was Sie hier zum Besten gegeben 
haben. Ich lade Sie ganz herzlich ein, zu uns ins 
Amt Neuhaus und in den Landkreis Lüneburg zu 
kommen, um sich diese Situation mal vor Ort an-
zuschauen. 

Das Amt Neuhaus hat eine ganz besondere Ge-
schichte. Frau Bertholdes-Sandrock hat es vorhin 
hier schon dargestellt. Es ist als einziges rechts-
elbisches Gebiet nach der Wiedervereinigung zu 
Niedersachsen gekommen. Wenn Sie mal einen 
Ausflug ins Amt Neuhaus machen, im Café Rau-
tenkranz stehen und sich dort anschauen, was dort 
an alten Dokumenten an den Wänden hängt, dann 
werden auch Sie verstehen, warum gerade das 
Amt Neuhaus nach der Wende unbedingt zu Nie-
dersachsen gehören wollte und warum es so eine 
große Einheit in den unterschiedlichsten Gremien 
gab, sodass es dann auch so gekommen ist. 

Es ist auch kein Geheimnis, dass direkt nach der 
Rückgliederung der Wunsch bestand, diesen wie-
der erfolgten Zusammenschluss mit einer Brücke 
zu verbinden. Dass das die Brücke der Herzen 
war, ist hier schon mehrfach gesagt worden. 

Dann hat es sehr viele Überlegungen auf den un-
terschiedlichsten Ebenen gegeben, um diese Brü-

cke zu planen und auch zu finanzieren. Wir haben 
von verschiedenen Stufen dieser Brückenplanung 
hier schon gehört. Wir waren 2008 schon relativ 
weit. Es gab konkrete Pläne. Dann gab es Klagen, 
bis zum Bundesverwaltungsgericht. Dieses hat all 
diese Planungen für rechtswidrig erklärt. Der Nie-
dersächsische Landtag musste dann das Nieder-
sächsische Straßengesetz ändern, damit die Pla-
nungen überhaupt wieder aufgenommen werden 
konnten. Das ist nun sieben Jahre her, Frau Kolle-
gin. In den letzten sieben Jahren ist leider nichts 
passiert, was uns die Hoffnung gibt, dass dieses 
Bauprojekt jetzt finanziert werden kann. Es ist lei-
der wirklich keinem - ich betone ausdrücklich: kei-
nem - gelungen, geeignete Finanzierungsmöglich-
keiten zu finden. 

Auch die Punkte, die Sie gerade noch einmal an-
gesprochenen haben, Frau Kollegin, sind geprüft. 
Landrat Nahrstedt hat all diese Dinge sofort aufge-
griffen. Er hat all die Anregungen, die von Ihnen, 
von Herrn Pols, von Vertretern des Brückenvereins 
kamen, aufgegriffen und auf ihre Realisierungs-
möglichkeit überprüft. Keiner dieser Vorschläge hat 
gefruchtet. Wirklich keiner. 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern hat sich klar 
geäußert. Das Land Niedersachsen, Herr Wirt-
schaftsminister Lies, hat sich dazu klar geäußert. 
Alle haben deutliche Positionen abgegeben. Auch 
das Mauergrundstücksgesetz wird in dieser Sache 
nicht helfen. Das ist bereits überprüft. 

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Nein, das stimmt nicht!) 

Irgendwann, Frau Kollegin, muss man sich der 
Realität stellen. Dann muss man erkennen, dass 
es unverantwortlich wäre, jetzt den nächsten Pla-
nungsschritt einzuleiten. Sie haben es gerade ge-
sagt: Das Raumordnungsverfahren steht kurz vor 
dem Abschluss. - Der Kreistag in Lüneburg wird 
am Montag darüber befinden und - so zeichnet es 
sich im Moment ab - entscheiden, dass das Plan-
feststellungsverfahren nicht eingeleitet wird. Das 
ist eine richtige Entscheidung an dieser Stelle; 
denn irgendwann muss man den Menschen sa-
gen, was geht und was nicht geht.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Brücke sollte einmal 20 Millionen DM kosten. 
Wir sind jetzt bei 58 Millionen Euro. Wir haben eine 
Zusage von 75 % auf 45 Millionen Euro. Die Un-
terhaltungskosten, die sicherlich in den ersten 
Jahren noch gering wären, schlügen dann später 
aber auch zu Buche. Wir haben zwei Landkreise, 
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die den Zukunftsvertrag unterschrieben haben und 
dies überhaupt nicht leisten können.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Schönecke? 

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): 

Nein, ich möchte weitersprechen.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das ist nicht der Fall, Herr Kollege.  

(Zurufe von der CDU) 

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): 

Ich kann nur noch einmal sagen: Wir haben wirk-
lich alles versucht. Wir haben auch die Vorschläge 
zur Baukostenreduzierung geprüft, die Sie hier ins 
Feld geführt haben. Es gibt eine Elbbrücke bei 
Schönebeck, eine Schrägseilbrücke. Wir haben 
uns von Gutachtern ermitteln lassen, wie sich die 
Kosten für diese Brücke darstellen. Wenn Sie das 
auf einen Quadratmeterpreis herunterrechnen, 
dann sind die Kosten nahezu identisch. Wenn Sie 
jetzt allerdings auf Radwege und Fußwege ver-
zichten würden, dann könnten Sie Kosten sparen. 
Nur wäre das sicherlich nicht im Interesse der 
Menschen, die dort vor Ort leben. Es wäre schon 
gar nicht im Interesse der Schülerinnen und Schü-
ler, die aus Ihrer Sicht diese Brücke benutzen sol-
len. 

Meine Damen und Herren, wir können das gerne 
im Detail alles noch einmal durchgehen. Es gibt 
keine Finanzierungsmöglichkeiten. Die beiden 
Landkreise können es nicht finanzieren. Darum 
wird es diesen Beschluss geben. Wir werden nicht 
noch einmal 700 000 bis 800 000 Euro für ein 
Planfeststellungsverfahren in die Hand nehmen. 

Wenn diese Entscheidung am Montag getroffen 
wird, dann ist auch endlich der Weg frei, um sich 
um eine ordentliche, eine vernünftige Fährverbin-
dung zu kümmern, die wirklich den Interessen der 
Menschen in der Region gerecht wird. Ich kann 
Ihnen versichern, Herr Landrat Nahrstedt, Frau 
Staudte und ich werden uns sofort auf den Weg zu 
Herrn Minister Lies machen, um darüber zu ver-
handeln, ob und in welcher Form bessere Fähren 
gekauft werden können und in einer höheren Tak-
tung fahren können.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist das, was den Menschen dann wirklich hel-
fen wird.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Von Frau Bertholdes-
Sandrock liegt die Wortmeldung für eine Kurzinter-
vention für 90 Sekunden vor. Bitte, Frau Kollegin! 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Frau Schröder-
Ehlers, Sie haben gesagt, es sei nichts zur Finan-
zierung passiert. Dazu muss man sagen: Es wäre 
schon genug gewesen, wenn alle zu den Zusagen 
gestanden hätten, die sie einmal abgegeben ha-
ben. Es geht darum, dass die 75 % aus den 
GVFG-Mitteln von der Kostenhöhe unabhängig 
sind. Sie können nicht sagen, ein Projekt kostet X 
Euro. Dann mache ich das 10, 15 oder 20 Jahre 
später, und das muss dann noch gelten.  

Die Deckelung, die aufseiten des Landes und im 
Vertrag mit den Grünen auf Landkreisseite stattge-
funden hat, macht die Sache kaputt. Sie können 
nicht immer von neuen Finanzierungsmöglichkei-
ten sprechen. Es ist absolut falsch, wenn Sie sa-
gen, dass es aus diesem Fonds nach dem Mauer-
grundstücksgesetz keine Mittel  geben könne. Das 
ist in der Prüfung. Die Briefe und die juristischen 
Gutachten sind nicht einmal vier Wochen alt. Da-
rauf gibt es noch gar keine Antworten. Bis jetzt gab 
es nur formale Ablehnungen von anderen Förder-
fonds mit dem Hinweis: Das ist altes Bundesland. - 
Dieser einmalige juristische Sonderfall muss aus-
gelotet werden.  

Ein Hinweis auf ein juristisches Gutachten, das es 
schon gibt: In § 3 des Einigungsvertrages steht 
etwas von Beitrittsgebieten. Das muss einmal an-
geguckt werden. Neuhaus ist Beitrittsgebiet, ge-
nauso wie Berlin. Darum werden wir kämpfen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zuruf von der CDU: Sehr gut!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Frau Schröder-Ehlers möchte antworten. Sie ha-
ben für 90 Sekunden die Gelegenheit dazu. Bitte! 
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Andrea Schröder-Ehlers (SPD): 

Frau Kollegin, Ihr Engagement ehrt Sie sehr. Wenn 
es bisher gelungen wäre, zusätzliches Geld zu 
finden, dann wäre diese Entscheidung, die wir 
Montag vor uns haben, überhaupt nicht nötig ge-
wesen.  

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Wo haben Sie denn gesucht? Nir-
gendwo!) 

Ich kann verstehen, dass Sie noch einmal versu-
chen, wirklich alles zu bemühen. Aber ich kann 
Ihnen sagen, diese Punkte, die im Vorfeld von 
Ihren Kollegen vor Ort im Kreis schon angespro-
chen worden sind, sind von der Kreisverwaltung 
geprüft.  

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Nur angesprochen! Nicht geprüft!) 

Wir haben dazu die entsprechenden Stellungnah-
men vorliegen.  

(Zuruf von Karin Bertholdes-Sandrock 
[CDU]) 

Es reicht uns nicht, jetzt noch weitere Punkte in die 
Debatte zu bringen. Ich finde wirklich, wir müssen 
jetzt den Mut haben, diesen Strich zu ziehen und 
zu sagen: Es ist so. Wir werden das Raumord-
nungsverfahren zu Ende bringen und dann gu-
cken, ob es in der Zukunft irgendwelche anderen 
Möglichkeiten gibt.  

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Wieso in der Zukunft? Machen Sie es 
doch jetzt!) 

Mit einem Abschluss durch das Raumordnungsver-
fahren ist dann klar geregelt, dass man sich um 
bessere Fährverbindungen kümmern kann. Über 
den Fährverbindungen schwebte doch immer ein 
Damoklesschwert. Keiner traute sich doch wirklich 
zu investieren, weil man immer die Sorge hatte, 
dass diese Investitionen mit einem Brückenbau 
hinfällig wären.  

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Die Einschränkungen der Brücke 
kriegen Sie nicht weg!) 

- Frau Kollegin, glauben Sie mir:  

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Ich glaube nicht! Ich will wissen!) 

Auch ich hätte eine Brücke sehr begrüßt. Wir ha-
ben jetzt 22 Jahre darüber diskutiert und immer 

noch kein Geld gefunden. Ich glaube nicht, dass 
wir es in Zukunft finden werden.  

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Halten Sie die Zusagen ein!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Jetzt hat für die Lan-
desregierung Herr Minister Lies das Wort. Bitte, 
Herr Minister! 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Bau der Elbbrücke ist seit Langem 
eine große Diskussion in der Region. Bei dem 
geplanten Bau der Brücke von Neu Darchau nach 
Darchau handelt es sich aber um ein kommunales 
Bauvorhaben, das von den Landkreisen Lüchow-
Dannenberg und Lüneburg auf deren Gebiet ge-
plant wird. Der Landkreis Lüneburg hatte seinerzeit 
eine Verkehrsuntersuchung dazu durchführen 
lassen. Damit wurde belegt, dass es sich bei dem 
geplanten Projekt eben nicht um eine Maßnahme 
des Landes, sondern um eine Maßnahme des 
Landkreises handelt und damit natürlich die Mög-
lichkeit besteht, das Ganze nach dem heutigen 
Niedersächsischen Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz zu unterstützen.  

Meine Damen und Herren, 2007 beliefen sich die 
Baukosten der geplanten Brücke einschließlich der 
Ortsumgehung mit Anbindung an das übergeord-
nete Netz auf 38 Millionen Euro. 2008 hat das 
Land dann eine Beteiligung an den Baukosten für 
die geplante Elbbrücke zugesagt. Das Land hat 
unter Einbeziehung der entsprechenden Pla-
nungskosten eine 75-prozentige Förderung der 
zuwendungsfähigen Baukosten in Aussicht ge-
stellt. 2011 hat der Landkreis berichtet, dass nach 
dem aktuellen Stand die Gesamtkosten auf 
44,4 Millionen Euro für das Vorhaben geschätzt 
werden. Im August 2012 hat dann die Staatskanz-
lei dem Landkreis Lüneburg mitgeteilt, dass sich 
das Land außerdem im Rahmen des Projektcon-
trollings durch die Niedersächsische Landesbe-
hörde für Straßenbau und Verkehr an der Kosten-
kontrolle für das Vorhaben beteiligen wird 

Wir haben vorhin gehört: Aufgrund der Bürgerbe-
teiligung beschloss dann der Lüneburger Kreistag, 
die Planung fortzuführen, dies aber schrittweise, 
damit im Fall von Erkenntnissen, die erheblich 
höhere Kosten mit sich bringen, gegengesteuert 
werden kann. 
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Meine Damen und Herren von CDU und FDP, um 
einer Legendenbildung entgegenzuwirken: Die 
neue Landesregierung hat sich im Februar 2013 
zu dem Projekt bekannt und war bereit, das Projekt 
weiterhin zu unterstützen und die finanziellen Zu-
sagen der damaligen Opposition zu realisieren. Wir 
haben aber auch offen gesagt und im Koalitions-
vertrag niedergeschrieben, dass wir dies für eine 
Obergrenze von 45 Millionen Euro der Gesamtkos-
ten als Anteilsfinanzierung leisten wollen. Es war 
also jederzeit nachlesbar: Es handelt sich um eine 
kommunale Straße. Das Geld, das ich an einer 
Stelle investiere, kann ich an einer anderen Stelle 
nicht mehr ausgeben. Das gehört auch zur Objek-
tivität. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus Sicht des Landreises Lüneburg und nach den 
uns zur Verfügung gestellten Unterlagen sind bis-
lang nur Trassierungsvarianten bekannt. Aktuelle 
technische Planungen sind nicht vorhanden. Die 
vorliegenden Planungen zu diesem Bauwerk 
stammen aus dem Jahr 2005, sodass die Unwäg-
barkeiten bei der monetären Bewertung des Bau-
vorhabens natürlich sehr groß sind. Es gibt bisher 
also keine belastbare Aussage über die Höhe, weil 
keine Konkretisierung vorliegt.  

Dann ist im April 2015 vom Landkreis aber eine 
Planung vorgelegt worden, die sich auf 58 Millio-
nen Euro beläuft. Die Plausibilitätsprüfung - ich 
habe es vorhin gesagt: 2012 durch das Land Nie-
dersachsen zugesagt - hat ergeben, dass die Kos-
ten in Höhe von 58 Millionen Euro mit Ausnahme 
der zu niedrig angesetzten Aufwendungen für 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen realistisch 
erscheinen und die 45 Millionen Euro und die ver-
einbarten maximal 10 Millionen Euro, die der 
Landkreis dazugeben könnte, bei Weitem über-
steigen.  

Ich finde, meine Damen und Herren, wir sind an 
einem Punkt angelangt, an dem wir klar zu dem 
Bekenntnis stehen: 45 Millionen als Obergrenze, 
75 % Zuschuss. - Ich glaube, klar muss auch sein: 
Wenn die Brücke nicht gebaut wird, gibt es auch 
keine klugen Alternativen. Deshalb ist die Ent-
scheidung heute nur zu begrüßen. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister Lies. - Die Landesregie-
rung hat die ihr zugedachte Redezeit eingehalten. 
Frau Karin Bertholdes-Sandrock hat zusätzliche 
Redezeit beantragt. Da die Landesregierung ihre 
Redezeit nicht überschritten hat, erteile ich ihr zwei 
Minuten Redezeit. Bitte, Frau Kollegin!  

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister Lies, Sie sind jetzt wieder - 
obwohl Sie ja so einen wunderschönen Brief ge-
schrieben haben, den ich zitiert habe und den 
auch Sie noch einmal hätten zitieren sollen; das 
wäre schön gewesen - mit dem Argument „kom-
munales Straßenbauprojekt“ gekommen. Warum 
ist das ein kommunales Straßenbauprojekt? - Die 
Landesstraße wurde damals zur Kreisstraße her-
untergestuft, damit überhaupt ein Zugriff auf 
GVFG-Mittel möglich wird.  

Ich erinnere, Frau Schröder-Ehlers: Sie haben 
2008 in besagter Großer Anfrage so deutlich ge-
sagt, dass das Land Niedersachsen von allem die 
Hälfte tragen müsse - Planung, Bau und Unterhal-
tung. Das finde ich wunderbar. Warum haben Sie 
aus dem Jahr 2008, in dem Sie in der Opposition 
waren, nichts wiederholt?  

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich danke Ihnen, Herr Minister, dafür, dass Sie 
gesagt haben, es gebe keine belastbare Aussage 
zur Höhe der Kosten. Das geht in beide Richtun-
gen. Man kann nicht immer noch sagen: Wir ma-
chen das besser, breiter, Fußweg, Stäbe. Hinter-
her haben wir keine Nachfolgekosten. - Das ist ja 
ein Argument für die teure Bauweise. Na ja: Wir 
haben keine Nachfolgekosten. Wir haben dafür 
dann aber auch keine Brücke. - So kann es nicht 
gehen!  

(Beifall bei der CDU) 

Sie, Herr Minister, sagen ferner: kluge Alternative. 
- Nennen Sie doch mal eine kluge Alternative! Wir 
wissen ja: Es gibt gar keine Alternative. Und wo es 
keine Alternative gibt, Herr Minister, gibt es logi-
scherweise auch keine kluge Alternative. Ich ver-
spreche mir vom Ministerpräsidenten aber, dass 
auch er sich zu diesem Objekt einmal äußert.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, weitere Wortmeldungen zu diesem 
Tagesordnungspunkt liegen nicht vor.  

Die Fraktion der CDU hat für ihren Antrag in der 
Drucksache 17/3826 beantragt, die zweite Bera-
tung und damit die Entscheidung über den Antrag 
sofort anzuschließen. Der Landtag kann dies nach 
§ 39 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung be-
schließen, sofern nicht gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 
der Geschäftsordnung mindestens 30 Mitglieder 
des Landtages für eine Überweisung des Antrags 
an einen oder mehrere Ausschüsse stimmen.  

Ich frage jetzt die Fraktionen entsprechend unserer 
Geschäftsordnung: Wird Ausschussüberweisung 
beantragt? - Das ist nicht der Fall.  

Von daher können wir jetzt in der Sache entschei-
den.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag in 
der Drucksache 17/3826.  

Wer diesen Antrag annehmen möchte, den bitte 
ich jetzt um das Handzeichen. - Ich frage nach den 
Gegenstimmen. - Gibt es Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt worden.  

Meine Damen und Herren, bevor ich den nächsten 
Tagesordnungspunkt aufrufe, möchte ich mich an 
den Kollegen Thiele wenden. Ich nehme Bezug auf 
den Vorläufigen Stenografischen Bericht über die 
68. Plenarsitzung am 15. Juli. Während meiner 
Sitzungsleitung gab es, als der Ministerpräsident in 
der Aktuellen Stunde geredet hat, einen Zwischen-
ruf des Kollegen Thiele, der bei uns aufgrund der 
Lautstärke im Plenarsaal nicht im Originalwortlaut 
angekommen ist.  

Seit gestern liegt mir und auch anderen der Vorläu-
fige Stenografische Bericht vor. Danach hat der 
Kollege Thiele gerufen: „Wie frustrierend muss das 
sein, dass Sie so beschissene schlechte …“ - Mit 
Verlaub, Herr Thiele: Das ist nicht nur unparlamen-
tarisch, sondern eine unflätige Wortwahl - Ent-
schuldigung, wenn ich das so sage -, die hier bei 
allem Eifer in der parlamentarischen Auseinander-
setzung keinen Einzug halten darf. Ich erteile 
Ihnen daher nachträglich einen Ordnungsruf.  

Herr Kollege Thiele hat sich zu einer persönlichen 
Bemerkung zu Wort gemeldet. Bitte schön! Sie 
kennen das Prozedere.  

Ulf Thiele (CDU): 
Herzlichen Dank. - Herr Präsident! Ich akzeptiere 
selbstverständlich den Ordnungsruf und entschul-
dige mich für diesen Zwischenruf. Er hat hier im 
Parlament nichts zu suchen, bleibe aber trotzdem 
dabei, dass die Politik der Landesregierung kata-
strophal ist.  

(Beifall bei der CDU - Anja Piel 
[GRÜNE]: Wenn’s hilft!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Die Entschuldigung ist angekommen. Das war 
auch eine Bemerkung im Rahmen der Regelung 
unserer Geschäftsordnung zu persönlichen Be-
merkungen.  

Meine Damen und Herren, ich darf jetzt aufrufen 
den  

Tagesordnungspunkt 48: 
Erste Beratung: 
„Deine Chance in Niedersachsen“ - Ein nieder-
sächsisches Programm als Ausweg aus der 
Duldung - Antrag der Fraktion der CDU - 
Drs. 17/3828  

Zur Einbringung hat sich der Vorsitzende der CDU-
Fraktion, Herr Kollege Björn Thümler, gemeldet, 
dem ich das Wort erteile. Bitte, Herr Thümler!  

Björn Thümler (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Tausende von Menschen kommen in die-
sen Tagen und Wochen zu uns nach Niedersach-
sen. Sie sind aus Krisengebieten dieser Welt ge-
flohen und suchen Schutz vor politischer Verfol-
gung. Oft suchen sie aber auch eine bessere wirt-
schaftliche Perspektive für sich und ihre Familien. 
Neben den Bürgerkriegsflüchtlingen aus Syrien, 
dem Irak oder aus Afrika sowie den Asylbewerbern 
vom Westbalkan gibt es Tausende von Menschen, 
die seit Langem bei uns leben - aber eben nur 
geduldet.  

Meine Damen und Herren, viele Asylverfahren 
können auch nach vielen Jahren nicht abgeschlos-
sen werden, weil die Identität des Betroffenen nicht 
rechtsgültig geklärt werden kann. Diese Asylbe-
werber stecken in einem Dilemma - man könnte 
auch sagen: in einem unerträglichen Dilemma - 
oder, ja, in einer Zwickmühle. Zum einen sind sie 
in einem Asylverfahren, das keine echte Chance 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  70. Plenarsitzung am 17. Juli 2015 
 

 6835 

für sie bietet, in Deutschland zu bleiben. Zum an-
deren können sie ihre Fähigkeiten nicht in das 
gesellschaftliche Leben dieses Landes einbringen.  

Viele von ihnen haben eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung und nach längerem Aufenthalt in 
Deutschland auch gute Sprachkenntnisse. Das 
alles wird nicht genutzt. Personen mit ungeklärter 
Herkunft und Identität dürfen keine Arbeit aufneh-
men. Verfahren zur Klärung von Identität und Her-
kunft dauern Jahre. Selbst bei einer rechtsgültigen 
Feststellung der Personendaten kommt es erst 
nach Jahren des Aufenthaltes in Deutschland zu 
schweren Verwerfungen zwischen der gesell-
schaftlichen Wahrnehmung und der rechtsstaatli-
chen Pflicht zum Vollzug des geltenden Rechts in 
Form einer Abschiebung.  

Meine Damen und Herren, wir als CDU-Fraktion 
wollen diesen Teufelskreis durchbrechen. Wer in 
der Vergangenheit bewiesen hat, dass er oder sie 
sich aktiv und positiv in der Gesellschaft einge-
bracht hat oder einbringt, soll bleiben dürfen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Nun gibt es Fälle von langjährig Geduldeten, die 
ihre Identität aktiv verschleiert haben. Diese Per-
sonen befinden sich in einer zusätzlichen Zwick-
mühle, weil bei Offenbarung ihrer Identität zumeist 
die Abschiebung folgen müsste. Ein Staat, der sich 
an seine Gesetze hält, müsste dies tatsächlich tun.  

Wir verstehen aber auch, warum diese Menschen 
dies getan haben. Sie suchen ihre Chance in 
Deutschland. Das ist etwas, was ihnen niemand 
verübeln kann. 

Als Staat sind wir jedoch auch moralisch berech-
tigt, die Zuwanderung zu steuern. Und das ist der 
Punkt, an dem der Staat in die Zwickmühle gerät. 
Was ist wichtiger - die Verletzung der Mitwirkungs-
pflicht durch Identitätsverschleierung nicht zu ak-
zeptieren und abzuschieben oder gelungene In-
tegration zu legalisieren?  

Der Bundestag, meine Damen und Herren, hat nun 
eine neue Regelung getroffen; er hat einen neuen 
§ 25 b in das Aufenthaltsgesetz eingefügt.  

(Unruhe) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Thümler, ich unterbreche Sie ungern.  

Meine Damen und Herren, es kann nicht angehen, 
dass, wenn hier eine Rede gehalten wird, gleich-
zeitig Debattiergruppen, insbesondere auf der 
linken Seite des Hauses, den hinteren Rand des 

Plenarsaals füllen. Wenn Sie wichtige Gespräche 
zu führen haben, dann machen Sie das bitte drau-
ßen! Stören Sie aber nicht den Ablauf der Plenar-
sitzung! 

Herr Thümler, bitte setzen Sie fort.  

Björn Thümler (CDU): 
Vielen Dank, Herr Präsident.  

Er ermöglicht Aufenthaltstitel in Fällen nachhaltiger 
Integration unter bestimmten Bedingungen, und 
zwar auch bei bisheriger Verschleierung der Identi-
tät.  

Meine Damen und Herren, von dieser neuen ge-
setzlichen Möglichkeit sollte künftig reger Ge-
brauch gemacht werden. Zu diesem Zweck sollte 
in Niedersachsen aus unserer Sicht ein eigenes 
Landesprogramm mit dem Titel „Deine Chance in 
Niedersachsen“ aufgelegt werden.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Christian Grascha [FDP]) 

Dieses Programm, meine Damen und Herren, 
richtet sich an Asylbewerber mit ungeklärter Her-
kunft und Identität, die bestimmte Voraussetzun-
gen erfüllen sollten: erstens Offenlegung der Iden-
tität und Herkunft, zweitens Nachweis von ausrei-
chenden Kenntnissen der deutschen Sprache, 
drittens abgeschlossene, europäischen Standards 
entsprechende Berufsausbildung oder Studium 
oder - viertens - alternativ der Nachweis eines 
Ausbildungsplatzes oder der Anstellung als Fach-
kraft, die eine qualifizierte Berufsausbildung vo-
raussetzt.  

Meine Damen und Herren, dieses Programm zielt 
darauf ab, Menschen aus einem endlosen Asylver-
fahren in ein Zuwanderungsverfahren zu überfüh-
ren. Insbesondere in Deutschland geborene Kinder 
von dauerhaft Geduldeten brauchen eine echte 
Chance, dauerhaft in dem Land bleiben zu kön-
nen, in dem sie geboren wurden und das ihre 
Heimat ist.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir brauchen in Nieder-
sachsen und Deutschland eine breit angelegte 
gesellschaftliche Diskussion darüber, wie wir Zu-
wanderung gestalten wollen. Und ich betone aus-
drücklich: Ja, Niedersachsen bzw. Deutschland 
sind Einwanderungsland, meine Damen und Her-
ren.  

Zu einer differenzierten Diskussion gehört auch, 
dass wir jenen Menschen, die langjährig von den 
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Behörden geduldet werden und ohne Aufenthalts-
recht in Deutschland leben, unter klar formulierten 
Bedingungen eine Möglichkeit bieten, Aufenthalts-
perspektiven zu erhalten. Wir wollen denjenigen, 
die über Jahre hier sind und von denen wir wissen, 
dass sie unser Land nicht mehr verlassen, ein 
faires Angebot machen.  

Ich denke, wir sind uns fraktionsübergreifend einig 
in dem Ziel, langjährig Geduldeten, die Integrati-
onsleistungen erbracht haben, eine Aufenthalts-
perspektive zu geben. Deshalb sollten wir bei al-
lem politischen Dissens, der in der Frage, wie man 
Zuwanderung gestaltet oder eben auch nicht, be-
steht, für die betroffenen Menschen eine Lanze 
brechen und die entscheidende Frage positiv be-
antworten, nämlich ob wir es ernst meinen, ihnen 
eine Perspektive zu geben. Dies sollten wir mit 
einem eigenen Landesprogramm „Deine Chance 
in Niedersachsen“ tun; denn das wäre ein verbin-
dendes Zeichen, meine Damen und Herren. Diese 
Kraft sollte dieses Landesparlament haben.  

Vielen Dank.  

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Thümler. - Für die Frak-
tion der SPD erteile ich jetzt der Abgeordneten 
Doris Schröder-Köpf das Wort. Bitte, Frau Kollegin! 

Doris Schröder-Köpf (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 
der Schlussphase dieser langen Plenarwoche 
möchte ich auf eine Tatsache aufmerksam ma-
chen, die vielleicht nicht allen Kolleginnen und 
Kollegen präsent ist. Von Sitzungsbeginn am 
Dienstag an bis heute haben wir uns als Lan-
desparlament an sieben ausgewiesenen Stellen 
der Tagesordnung und in noch sehr viel mehr Ein-
zelredebeiträgen mit den Schicksalen und Per-
spektiven von Menschen beschäftigt, die aufgrund 
von Flucht und Vertreibung oder aus anderen exis-
tenziellen Nöten heraus ihre Heimat verlassen und 
bei uns einen Neuanfang gesucht haben.  

Wir haben über diese Menschen im Zusammen-
hang mit der Entlastung der Kommunen bei der 
Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen 
gesprochen; wir haben über Sprachkurse, über 
eine bessere Verteilung von Menschen und Zu-
ständigkeiten in Europa, über Konsequenzen aus 
den tausendfachen Flüchtlingstoten im Mittelmeer, 

über Teilhabe in Form von Wahlrecht gesprochen - 
bis hin zum Antrag der CDU „Deine Chance in 
Niedersachsen“, den wir nun diskutieren.  

Sehr geehrte Damen und Herren, zufällig - oder 
auch nicht - bildet die Tagesordnung dieser Sit-
zungswoche damit in etwa das Spektrum der Her-
ausforderungen ab, vor dem die niedersächsische 
Politik und Gesellschaft stehen.  

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU, bevor ich zu inhaltlichen Anmerkungen 
komme, möchte ich vorwegschicken, dass ich mich 
etwas über den Zeitpunkt Ihres Antrags wundere. 
Denn im Bundesrat wurde gerade vor wenigen 
Tagen das Gesetzgebungsverfahren abgeschlos-
sen, mit dem das Bleiberecht neu geregelt wird. 
Mit dem zusätzlich ins Aufenthaltsgesetz eingefüg-
ten § 25 b soll gut integrierten Menschen nach 
ganz klaren Bedingungen stichtagsunabhängig 
endlich eine dauerhafte Perspektive in unserem 
Land ermöglicht werden.  

Seit der Regierungsübernahme war das für die rot-
grüne Landesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen ein Herzensanliegen. Innenminister 
Boris Pistorius hat dafür auf Bundesebene lange 
geworben und gekämpft. Herr Minister - vielleicht 
folgen Sie ja dieser Debatte jetzt -: Herzlichen 
Dank für Ihren Einsatz! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die gleich nach der Regierungsübernahme erfolgte 
Reform der Härtefallkommissionsverordnung stellt 
auf Landesebene einen Meilenstein bei der Ver-
besserung im Bleiberecht dar. Durch die Reduzie-
rung von Nichtannahme- und Ausschlussgründen 
in der Verordnung haben die Mitglieder der Härte-
fallkommission seither Dutzenden von Menschen 
Perspektiven für ein Leben in Niedersachsen er-
möglichen können.   

Sehr geehrte Damen und Herren, Ministerin Rundt 
wird sicherlich die Vorzüge der neuen Bleibe-
rechtsregelung noch ausführen und auf weitere 
Aspekte Ihres Antrags eingehen. Ich möchte die 
Gelegenheit nutzen, um mich bei Ihnen, den Kol-
leginnen und Kollegen der Union, für die verant-
wortungsbewussten Diskussionen rund um das 
Thema Flucht und Asyl zu bedanken.  

In den vergangenen Tagen wurde dabei immer 
wieder ein Bibelzitat verwendet; ich möchte auf 
eine Geschichte aus der Bibel verweisen: das so-
genannte Damaskus-Erlebnis, die Geschichte von 
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Saulus, der zum Paulus wurde - Herr Thümler, Sie 
kennen sie.  

Sehr geehrter Herr Schünemann, ich habe Ihrer 
Persönlichen Erklärung vom Mittwochabend genau 
zugehört und glaube, dass Sie heute manche Ent-
scheidung anders treffen würden als in Ihrer Amts-
zeit. Ihr Landesvorsitzender hat den Kurswechsel 
der CDU in der Ausländer- und Asylpolitik wenige 
Tage nach der Landtagswahl angekündigt, und die 
Fraktion vollzieht ihn jetzt. Das ist gut für die Men-
schen in Niedersachsen - ganz besonders für die, 
die jetzt zu uns kommen, aber auch für diejenigen 
Bürgerinnen und Bürger, die sich aus ganzem 
Herzen und mit ganzer Kraft diesen Neuankömm-
lingen ehrenamtlich widmen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN und Zustimmung von Jan-
Christoph Oetjen [FDP]) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, zurück zu 
Ihrem Antrag. Darin heißt es - ich zitiere -: 

„Natürlich ist eine Duldung wegen ungeklär-
ter oder verschleierter Identität möglichst zu 
vermeiden. Eine jahrelange rechtliche Unsi-
cherheit trotz geglückter Integration für gan-
ze Familien findet jedoch in der Gesellschaft 
keine Akzeptanz. Irgendwann überwiegt das 
Interesse am Rechtsfrieden.“ 

Diese Einschätzung teile ich, sehe allerdings einen 
weiteren Lösungsansatz. Nach zahlreichen Einga-
ben von Familien aus dem Nahen Osten und aus 
den Balkanstaaten, aber auch von Einzelpersonen, 
die mir beispielsweise vom Paritätischen Wohl-
fahrtsverband übermittelt wurden, stellt sich die 
Frage, ob wir nicht die Zumutbarkeitsanforderun-
gen für die Aufklärung der bisherigen Staatsange-
hörigkeit senken müssen.  

(Petra Tiemann [SPD]: Sehr wichtig! - 
Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Ja!) 

Eine solche Absenkung der Zumutbarkeitsanforde-
rungen, besonders für die in Deutschland gebore-
nen oder aufgewachsenen ausländischen Staats-
angehörigen, sollte erfolgen. Denn sie selbst sind 
in der Regel weder in der Lage noch berechtigt, 
die zur Aufklärung ihrer Staatsangehörigkeit erfor-
derlichen Überprüfungen, Registerauskünfte oder -
berichtigungen vorzunehmen.  

(Petra Tiemann [SPD]: Wichtiger 
Punkt!) 

Oft sind sie dabei auf ihre Eltern oder Großeltern 
angewiesen. Und auch diese sind dazu bisweilen 
nicht imstande und manchmal - aus unterschiedli-
chen Gründen - auch nicht bereit. Dadurch verla-
gert sich die Problematik der Verweigerung von 
Einbürgerungen wegen fortbestehender ungeklär-
ter Staatsangehörigkeit in die nachfolgenden Ge-
nerationen. Bei uns sind davon besonders viele 
junge Menschen betroffen, deren Vorfahren ehe-
malige jugoslawische Staatsangehörige oder Kur-
den mit schwieriger Fluchtgeschichte sind. 

Das sollte nicht so bleiben; denn damit wird vielen 
Jugendlichen, die als Ausländer oder Staatenlose 
geführt werden, in Wahrheit aber Niedersachsens 
Nachwuchs sind, die Möglichkeit verwehrt, über 
die Einbürgerung Chancen auf Teilhabe zu erhal-
ten, z. B. auf Mitwirkung bei Wahlen oder auch auf 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU, in einer Anfang dieses Jahres erschienenen 
Studie der Bertelsmann-Stiftung heißt es, Arbeit 
sei der Schlüssel für soziale Kontakte und für die 
Wertschätzung in der Aufnahmegesellschaft. Ar-
beit stärke das Selbstwertgefühl der Zuwandern-
den und helfe, wieder Normalität und Perspektive 
in ein leidgeplagtes Leben zu bringen. 

Für die weitere Beratung Ihres Antrags möchte ich 
deshalb vorgeschlagen: Lassen Sie uns noch ein-
mal über das Asylbewerberleistungsgesetz spre-
chen, 

(Petra Tiemann [SPD]: Richtig!) 

über eine Ausweitung von Resettlement-Program-
men und auch über neue Bundeskontingente für 
Flüchtlinge. Alle diese Maßnahmen können dazu 
beitragen, Menschen schneller bessere Perspekti-
ven bei uns zu eröffnen. Denn - das muss man 
leider sagen - Asylverfahren dauern bei uns viel zu 
lange. Die Zahl unerledigter Asylanträge liegt nach 
neuesten Angaben inzwischen bei 238 000 und 
hat sich damit gegenüber dem Vorjahr verdoppelt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das Flüchtlings-
hilfswerk der Vereinten Nationen beklagt fast 
60 Millionen Flüchtlinge weltweit. Etwa 450 000 
Zuflucht suchende Menschen erwarten wir dieses 
Jahr in Deutschland, bis zu 40 000 in Niedersach-
sen. Eine Beruhigung der Krisenherde ist nicht 
absehbar - und damit auch kein Rückgang der 
Flüchtlingszahlen. Eine ganz große Koalition des 
guten Willens könnte dazu beitragen, diese Her-
ausforderung zu bewältigen. 
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Eine Handlungsempfehlung für den Umgang mit 
Flüchtlingen kann man der Bibel entnehmen. Zum 
Ende meiner Rede zitiere ich Lukas 6, Vers 31: 
„So wie ihr von anderen behandelt werden möch-
tet, so behandelt sie auch.“ 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN sowie Beifall bei der 
FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Schröder-Köpf. - Das 
Wort hat jetzt für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen Frau Abgeordnete Filiz Polat. Bitte! 

Filiz Polat (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wenn man den Antrag und das Po-
sitionspapier der CDU liest, könnte man zunächst 
meinen, dort sei der Groschen endlich gefallen: 
„Niedersachsen - Deine Heimat“. 

(Editha Lorberg [CDU]: Schon wieder 
diese Überheblichkeit!) 

Da werden die Probleme der Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber beschrieben, Frau Lorberg: 
ungenutzte Fähigkeiten und Sprachkenntnisse, 
Arbeitsverbote, lange Verfahren, Abschiebungs-
druck. Niedersachsen müsse diesen Menschen die 
Hand r eichen und eine echte Perspektive bieten. 

(Petra Tiemann [SPD]: Was für ein 
Sinneswandel!) 

Da geht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Herz auf, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Petra Tiemann [SPD]: So etwas in 
einem CDU-Antrag zu lesen!) 

Endlich wird der Zugewanderte in den Mittelpunkt 
gestellt. Endlich werden von Ihnen die Benachteili-
gungen dieser Menschen aufgrund von Gesetzen 
in Deutschland beschrieben, wie der Kollege von 
Holtz das vorgestern in der Debatte auch deutlich 
gemacht hat. 

Begriffe wie „Integrationsverweigerer“ oder Slo-
gans - wir erinnern uns alle - aus den vergangenen 
Legislaturperioden wie „Zuwanderung in die Sozi-
alsysteme“ lesen wir nicht mehr. „Wer betrügt, der 
fliegt“ oder „Weltsozialamt“ gehören zum Glück 
nicht - wie bei den Unionskollegen im Bund oder in 
einigen anderen Bundesländern - in Ihr Konzept in 
Niedersachsen. 

Dennoch herrscht bei uns Verwunderung über die 
fehlenden Kenntnisse. Herr Thümler, Sie haben es 
gerade am Anfang Ihrer Rede auch wiederholt. Sie 
bringen in Ihrem Antrag Asylverfahren, Aufent-
haltsgestattung und Duldungsphase durcheinan-
der. 

(Björn Thümler [CDU]: Nein! Sie müs-
sen das ja so sagen! Sonst ist Ihr 
Feindbild kaputt!) 

Die Identitätsklärung während eines Asylverfah-
rens spielt in dem Fall gar keine Rolle. 

(Zustimmung von Miriam Staudte 
[GRÜNE]) 

Sie scheinen auch die aktuelle Rechtslage zum 
Arbeitsmarktzugang nicht durchdrungen zu haben, 
sodass Ihr diesbezüglicher Vorschlag ins Leere 
läuft. 

Zudem werden wie eh und je die Offenlegung der 
Identität und das Bemühen um Identitätspapiere 
verlangt, obwohl von Rechtsanwälten und anderen 
zahlreiche Urteile bemüht wurden, um die Über-
schreitung der Zumutbarkeitsgrenze bei der Pass-
beschaffung aufzuzeigen. Gerade da lagen doch 
schon immer die Probleme. Noch heute werden 
absurderweise Menschen aufgefordert, in das 
Land zu reisen, aus dem sie geflohen sind, um 
Pässe zu besorgen, oder es werden zahlreiche 
Nachweise eingefordert. Wenn Botschaften und 
Konsulate sich weigern, die Staatsangehörigkeit zu 
bestätigen, werden die Bemühungen dann als 
nicht ausreichend abgetan. 

Wir erinnern uns auch alle noch an die früheren 
Debatten. Frau Dr. Lesemann und ich hatten dazu 
Anfragen gestellt. So hieß es im Jahr 2012 in der 
Hannoverschen Allgemeinen Zeitung: Land be-
schenkte russische Beamte; im Gegenzug gab es 
Pässe für Flüchtlinge. - Ich hoffe, dass das der 
Vergangenheit angehört, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

In dem CDU-Positionspapier „Niedersachsen - 
Deine Heimat“ bekräftigt die CDU zudem noch 
einmal eindeutig, dass sie an der Vorrangprüfung 
am Arbeitsmarkt festhalten will. Das ist die letzte 
Hürde, die wir in diesem Bereich noch haben. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, der Kollege Thiele möchte Ihnen 
eine Zwischenfrage stellen. 
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Filiz Polat (GRÜNE): 
Nein, danke. 

Überhaupt kommen die erhobenen Forderungen 
eindeutig zu spät. Die Kollegin Doris Schröder-
Köpf hat es erwähnt: Der Bundestag hat das Ge-
setzespaket zum Aufenthaltsgesetz beschlossen. 
Eine umfangreiche Stellungnahme des Bundesra-
tes ist mit Mehrheit am letzten Freitag beschlossen 
worden. 

Die Kritik vor allem grün mitregierter Länder ist 
Ihnen bekannt; denn Verbesserungen für die Le-
benssituation von Flüchtlingen sind maßgeblich 
von SPD und Grünen eingebracht worden, Ver-
schärfungen vor allem durch CDU und CSU, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, Sie müssen zu Ihrem Schlusssatz 
kommen. 

Filiz Polat (GRÜNE): 
Ja. Vielen Dank, Herr Präsident. 

Das ist leider die christdemokratische soziale Rea-
lität. Deshalb bin ich gespannt auf die Beratungen 
im Ausschuss. 

Um den islamischen Gelehrten Mevlana zu zitie-
ren: „Zeige dich, wie du bist, oder sei, wie du dich 
zeigst.“ 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Jetzt hat der Abgeordnete Jan-Christoph Oetjen für 
die FDP-Fraktion das Wort. Bitte! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Ich freue mich, Herr Präsident, dass sich bei die-
sem wichtigen Thema auch die Reihen der Lan-
desregierung ein bisschen füllen. Meines Erach-
tens wäre es angemessen, wenn das ganze Kabi-
nett da wäre, verehrte Kolleginnen und Kollegen. 

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Wir sind da!) 

Als Erstes möchte ich mich aber bei der Union 
ganz herzlich für diesen Antrag bedanken, der sich 
sachlich mit dem Thema auseinandersetzt und das 
wichtige Problem der langjährigen Duldung auf-

greift. Für viele Menschen, die schon sehr lange 
bei uns in Niedersachsen sind, ist das ein wirkli-
ches Problem. 

Lieber Björn Thümler, ich hoffe, dass dieser Antrag 
nicht nur ein Signal an die Grünen ist, sondern ein 
Zeichen für einen echten Sinneswandel in der 
Union. 

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN) 

Ich finde es gut, dass die Union anerkennt, dass 
Deutschland ein Einwanderungsland ist. Ich glau-
be, dass wir diese Grundannahme für unser Land 
nach vorne stellen müssen, weil wir auch in Zu-
kunft auf Einwanderung angewiesen sind und 
deutlich machen müssen, dass wir mittlerweile in 
einer Gesellschaft leben, in der Menschen aus 
unterschiedlichsten Ländern und Kulturen bei uns 
gemeinsam zusammenleben. Diese Grundaussa-
ge ist erst einmal positiv. 

Viele Menschen, die vor langer Zeit zu uns ge-
kommen und in das Asylverfahren gegangen sind, 
weil wir keine ordentlichen Regeln für Zuwande-
rung haben und hatten, sind dann in einem Dul-
dungsstatus gelandet, der sehr belastend ist, Herr 
Kollege Limburg. Wenn Sie sich mit solchen Fami-
lien unterhalten, spüren Sie ihre sehr große Angst 
davor, dass nach der nächsten Befristung irgend-
wann vielleicht doch Schluss ist. Diesen Familien 
sollten wir heute sagen: Ja, wir wollen eine Rege-
lung, dass sie dauerhaft in Deutschland bleiben 
können, sodass das Problem des immer wieder 
neu befristeten Duldungsstatus endlich ein Ende 
hat. 

Die Kollegin Polat hat aber völlig recht: Die Rechts-
lage hat sich in der letzten Zeit sehr deutlich geän-
dert. Leider schlägt sich das in dem Antrag der 
Union nicht nieder. Das Thema „Arbeitsmarktzu-
gang für Geduldete“ hat die Kollegin Polat ange-
sprochen. Da läuft Ihr Antrag ins Leere; denn hier 
haben sich in den vergangenen Monaten Gott sei 
Dank positive Entwicklungen eingestellt. 

Das größte Problem allerdings ist das Thema: Was 
ist zumutbar bei der Passbeschaffung? - Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, wenn wir an dieser Stel-
le nicht endlich einhaken und die Regeln, die wir in 
Deutschland dafür haben, ändern, werden wir die-
ses Problem nicht auf Dauer lösen. Deswegen 
müssen wir diese Frage der Zumutbarkeit endlich 
angehen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der SPD) 
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Ich habe neulich mit einem jungen Mann gespro-
chen, der Kurde ist und aus Syrien stammt und 
aus seiner persönlichen Situation heraus ein ganz 
besonderes Problem hat. Kurden in Syrien haben 
keine syrischen Papiere bekommen. Dieser junge 
Mann gilt - wie seine gesamte Familie - heute als 
staatenlos. Er lebt im Landkreis Wesermarsch und 
ist dort gut integriert. Die Kinder gehen zur Schule, 
haben Abitur gemacht, machen ihre Ausbildung, 
arbeiten, bringen sich in unsere Gesellschaft ein, 
zahlen Steuern - alles, was man für eine gute In-
tegration als Voraussetzung definiert. Dieser junge 
Mann möchte gerne Deutscher werden. Er sagt: 
Ich fühle mich hier zu Hause. Ich fühle mich unsi-
cher in dieser Situation als Staatenloser. Das ist 
komisch. Ich möchte gerne Deutscher werden. - 
Die Behörden sagen ihm: Ja, du musst aber nach 
Syrien gehen und dir aus Syrien die Unterlagen 
beschaffen! 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Viel Spaß!) 

Na klar, unsere Behörden verlangen nicht, dass er 
wirklich nach Syrien reist. Er hat ja Familie in Syri-
en, also könnte vielleicht die Tante oder irgendwer 
aus seiner Familie nach Damaskus reisen, um sich 
dort um die Papiere zu bemühen. Es gibt ja auch 
die Regelung der Vertrauensanwälte, die aber aus 
meiner Sicht keine wirklich gute Lösung ist. 

Wenn wir an dieses Thema der Zumutbarkeit nicht 
herangehen, dann läuft das, was wir hier in diesem 
Hause gemeinsam auf den Weg gebracht haben, 
dass wir Menschen dafür gewinnen wollen, auch 
die deutsche Staatsbürgerschaft anzunehmen, 
weiter ins Leere. Deswegen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen aus der Union: Lassen Sie uns gemein-
sam an das Thema Zumutbarkeit herangehen, das 
in Ihrem Antrag auch aufgeführt ist! Wir müssen 
eine klare Botschaft aus dem Landtag senden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Glocke des Präsidenten) 

- Damit komme ich zum Schluss, sehr geehrter 
Herr Präsident. 

Wir sollten in unserer offenen Gesellschaft mit 
offenen Armen den jungen Mädchen wie Reem 
und anderen herzlich sagen: Ihr seid hier willkom-
men, ihr gehört zu uns, und ihr sollt bei uns blei-
ben! 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP, bei der 
SPD und bei den GRÜNEN)  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Für die Lan-
desregierung hat jetzt Frau Ministerin Rundt das 
Wort. 

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung: 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Zunächst einmal freue ich 
mich, dass sich auch die CDU-Fraktion dafür ein-
setzen möchte,  

(Jörg Hillmer [CDU]: Wieso denn 
„auch“?) 

gut integrierten Ausländerinnen und Ausländern 
eine aufenthaltsrechtliche Perspektive zu bieten. 
Wir müssen hier aber einiges erst einmal richtig-
stellen. 

Zum einen ist es schlicht und ergreifend falsch, 
dass viele Asylverfahren nicht abgeschlossen wer-
den können, weil die Identität der Betroffenen nicht 
hinreichend geklärt ist. Es ist auch nicht ganz rich-
tig, dass Personen mit ungeklärter Herkunft und 
Identität keine Arbeit aufnehmen dürfen. Tatsäch-
lich unterliegen geduldete Ausländerinnen und 
Ausländer dann einem Beschäftigungsverbot, 
wenn aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei 
ihnen aus Gründen, die sie selbst zu vertreten 
haben, nicht vollzogen werden können. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn sie das Ab-
schiebungshindernis selbst herbeiführen, z. B. weil 
sie über ihre Identität oder Staatsangehörigkeit 
täuschen und falsche Angaben machen. Die Lan-
desregierung hält diese sogenannte Beschäfti-
gungsverordnung im Übrigen für antiquiert.  

Wir haben uns deshalb mehrfach im Bundesrat 
dafür eingesetzt, diese Vorschrift ersatzlos zu 
streichen. Dafür hat sich leider nicht die erforderli-
che Mehrheit gefunden, allerdings doch für einen 
Antrag mit der Stimme Niedersachsens im Bun-
desrat, in dem es darum ging, jugendliche und 
heranwachsende geduldete Ausländerinnen und 
Ausländer von der Anwendung dieser Regelung 
auszunehmen. Dieser Forderung ist aber wieder 
insbesondere die CDU im Deutschen Bundestag 
leider nicht nachgekommen. Wir wären also der 
CDU dankbar, wenn sie sich da auch auf der Bun-
desebene engagiert.  

Ich möchte aber nun zum Kernanliegen dieses 
Antrages kommen. Sie wollen ein Programm, da-
mit Personen mit unsicherem Aufenthaltsstatus 
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Klarheit über ihre Zukunft in Deutschland und Nie-
dersachsen haben. Das ist ein guter Ansatz. 

Die Landesregierung hat sich von Anfang an ve-
hement für eine stichtagsunabhängige und damit 
für eine auf Dauer angelegte Bleiberechtsregelung 
eingesetzt. Diese Regelung wurde nun mit dem 
neuen § 25 b des Aufenthaltsgesetzes umgesetzt. 
Das heißt, diese dringend notwendige Weichen-
stellung war eine zentrale Forderung von uns. Das 
Gesetzgebungsverfahren ist am Freitag im Bun-
desrat abgeschlossen worden. Die Frage ist also: 
Warum jetzt noch dieser Antrag? - Es könnte sein, 
dass dieser Antrag deshalb vorliegt, weil - Herr 
Oetjen hatte sich ja über einen Sinneswandel bei 
der CDU gefreut - dieser Sinneswandel vielleicht 
doch nicht stattgefunden hat. Denn es stimmt mich 
mit gewisser Sorge, dass es in dem Antrag viel-
leicht um eine Verschärfung der Voraussetzungen 
geht. 

(Ulf Thiele [CDU]: Bitte? Frau Ministe-
rin!) 

Denn von Ihrem Entschließungsantrag sollen nur 
diejenigen profitieren, die eine qualifizierte Ausbil-
dung betreiben oder bereits vorweisen können. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Man muss es 
genau lesen!) 

Diejenigen, die auch ohne Berufsausbildung in der 
Lage sind, ihren Lebensunterhalt zu sichern, sollen 
außen vor bleiben. Arbeiterinnen und Arbeiter, die 
oftmals froh sind, wenn sie hier für den Mindest-
lohn arbeiten können, bleiben außen vor. Auch 
diejenigen, die es wegen Krankheit, einer Behinde-
rung oder aus Altersgründen nicht schaffen kön-
nen, eigenverantwortlich ihren Lebensunterhalt zu 
sichern, sollen offenbar keine Chance haben. So 
kann es aus dem Entschließungsantrag zumindest 
gefolgert werden. 

(Ulf Thiele [CDU]: Wer hat Ihnen denn 
den Unsinn aufgeschrieben? - Gegen-
ruf von Filiz Polat [GRÜNE]: Das ist 
genau richtig, und das merkt man an 
Ihrer Reaktion, Herr Thiele!) 

Unser Standpunkt ist klar: Eine Verschärfung der 
jetzt beschlossenen Rahmenbedingungen für die-
se stichtagsunabhängige Bleiberechtsregelung ist 
mit uns nicht zu machen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank. - Liebe Kolleginnen und Kollegen, zu 
diesem Tagesordnungspunkt liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor, sodass wir zur beantragten 
Ausschussüberweisung kommen.  

Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen, federführend den 
Ausschuss für Inneres und Sport mit dem Antrag 
zu befassen und mitberatend die Kommission zu 
Fragen der Migration und Teilhabe. Wer das so 
beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Das ist einstimmig so 
beschlossen. Es wird so verfahren. 

Ich rufe nun vereinbarungsgemäß zusammen auf 

Tagesordnungspunkt 49: 
Abschließende Beratung: 
Unabhängige Erhebung über die tatsächliche 
Arbeitszeit von Lehrkräften in Niedersachsen - 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/3674 - Be-
schlussempfehlung des Kultusausschusses - 
Drs. 17/3714  

Tagesordnungspunkt 50: 
Erste Beratung: 
Für mehr Lehrkräfte, gegen drohenden Stun-
denausfall: Mit einem Sofortprogramm den rot-
grünen Bildungsbankrott verhindern - guten 
Unterricht an allen Schulformen sicherstellen! - 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/3829  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in der 
Drucksache 17/3674 abzulehnen. Eine Berichter-
stattung ist dazu nicht vorgesehen. 

Ich eröffne die Debatte und erteile als Erstes dem 
Antragsteller des neuen Antrages - das ist in der 
Geschäftsordnung so vorgesehen - für die CDU-
Fraktion dem Kollegen Kai Seefried das Wort. 

Kai Seefried (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wie schön sollten doch für die-
jenigen auf der linken Seite dieses Hauses und für 
die Regierung diese Tage, diese Woche sein. Wie 
sehr hatte man sich darauf gefreut, eine tolle Bi-
lanz nach zweieinhalb Jahren Regierungszeit vor-
zulegen. Aber was erleben wir? - Anstelle von 
Glanz und Gloria erleben wir nur Pleiten, Pech und 
Pannen.  
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Widerspruch bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

(Vizepräsident Karl-Heinz Klare über-
nimmt den Vorsitz) 

Ich kann mir vorstellen, dass Sie das wahnsinnig 
stört. Aber in diesen Tagen erleben Sie alle schwe-
re Stunden. Der Dank dafür gilt der schlechten 
Performance Ihrer Kultusministerin, die eine kata-
strophale Arbeit ablegt, die wieder zu Schlagzeilen 
führt, 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

zu Schlagzeilen wie gestern in der Braunschweiger 
Zeitung:  

„Heiligenstadt lehnt Rücktritt im Landtag ab“ 

(Johanne Modder [SPD]: Ja!) 

oder wie gestern in der Nordwest-Zeitung:  

„Ministerin räumt Sessel nicht“. 

(Anja Piel [GRÜNE]: Ja! Gut!) 

Die Hannoversche Allgemeine Zeitung hat nur 
einen Satz dazu gebraucht, um es zusammenzu-
fassen - ich glaube, prägnanter kann man es kaum 
tun -:  

(Anja Piel [GRÜNE]: Was ist jetzt zu 
dem Thema? Herr Seefried, zum 
Thema!) 

„Mit den Gymnasiallehrern liegt sie im 
Clinch, vor Gericht erlitt sie eine herbe Nie-
derlage, und ihre Umfragewerte sind kata-
strophal.“ 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zurufe von der SPD und von den 
GRÜNEN)  

Meine Damen und Herren von SPD und GÜNEN, 
auch den jetzigen Reaktionen ist anzumerken, wie 
sehr Ihnen das Versagen Ihrer Landesregierung 
auf einem Feld, das Sie im Wahlkampf noch als 
das wichtigste, als das größte dargestellt haben,  

(Johanne Modder [SPD]: Das ist es, 
und das bleibt es!)  

nämlich im Feld der Bildungspolitik, wehtun muss. 
Dann ist es allzu verständlich, dass keiner mehr 
von Ihnen gestern in der Debatte Beifall geklatscht 
hat, als die Ministerin krampfhaft versucht hat, die 
Verantwortung für das von ihr verursachte Haus-
haltsloch von 83 Millionen Euro anderen zuzu-

schieben. Es war eben nicht die Software, und es 
war auch nicht der Finanzminister, und es war 
auch nicht die Vorgängerregierung, sondern die 
Verantwortung liegt ganz allein bei Ihrer Kultusmi-
nisterin. Sie ist zu einer schweren Last für diese 
Landesregierung und auch für diesen Ministerprä-
sidenten geworden. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Der Ministerpräsident hat gestern auch gar nicht 
mehr versucht, seinen Finanzminister vorzuschi-
cken, um die Ministerin in Schutz zu nehmen, son-
dern genau das Gegenteil ist der Fall gewesen. 

Dabei hätten wir doch sogar fast Verständnis da-
für. Denn auch der Herr Ministerpräsident muss ja 
mit Schlagzeilen leben wie „Weil ist angeschla-
gen“, wie es gestern in einem Kommentar in der 
Braunschweiger Zeitung stand.  

(Anja Piel [GRÜNE]: Bei Ihnen hören 
auch nicht allzu viele Leute zu! - Belit 
Onay [GRÜNE]: Das Thema interes-
siert die CDU offensichtlich nicht!) 

Genau damit sind wir bei dem Thema, das uns 
heute wieder einmal im Landtag beschäftigt. Denn 
wenn es überhaupt eines Beleges dafür bedarf, 
dass diese Landesregierung und das Kultusminis-
terium absolut unfähig sind, dann hat das Ober-
verwaltungsgericht diesen Beleg am 9. Juni gelie-
fert. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Johanne Modder [SPD]: So, jetzt rüs-
ten Sie einmal ab und kommen zum 
Thema!) 

Das Urteil des Oberverwaltungsgerichts ist eine 
schallende Ohrfeige für die Kultusministerin, aber 
auch für den Ministerpräsidenten, der diese Minis-
terin immer weitermachen ließ und auch in der 
Öffentlichkeit immer noch versucht hat, die völlig 
falschen Entscheidungen dieser Landesregierung 
positiv zu vertreten.  

(Beifall bei der CDU - Zuruf von der 
SPD: Recht so!) 

Die Bildungspolitik von SPD und Grünen steht 
heute, zweieinhalb Jahre nach ihrer Regierungs-
bildung, vor einem Scherbenhaufen. 

(Johanne Modder [SPD]: Absolut 
nicht!) 

Wissen Sie, warum das so ist? - Das liegt daran, 
dass vor allem und über allem und damit auch 
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über dem Wohl der Schülerinnen und Schüler Ihre 
Ideologie steht,  

(Johanne Modder [SPD]: Ach!) 

eine Ideologie der Gleichmacherei, eine Ideologie 
gegen die Gymnasien. Ja, wir haben in Nieder-
sachsen eine Politik gegen die Gymnasien.  

(Beifall bei der CDU - Marcus Bosse 
[SPD]: Immer die alte Leier!) 

- Ich kann mir vorstellen, dass Sie das nicht mehr 
hören mögen. Aber Sie haben es ja zu verantwor-
ten.  

(Johanne Modder [SPD]: Wenn es 
nach Ihnen geht, gibt es nur noch 
Gymnasien!) 

Die Ministerin hat am Mittwoch in der Aktuellen 
Stunde den Parteigründer Bebel sinngemäß zitiert 
und sagte: Lobt dich der Gegner, dann ist es be-
drohlich, schimpft er, dann ist es richtig. 

Meine Damen und Herren, wenn wir als Opposition 
als Gegner der Landesregierung oder der Ministe-
rin angesehen werden, dann ist das in Ordnung. 
Aber in der aktuellen Kultuspolitik in Niedersach-
sen ist anscheinend nicht die Opposition der Geg-
ner dieser Kultusministerin, sondern es sind die 
Gymnasiallehrer, die als Gegner dieser Kultusmi-
nisterin angesehen werden. Dass diese Landesre-
gierung so mit den Lehrkräften in Niedersachsen 
umgeht, das ist der Skandal. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Johanne Modder [SPD]: Mann, Mann, 
Mann!) 

Insgesamt kann man am Ende dieser Debatte, die 
wir jetzt seit zwei Jahren hier im Landtag führen, 
nur feststellen: 

(Johanne Modder [SPD]: Ja, wir hören 
auch nichts Neues!)  

Das war ein ideologischer Blindflug. Sie haben sich 
dabei vollkommen verrannt, verplant und auch 
verzockt.  

Mich erinnert das ein wenig an einen Taumelkäfer.  

(Dr. Stephan Siemer [CDU]: Verflogen!) 

Ein Taumelkäfer ist komplett blind und hat große 
Fühler, er schwimmt immer in eine Richtung und 
biegt nur ab, wenn er irgendwo auf einen Wider-
stand trifft.  

(Anja Piel [GRÜNE]: Herr Seefried, 
Herr Seefried! - Dr. Silke Lesemann 

[SPD]: Immer diese Tiervergleiche! - 
Zuruf von der SPD: Langweilig! - Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

Bei Ihnen ist das Oberverwaltungsgericht dieser 
Widerstand gewesen.  

Wir haben Sie ausdrücklich gewarnt. Wir haben 
Sie immer wieder vor dem gewarnt, was hier pas-
sieren wird, und wir haben Sie immer wieder dazu 
aufgefordert - auch das gehört heute wieder da-
zu -, die völlig falschen Entscheidungen zur Erhö-
hung der Unterrichtsverpflichtung und der Abschaf-
fung der zugesagten Altersermäßigung zurückzu-
nehmen. Wir haben Sie immer wieder aufgefordert, 
diese Debatte endlich ehrlich zu führen, indem wir 
eine unabhängige Erhebung der Arbeitszeit aller 
Lehrkräfte aller Schulformen in Niedersachsen 
bekommen. Das alles haben Sie immer wieder 
abgelehnt. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Christian Grascha [FDP]) 

Immer wieder haben wir Sie hier im Landtag in 
namentlichen Abstimmungen dazu gezwungen, 
Farbe zu bekennen. Aber Sie alle sind wie ein 
Taumelkäfer Ihrer Ministerin blind gefolgt.  

(Beifall bei der CDU) 

Ihre Ministerin hat Sie alle von SPD und Grünen an 
den Pranger gestellt,  

(Johanne Modder [SPD]: Ach herrje!) 

auch in Podiumsdiskussionen, bei denen, wie wir 
wissen, der eine oder andere von Ihnen schon 
einmal hat Zweifel daran anklingen lassen, ob das 
alles richtig ist, was da gerade passiert. 

(Beifall bei der CDU) 

Am Ende gab es ja auch Unterstützung von SPD-
Abgeordneten. Ich will es gar nicht wiederholen. 
Jeder kennt das Zitat, das Uwe Santjer den Lehr-
kräften zugerufen hat.  

(Johanne Modder [SPD]: Gewerk-
schafter halt!) 

Aber am Ende war es eben keine inhaltliche Frage, 
es war keine pädagogische Frage, sondern es war 
nur eine Frage der Macht, die diese Landesregie-
rung auf dem Rücken unserer Lehrerkräfte und auf 
dem Rücken unserer Schülerinnen und Schüler 
ausgetragen hat.  

(Beifall bei der CDU - Zuruf von der 
CDU: Befehl und Gehorsam!) 
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Es war die Kultusministerin, die selbst die Lehrkräf-
te zum Boykott aufgerufen hat, indem sie hier im 
Landtag gesagt hat: Wir haben ja nicht die Arbeits-
zeit erhöht, wir haben ja nur die Unterrichtsver-
pflichtung erhöht. - Genau das hat zu den Protes-
ten geführt, die wir heute erleben. 

Ich frage mich, wie sich eigentlich jetzt die Abge-
ordneten von SPD und Grünen fühlen müssen,  

(Maximilian Schmidt [SPD]: Super! 
Danke der Nachfrage!) 

nachdem man zweieinhalb Jahre diese schweren 
Debatten führen musste, nachdem man zweiein-
halb Jahre diese Entscheidungen vertreten musste 
und jetzt auf einer ganz anderen Seite ein Haus-
haltsloch von 83 Millionen Euro mit einem Schipp 
erledigt werden kann. 

Aber im Grunde interessiert mich das Befinden von 
SPD und Grünen weniger. Mich interessiert vor 
allem, wie sich unsere Lehrerinnen und Lehrer 
fühlen müssen und wer dieser Regierung noch 
vertrauen soll. 

(Beifall bei der CDU - Grant Hendrik 
Tonne [SPD]: Herr Seefried, sagen 
Sie einmal, warum Sie gestern nicht 
reden durften!) 

Die Kultusministerin trägt die Verantwortung für 
eine massive Verunsicherung in unseren Schulen, 
für eine Stimmung, die von einem tiefen Misstrau-
en gegenüber dieser Landesregierung getragen 
ist. Sie trägt die Verantwortung für eine Situation, 
in der 740 Lehrkräfte kurzfristig benötigt werden, 
die Unterrichtsversorgung zum Schuljahresbeginn 
nicht gesichert werden kann, in der die Landesre-
gierung im Hinblick auf das Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts nicht einmal einen Plan B hatte, wie 
man damit umgehen will, wenn es eine solche 
Entscheidung gibt. Ich hatte mitunter auch das 
Gefühl, es gab nicht einmal einen Plan A, wie man 
damit umgehen will.  

Um noch einmal bildlich mit dem Taumelkäfer zu 
sprechen: Nach dem Urteil des Oberverwaltungs-
gerichts stand der Taumelkäfer einfach nur noch 
still. Er bewegte sich nicht mehr. Er wusste gar 
nicht, in welche Richtung er weiterschwimmen soll.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Da waren wir es, die Ihnen den Weg aufzeigen 
mussten. 

(Lachen bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Johanne Modder [SPD]: 
Lächerlich ist das!) 

Zwei Tage nach dem Gerichtsurteil kam der Offene 
Brief unseres Fraktionsvorsitzenden an den Minis-
terpräsidenten, einen Nachtragshaushalt vorzule-
gen, 740 Stellen abzusichern, diese dann auch 
umgehend auszuschreiben. Drei Tage nach dem 
Gerichtsurteil war in der Sitzung des Kultusaus-
schusses - es war wirklich ein schönes Erlebnis, 
das wir da hatten - eine Kultusministerin, die sich 
voller Freude bedankt, dass sie die Gelegenheit 
hat, dem Ausschuss über die Konsequenzen des 
Urteils vortragen zu dürfen. Sie bedankt sich dafür, 
dass sie da sein darf, nachdem wir sie als CDU-
Fraktion in den Ausschuss zitiert hatten und die 
regierungstragenden Fraktionen den Antrag auf 
Zitierung der Ministerin abgelehnt hatten! Sie kam 
trotzdem anschließend. Sie hätte ihren eigenen 
Abgeordneten einmal sagen sollen, wie wichtig ihr 
das ist. 

(Beifall bei der CDU - Christian 
Grascha [FDP]: Das ist schon pein-
lich! - Johanne Modder [SPD]: Das ist 
doch völlig überflüssig!) 

Wir haben Ihnen sofort - auch damals in der Sit-
zung - einen ganzen Katalog an Maßnahmen auf-
gezeigt, die man jetzt angehen könnte, um die 
Unterrichtsversorgung in Niedersachsen zu si-
chern, genau wie dies auch in unserem heutigen 
Antrag der Fall ist. Die Stellen müssen jetzt sofort 
ausgeschrieben werden, die finanziellen Mittel 
müssen zur Verfügung gestellt werden, und wir 
müssen natürlich auf eine qualitätsvolle Bewerber-
situation achten und dürfen auch die Besetzungen 
nur entsprechend vornehmen.  

(Johanne Modder [SPD]: Ach Gott!) 

Denn es war ja schon damals, im Juni, als wir im 
Ausschuss gesessen haben, klar, dass es nicht 
mehr möglich sein wird, alle 740 Stellen mit aus-
reichend qualifizierten Bewerbern zu besetzen. 
Vier Wochen später, am 8. Juli, haben Sie eine 
Pressemitteilung herausgeben, in der Sie sich 
dafür loben, dass man noch einmal zusätzlich 300 
Stellen ausschreibt, und sagen, wie gut man die 
alle besetzen kann. Das hätten wir alles fünf Wo-
chen vorher schon haben können. Sie haben die 
Situation völlig verschlafen. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Christian Grascha [FDP]) 
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Um die Zukunft abzusichern, brauchen wir ein 
gutes Verhältnis zu den Bildungsverbänden. Wir 
brauchen Vertrauen bei unseren Lehrkräften. Aber 
wie man der Landespresse heute entnehmen 
kann, wissen die Schulleiter nicht, wie es nach den 
Ferien weitergehen soll. In der Regierung geht 
man einfach davon aus, dass die schon ein Ar-
beitszeitkonto einrichten werden, und wie das 
dann abgegolten wird, sagt man denen irgend-
wann. Die Schulleiter vor Ort sollen die ganze Si-
tuation, die diese Landesregierung angerichtet hat, 
ausbaden. 

Und dann, genau zu Beginn dieser Plenarwoche, 
kommt die GEW mit einer Pressemitteilung und 
sagt, das ist doch alles gar nicht so schlimm. - 
Meine Damen und Herren, die GEW gibt mal wie-
der den Claqueur für die Landesregierung! 

(Johanne Modder [SPD]: Vorsichtig, 
Herr Kollege! Machen Sie mal weiter 
so mit der Beschimpfung der GEW! - 
Weitere Zurufe von der SPD) 

- Das ist schon auffällig. Das kann man auch gerne 
so, wie ich es gesagt habe, in der GEW-Zeitung 
abdrucken. Ich glaube, in der GEW gibt es viele, 
die das genauso sehen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Es fällt schon auf, dass immer dann, wenn es für 
die Ministerin eng wird, Herr Brandt kommt und 
schnell eine Pressemitteilung raushaut. Immer 
dann, wenn es eng wird oder wenn sich, wie Fi-
nanzminister Schneider sagen würde, ein Problem 
aufbaut, wird hier eine Abwehr organisiert.  

Ich warne diese Landesregierung nochmals: Keine 
Spielchen mehr mit unseren Lehrkräften, keine 
Spielchen mehr mit der Stellenbesetzung und kei-
ne Spielchen mehr mit der Unterrichtsversorgung!  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Nutzen Sie das G 9 nicht schon wieder als Dispo - 
auf dem Rücken der Lehrkräfte! Wir wollen endlich 
eine vernünftige Unterrichtsversorgung und Ruhe 
in unseren Schulen. Um die Worte von Herrn Polit-
ze aus der Aktuellen Stunde aufzugreifen: Es 
bleibt zu diesem Schuljahresende nur festzustel-
len: Setzen! Sechs! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Seefried. - Jetzt hat sich zu ei-
ner Kurzintervention Frau Abgeordnete Julia Willie 
Hamburg gemeldet. Bitte schön! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Seefried, dieses Theater sucht 
echt seinesgleichen!  

(Dr. Stephan Siemer [CDU]: Das von 
der Kultusministerin? Das ist richtig!) 

Ich kann in 90 Sekunden gar nicht so viel aufräu-
men, wie Sie an Unterstellungen und Beleidigun-
gen in den Raum gestellt haben. Es ist unfassbar! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Dr. Stephan Siemer [CDU]: 
Das ist alles zutreffend!) 

Sie sollten weniger darauf schauen, wie viel Ap-
plaus die Regierungsfraktionen welchem Minister 
spenden, sondern lieber mal zuhören, was die 
Ministerin sagt, während sie ausführt. Dann wür-
den Sie nämlich mitbekommen, was tatsächlich 
passiert ist. 

(Dr. Stephan Siemer [CDU]: Das war 
schon peinlich genug!) 

Und dann haben Sie noch nicht einmal richtig ge-
schaut. Ich habe nämlich sehr viel Applaus auf der 
linken Seite wahrgenommen. Ich kann mich nicht 
erinnern, dass es für Frauke Heiligenstadt keinen 
Applaus gegeben hätte. Und wenn, dann war es 
wahrscheinlich das Entsetzen über das, was in den 
letzten zehn Jahren passiert ist, das uns gelähmt 
hat.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Es ist mitnichten so einfach, wie Sie es dargestellt 
haben. Im Ausschuss wurde mehrfach erklärt, 
dass Sie es waren, die die Finanzhilfe auf 52 % 
erhöht haben, ohne das im Haushalt entsprechend 
darzustellen, und dass Sie es waren, die für den 
Krippenausbau Gelder aus Rücklagen genommen 
haben, die dann nicht mehr zur Verfügung stan-
den. Sie hätten mal aufpassen und ein bisschen 
Buße tun sollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Dr. Stephan Siemer [CDU]: 
Wahrscheinlich war Ernst Albrecht 
schuld!) 

Darüber hinaus finde ich es wirklich unglaublich, 
wie Sie uns hier beleidigen, wie Sie so tun, als 
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würden wir der Ministerin blind hinterherrennen 
und immer nur auf Widerstände reagieren. 

(Dr. Stephan Siemer [CDU]: Das ist 
doch so!) 

Schauen Sie sich unser Schulgesetz an! Das ist 
mutig, das ist modern, und das ist nach vorne 
schauend. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Dr. Stephan Siemer [CDU]: Be-
fehl und Gehorsam!) 

Es ist unfassbar, wie Sie sich hier aus dem Fenster 
lehnen. Das OVG-Urteil besagt eindeutig, dass in 
den letzten 15 Jahren on top gelegt wurde. Von 
den Lehrerinnen und Lehrern wurde immer mehr 
erwartet, aber es wurde nicht abgeglichen, ob das 
Ganze noch mit der Unterrichtsversorgung zu ver-
einbaren ist. Das müssen Sie sich genauso ans 
Revers heften lassen wie wir! 

(Jörg Hillmer [CDU]: Es ist doch 
aberwitzig, was Sie da erzählen!) 

Wir müssen gemeinsam eine Lösung für den Ar-
beitsplatz Schule finden. Das ist auch Ihre Verant-
wortung. Da sollten Sie mit uns zusammenarbei-
ten.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Herr Seefried möchte darauf ant-
worten. Bitte schön! 

Kai Seefried (CDU): 

Ich will jetzt nicht das machen, was diese Landes-
regierung dauerhaft tut, nämlich den Fehler bei der 
Vorgängerregierung suchen. Wenn ich einmal 
aufzählen würde, was unsere damalige Landesre-
gierung 2003 von der SPD geerbt hat, dann wäre 
das eine lange Liste.  

Nun zu den Kita-Kosten, die Sie, Frau Hamburg, 
gerade dargestellt haben. Wir haben gestern im 
Rahmen der Dringlichen Anfrage eine spannende 
Debatte geführt. Ich bin sehr gespannt, was unser 
Akteneinsichtsbegehren, das wir gestern Nachmit-
tag noch beantragt haben, im Detail erbringen 
wird. Die Fehler, die im Zusammenhang mit den 
83 Millionen Euro passiert sind, hat jedenfalls nur 
diese Landesregierung zu verantworten - kein 
anderer und auch keine Vorgängerregierung.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Dr. Stephan Siemer [CDU]: Und zwar 
nur die!) 

Ansonsten, was die Stimmung an den Schulen 
anbelangt:  

(Heinrich Scholing [GRÜNE]: Die 
Stimmung ist gut!) 

Man muss nur in die Öffentlichkeit schauen, um 
wahrzunehmen, dass es eine massive Verunsiche-
rung bei unseren Lehrkräften gibt. Unsere Lehr-
kräfte wissen nicht, wie die Unterrichtsversorgung 
gewährleistet werden soll, wie sie das G 9 erfolg-
reich umsetzen sollen und wie es mit einer Stun-
dentafel aussieht.  

In der heutigen Braunschweiger Zeitung steht ein 
Interview mit einem Schulleiter eines Gymnasiums. 
Darin sagt er: „An Stundentafel ist gar nicht zu 
denken.“ Meine Damen und Herren, in der nächs-
ten Woche beginnen die Ferien, und der Schullei-
ter sagt: „An Stundentafel ist gar nicht zu denken.“! 
Und das sagt er, weil er noch gar nicht weiß, wie er 
die Unterrichtsversorgung an seiner Schule über-
haupt gewährleisten soll. - Sie müssen sich vorhal-
ten lassen, dass Sie dafür die Verantwortung tra-
gen!  

Ich kann wirklich gut verstehen, dass es Ihnen 
wahnsinnig weh tut, wohin Ihre Kultusministerin 
Sie getrieben hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Seefried. - Jetzt hat sich Björn 
Försterling, FDP-Fraktion, zu Wort gemeldet.  

Björn Försterling (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Eine halbe Woche vor Ende dieses Schul-
jahres bleibt festzustellen: Die Lehrkräfte in Nie-
dersachsen haben kein Vertrauen mehr in die Kul-
tusministerin, Sie haben kein Vertrauen mehr in 
den Ministerpräsidenten, und Sie haben kein Ver-
trauen mehr in die Fraktionen von SPD und Grü-
nen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Dr. Stephan Siemer [CDU]: Richtig!) 

Das liegt daran, dass es Ihnen in der gesamten 
Diskussion der letzten zwei Jahre nie gelungen ist, 
auch nur den geringsten Funken von Empathie 
und von Verständnis für die Arbeitsbelastung zu 
entwickeln, die die Lehrkräfte jeden Tag in der 
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Schule erleben müssen. Das ist Ihr Problem. Und 
nach dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts ist 
es so weitergegangen. Keine Woche später hat 
der Ministerpräsident in einem Interview gesagt: 
Damit liegt die Unterrichtsverpflichtung der Gym-
nasiallehrkräfte wieder im unteren Bereich aller 
Bundesländer.  

(Zuruf von der SPD: Das stimmt ja 
auch!) 

Sie haben nicht verstanden, worum es geht - so-
wohl im Urteil als auch in der Auseinandersetzung 
dieser Landesregierung mit den Gymnasiallehrern. 
Es geht nämlich um die Arbeitsbelastung, und da 
wiederum nicht nur um die Anzahl der Unterrichts-
stunden, sondern auch um die Belastung durch 
außerunterrichtliche Tätigkeiten. Und genau dafür - 
das sagt auch das Oberverwaltungsgericht - brau-
chen wir endlich eine unabhängige, wissenschaft-
lich Arbeitszeiterhebung.  

(Christian Grascha [FDP]: So ist es!) 

Aber der verweigern Sie sich seit zwei Jahren,   

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

und der verweigern Sie sich immer noch, obwohl 
das Oberverwaltungsgericht das gefordert hat.  

Meine Damen und Herren, gehen Sie diesen Weg! 
Geben Sie heute das Signal an die Lehrkräfte aller 
Schulformen in Niedersachsen, dass Sie sich 
ernsthaft mit der Arbeitsbelastung der Lehrerinnen 
und Lehrer in Niedersachsen auseinandersetzen 
wollen! Lassen Sie uns diese Arbeitszeiterhebung 
auf den Weg bringen!  

Wir brauchen im nächsten Schuljahr das Vertrauen 
der Lehrkräfte. Schließlich kommen große Aufga-
ben auf die Schulen zu, beispielsweise die Inklusi-
on. Die Arbeitsbelastung im außerunterrichtlichen 
Bereich nimmt zu. Sie steigt natürlich auch 
dadurch an, dass immer mehr soziale Probleme in 
die Schule gelangen, die von den Lehrkräften mit 
gelöst werden müssen.  

Und die ganz große Frage ist, wie Sie im nächsten 
Schuljahr eigentlich die Unterrichtsversorgung an 
den Gymnasien sicherstellen wollen. Da reicht es 
nicht aus, einfach nur 740 Stellen im Nachtrags-
haushalt zu schaffen. Hinter diesen Stellen müs-
sen auch Menschen stehen. Wir brauchen Lehre-
rinnen und Lehrer in den Schulen. Aber die werden 
Sie mit diesen Stellen nicht finden, nicht bei dem 
verloren gegangenen Vertrauen.  

Deswegen ist doch klar: Um die Unterrichtsversor-
gung an den Gymnasien im nächsten Schuljahr 
sicherstellen zu können, brauchen Sie Gymnasial-
lehrkräfte, die bereit sind, auch im nächsten Jahr 
freiwillig eine Stunde mehr Unterricht zu geben. 
Dafür brauchen Sie das Vertrauen dieser Lehrkräf-
te.  

Deswegen kann ich an die Kultusministerin heute 
nur appellieren: Stellen Sie sich hier hin, entschul-
digen Sie sich persönlich und im Namen der Lan-
desregierung bei den 17 000 Gymnasiallehrkräften 
für Ihre Fehlentscheidung vor zwei Jahren,  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Detlef Tanke [SPD]: Hallo, hallo, hallo!) 

und gewinnen Sie das Vertrauen der Gymnasial-
lehrkräfte zurück! Bitten Sie sie inständig, die Un-
terrichtsversorgung im nächsten Schuljahr sicher-
zustellen! Machen Sie endlich einen Schritt auf die 
Gymnasiallehrkräfte in Niedersachsen zu! Es geht 
nicht um Sie, Frau Ministerin. Es geht auch nicht 
um die Lehrkräfte. Es geht um die Schülerinnen 
und Schüler in Niedersachsen, die ein Anrecht 
darauf haben, dass diese Landesregierung sicher-
stellt, dass sie im nächsten Schuljahr Unterricht 
erhalten. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Försterling. - Jetzt hat sich 
Christoph Bratmann, SPD-Fraktion, zu Wort ge-
meldet. Sie haben das Wort. 

Christoph Bratmann (SPD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Lieber Kollege Seefried, 
viele der Kolleginnen und Kollegen von Rot-Grün 
haben bei Ihren Ausführungen eben verständnislos 
den Kopf geschüttelt. Ich habe nicht dazu gehört. 
Ich hatte durchaus Verständnis für Ihre Position - 
nicht für die Inhalte, aber für Ihre Position -; denn 
die Generaldebatte zum OVG-Urteil und seinen 
Folgen hat ja vor zwei Tagen ohne Sie stattgefun-
den. Sie als kultuspolitischer Sprecher haben da 
durchaus Nachholbedarf. Dem haben Sie heute 
versucht nachzukommen. Dafür habe ich Ver-
ständnis. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Jetzt will ich aber zur Sache kommen, und hier vor 
allem zum Antrag der FDP-Fraktion. In der Zielrich-
tung, sich stärker mit den Arbeitsbelastungen der 
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Lehrkräfte in Niedersachsen auseinanderzusetzen, 
sind wir, glaube ich, nicht weit auseinander. Das 
haben wir auch schon in der Debatte vor einem 
Dreivierteljahr geklärt; denn im Oktober letzten 
Jahres hatte die FDP-Fraktion diesen Antrag 
schon in ähnlicher Form eingebracht. 

Was ist seitdem, was ist seit der Forderung nach 
einer Arbeitszeiterfassung für Lehrkräfte in Nieder-
sachsen, was ist seit dem Oktober 2014 passiert?  

Zum einen ist die Schulgesetznovelle der rot-
grünen Landesregierung in Kraft getreten - die 
insbesondere vom größten Verband der Lehrkräf-
te, der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, 
außerordentlich begrüßt wird, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. 

Zum anderen hat das Oberverwaltungsgericht 
Lüneburg am 9. Juni dieses Jahres den Klagen 
von neun Lehrkräften stattgegeben und die Erhö-
hung der Regelstundenzahl für Gymnasiallehrkräf-
te von 23,5 auf 24,5 Stunden für rechtswidrig er-
klärt. Der Kollege Scholing hat es schon einge-
räumt: Das war natürlich eine Niederlage; da wol-
len wir auch gar nicht drum herumreden. 

Es war gut und richtig, dass die Kultusministerin, 
der Ministerpräsident und die Kultuspolitikerinnen 
und -politiker von Rot-Grün umgehend gleich eines 
klargemacht haben, nämlich: Wir nehmen das 
Urteil an, verzichten auf weitere Rechtsmittel, set-
zen die Konsequenzen aus dem Urteil um und 
treten dazu umgehend in Gespräche mit den Ver-
bänden ein. - Hierzu ist der Nachtragshaushalt 
beschlossen worden. Für zusätzliche Lehrerstellen 
sind 40 Millionen Euro eingestellt worden, und das 
ist gut so, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Das Ziel, die Unterrichtsversorgung insbesondere 
an den Gymnasien weiter auf gutem Niveau zu 
halten, wird erreicht. Deswegen muss man sich 
dem Antrag der CDU-Fraktion mit seinem reißeri-
schen Titel - der mir jetzt schon wieder entfallen 
ist, aber ich glaube, den muss man sich nicht mer-
ken - auch gar nicht weiter inhaltlich widmen.  

Nur so viel: Als sich die CDU-Fraktion - erst in der 
letzten Woche, am 7. Juli - entschieden hat, dann 
doch noch mit einem eigenen Antrag zu diesem 
Thema stattfinden zu wollen, waren die wichtigen 
Weichen bereits gestellt. Die Planungen für ein 
Maßnahmenbündel zur Umsetzung des OVG-
Urteils waren längst fertig und am 26. Juni mit 

GEW, Philologenverband, Schulleitungsverband 
und Direktorenvereinigung abgesprochen.  

Ich zitiere aus einer Presseinformation der GEW 
vom 15. Juni: 

„Wenn die Opposition die Information gele-
sen hätte, die GEW und Philologenverband 
an die Gymnasien, kooperativen Gesamt-
schulen, Oberschulen, beruflichen Gymna-
sien, Kollegs und Abendgymnasien ge-
schickt haben, wüsste sie, dass dort nicht 
von einem drohenden Unterrichtsausfall die 
Rede ist. Stattdessen werden die von der 
Kultusministerin initiierten Maßnahmen in 
ruhiger Weise als zielführend und befriedi-
gend gewürdigt.“  

Der Vorsitzende der GEW, Eberhard Brandt, geht 
sogar noch weiter und sagt sinngemäß, dass die-
ser Antrag der CDU-Fraktion die Kultuspolitiker der 
CDU blamieren würde. - Dem ist nichts hinzuzufü-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Nun aber zum Ansinnen der FDP-Fraktion, der 
Forderung nach einer unabhängigen Arbeitszeiter-
hebung von Lehrkräften in Niedersachsen.  

Die FDP-Fraktion hat diese Forderung, wie gesagt, 
bereits im letzten Herbst bekräftigt und jetzt leicht 
verändert wieder eingebracht. Und tatsächlich wird 
in der Begründung des OVG-Urteils unter Punkt 64 
erwähnt, dass die Ermittlung der tatsächlichen 
Arbeitszeitbelastung niedersächsischer Gymnasial-
lehrkräfte im Vorfeld einer Erhöhung der Unter-
richtsverpflichtung hätte stattfinden müssen. Fer-
ner wird festgestellt, dass eine Vielzahl der Verän-
derungen im gesamten Schulbereich in den ver-
gangenen Jahren eine Hebung der tatsächlichen 
Arbeitszeit von Lehrkräften insgesamt rechtfertigt. 
Kurzum: Das OVG hat gesagt, am Arbeitsplatz 
Schule hat sich vieles verändert, und das schon in 
den letzten 10, 20 Jahren, und man hätte das 
schon längst tun müssen. - Wir haben damals 
darüber gesprochen, wie schwierig es ist, so etwas 
wissenschaftlich und valide durchzuführen, weil es 
in der Regel auf Selbstaufschrieb basiert. 

Wir wissen alle: Zur Lehrerarbeit gehören Unter-
richtsvor- und -nachbereitung, Korrekturen, Team- 
und Dienstbesprechungen, Beratungsgespräche 
und einiges mehr, natürlich die Vorbereitung von 
Klassenfahrten, von Schulveranstaltungen usw. Es 
ist völlig klar - das sollte auch allen hier im Haus 
klar sein -, dass es eben nicht nur um die Unter-
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richtsverpflichtung geht. Das ist nur ein Parameter 
der Lehrerarbeit.  

Ich habe bereits bei der Debatte im letzten Herbst 
darauf hingewiesen, wie in anderen Bundeslän-
dern mit diesem Thema umgegangen wurde. Hier 
lohnt ein Blick nach Nordrhein-Westfalen und nach 
Hamburg.  

Das Land Nordrhein-Westfalen hat in den Jahren 
1997/1998 die deutschlandweit bislang größte 
Studie in diesem Zusammenhang auf den Weg 
gebracht. 6 500 Lehrkräfte an 185 Schulen haben 
daran teilgenommen, landesweit. Diese Studie ist 
von der Agentur Mummert + Partner begleitet wor-
den.  

Die Erhebung basierte auf einer Selbstdokumenta-
tion der Lehrkräfte und ergab, dass die Lehrkräfte 
in Nordrhein-Westfalen schulformübergreifend 
unter Einberechnung der Ferien rund 50 Stunden 
pro Woche arbeiten. Es ist völlig klar: Wenn man 
die Fürsorgeplicht des Dienstherrn, des Landes 
Nordrhein-Westfalen, betrachtet, liegen sie zehn 
Stunden über den 40 Stunden, die die Obergrenze 
für die Arbeitszeit von Beamten sind.  

Eine Herabsetzung der Unterrichtsverpflichtung 
gab es als Folge aber nicht. Es gab lediglich in 
einigen Bereichen mehr Anrechnungsstunden. Das 
zeigt, dass der Hebel der Unterrichtsverpflichtung 
ein sehr problematischer und natürlich vor allem 
teurer Hebel ist. Denn wie hätte das Land Nord-
rhein-Westfalen reagieren sollen, wenn man die 
Unterrichtsverpflichtung zum Maßstab nimmt? - 
Man hätte sie um mehrere Stunden herabsetzen 
sollen. Das wären Beträge im dreistelligen oberen 
Millionenbereich per anno gewesen.  

Diese Reaktion ist in Nordrhein-Westfalen nicht 
erfolgt. Damit sind die Effekte dieser Erhebung 
verpufft. Aktuell liegt die Unterrichtsverpflichtung 
von Gymnasiallehrkräften in Nordrhein-Westfalen 
bei 25,5 Stunden.  

Eine generelle Senkung der Unterrichtsverpflich-
tung an allen Schulformen war also nicht finanzier-
bar. Außerdem wollte man das Prinzip der Ver-
trauensarbeitszeit, die Lehrkräfte nun einmal ha-
ben und die die meisten, wie ich glaube, auch bei-
behalten wollen, nicht antasten. Das wollten auch 
die Verbände nicht.  

In Hamburg allerdings hat man sich von diesem 
Prinzip im Anschluss an eine Arbeitszeitstudie aus 
dem Jahre 2003 weitgehend verabschiedet. Mit 
einer faktorisierten Erfassung der Arbeit nach Fä-
chern und Wochenarbeitszeitstunden wurde die 

frühere Bemessung der Lehrerarbeitszeit in Unter-
richtsstunden - wie wir sie auch in Niedersachsen 
haben - aufgegeben. So konnten erstmals die all-
gemeinen Arbeitszeiten und die Funktionsanteile 
der Lehrertätigkeit berücksichtigt werden.  

Das klingt erst einmal sinnvoll, wird vor Ort von 
den Lehrerverbänden, von GEW wie auch vom 
Philologenverband, aber kritisiert oder abgelehnt. 
Es wird kritisiert, dass sich eine Mentalität der 
Spitzabrechnung breitgemacht hat und dass Kolle-
ginnen und Kollegen eben nicht mehr bereit sind, 
Tätigkeiten im Interesse der Schulkultur auszu-
üben - worunter die Schulkultur gelitten hat.  

Das heißt: Die Stechuhr oder Arbeitszeiterfas-
sungsbögen wie in Hamburg lehnen Lehrkräfte für 
die tägliche Arbeit eher ab. Zumindest ist das in 
Hamburg so, und ich könnte mir vorstellen, dass 
das in Niedersachsen auch so ist. 

Die Beispiele zeigen die Komplexität des Themas. 
Es geht nicht nur um eine valide Erfassung der 
tatsächlichen Arbeitszeit von Lehrkräften, sondern 
auch darum, welche Möglichkeiten es gibt, die 
Arbeitsbedingungen von Lehrkräften zu verbes-
sern und den Arbeitsplatz Schule zu entlasten. 
Das muss man mitdenken, Kollege Försterling, 
wenn man eine solche Arbeitsplatzstudie auf den 
Weg bringt.  

Deshalb brauchen wir zunächst einen breit ange-
legten Dialogprozess mit den relevanten Verbän-
den über die Arbeitsbedingungen und Arbeitsbe-
lastungen des Arbeitsplatzes Schule. Und in die-
sem Prozess muss dann gemeinsam erarbeitet 
werden, wie die tatsächliche Arbeitszeit erfasst 
werden kann und welche Entlastungen überhaupt 
machbar sind. Ich denke, wir sind uns mit den 
Verbänden einig: Einen Schnellschuss als Reakti-
on auf das OVG-Urteil brauchen wir nicht. 

Wir lehnen deshalb die Anträge von CDU und FDP 
ab. Aber wir senden ganz deutlich das Signal aus, 
dass wir uns mit der Arbeitsbelastung der Lehrkräf-
te noch stärker auseinandersetzen, als es bisher 
schon der Fall war. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Bratmann. - Es liegt jetzt die 
Bitte auf eine Kurzintervention vor. Herr Seefried, 
Sie haben das Wort. 
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Kai Seefried (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Vielen Dank, Herr 
Bratmann, dass Sie noch einmal dargestellt haben, 
wie „schnell“ diese Regierung und die sie tragen-
den Fraktionen ausgeschlossen haben, Revision 
bzw. Beschwerde gegen das Urteil einzulegen. 
Schnell war das nämlich gerade nicht. Vielmehr 
haben Sie Wochen gebraucht, bis Sie sich zu die-
ser Aussage durchgerungen haben. Die Ministerin 
hat sich im Kultusausschuss gewunden, ohne et-
was Konkretes dazu zu sagen, und am Ende war 
es wieder der Ministerpräsident, der der Ministerin 
die Hand geführt und das Ganze ausgeschlossen 
hat - Wochen, nachdem das Urteil bekannt ge-
macht worden ist. Herr Bratmann, Entscheidungs-
fähigkeit sieht anders aus. 

(Beifall bei der CDU) 

Dann haben Sie gesagt, am 26. Juni habe es die 
Besprechung mit den Verbänden gegeben. Das ist 
ja auch genau das, was wir gefordert haben: Alle 
Beteiligten an einen Tisch zu bringen und mit 
ihnen um die beste Lösung zu ringen. 

Und dann haben Sie gesagt, man habe damals 
schon ein Maßnahmenbündel geschnürt. Da wür-
de mich doch wirklich einmal interessieren, wie 
konkret dieses Maßnahmenbündel denn ist. Ich 
sage Ihnen: Das war am 26. Juni nicht konkret, 
und das ist auch heute nicht konkret. Die Verbän-
de haben die Besprechung verlassen, ohne eine 
konkrete Antwort darauf zu haben, wie die Mehrar-
beit, die jetzt bei den Lehrkräften ansteht - denn 
anders bekommen Sie es ja nicht hin -, ausgegli-
chen werden soll. Eine solche Antwort gibt es bis 
heute nicht. 

Es gibt keine Antwort darauf, wie es mit Lehrkräf-
ten aussieht, die derzeit an anderen Schulformen 
unterrichten, die aber gern am Gymnasium arbei-
ten würden und sich darum auch entsprechend 
beworben haben.  

Das Einzige, was konkret ist, sind die 5 Millionen 
Euro, die Sie im Nachtragshaushalt für die Lehr-
kräfte zur Verfügung stellen, die in diesem Jahr 
und im nächsten Jahr in Pension gehen. Die sollen 
Geld bekommt. Aber bei allen anderen setzen Sie 
darauf, dass sie mehr arbeiten, ohne dass Sie 
ihnen sagen, unter welchen Bedingungen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Bratmann, wollen Sie antworten? - Bitte 
schön! 

Christoph Bratmann (SPD): 
Ich mache das auch nur ganz kurz, weil ich glaube, 
dass jeder hier im Haus - und nicht nur die Juris-
ten, von denen wir ja einige haben - Verständnis 
dafür hat, dass man die endgültige Entscheidung 
darüber, 

(Kai Seefried [CDU]: Das ist eine poli-
tische Entscheidung gewesen!) 

ob man in die Revision geht oder, wie im vorlie-
genden Fall, Nichtzulassungsbeschwerde einlegt, 
erst dann trifft, wenn die schriftliche Urteilsbegrün-
dung vorliegt. Das hat man gemacht, und das war 
auch seriös. Aber die politischen Signale sind lan-
ge vorher ausgesendet worden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung von 
Anja Piel [GRÜNE]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Zu Wort hat sich Herr Heinrich 
Scholing, Bündnis 90/Die Grünen, gemeldet. Bitte 
schön! 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Seefried, an Ihrer Rede war eigentlich nur der 
Taumelkäfer neu. Alles andere kam mir sehr be-
kannt vor. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN und bei der SPD) 

Es ist Ihr immer gleicher Griff in die Mottenkiste: 
Politik gegen die Gymnasien. 

Herr Seefried, Sie müssen aufpassen, dass Ihnen 
das nicht irgendwann auf die Füße fällt. Es gibt 
nämlich im Land durchaus auch noch andere 
Schulformen, und die fragen sich schon, ob sie im 
Niedersächsischen Landtag eigentlich noch vor-
kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
reduzieren das OVG-Urteil auf die Zurückweisung 
des Beschlusses zur Erhöhung der Arbeitszeit für 
Lehrkräfte an Gymnasien. Aber damit unterschät-
zen Sie die Dimensionen dieses Urteils gewaltig. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Und wenn ich die Reaktion der Landesregierung 
und der Kultusministerin auf das Urteil an diesen 
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Dimensionen messe, kann ich nur sagen, sie war 
ausgesprochen schnell.  

(Zuruf von Jörg Hillmer [CDU]) 

Ich kehre jetzt zur Sachlichkeit zurück. In der Ver-
gangenheit hat die Schulpolitik immer wieder für 
neue Aufgaben für die Schulen gesorgt. Ich zitiere 
aus dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts - es 
lohnt sich, dieses Urteil einmal zu lesen -:  

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Ja! 
- Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: 
Haben Sie es gelesen?) 

- ja, gründlich -  

Abschaffung der Orientierungsstufe, Einführung 
des Abiturs nach acht Jahren, Einführung der ei-
genverantwortlichen Schule, Inklusion, und - jetzt 
zitiere ich wörtlich -: „eine durch Diskurs und Dia-
log geprägte Beziehung aller an Schule Beteilig-
ten.“  

Die Liste ließe sich erweitern. Besonders hervor-
heben möchte ich: die Weiterentwicklung der 
Ganztagsschulen, die Einführung der Schulinspek-
tion, Schulprogramme und schuleigene Pläne wur-
den erstellt, Schulen betreiben aktiv Qualitätsent-
wicklung.  

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: 
Aber das steht doch nicht im Urteil!) 

Schon an dieser Stelle, meine Damen und Herren 
von der Opposition, müssten Sie nachdenklich 
werden. Denn viele dieser Veränderungen - und 
hier geht es nicht um richtig oder falsch -, die in 
den letzten Jahren in Schule Einzug gehalten ha-
ben, gehen auch auf Ihre Entscheidungen zurück. 
Und alle diese Entscheidungen haben den Ar-
beitsplatz Schule verändert. 

Noch einmal: Hier geht es nicht um die Frage, ob 
das richtige oder falsche Entscheidungen waren, 
sondern hier geht es um die Frage: Was ist am 
Arbeitsplatz Schule passiert? - Deswegen nehmen 
wir die Aufforderung, die im OVG-Urteil steht, sehr 
ernst. Und die Aufforderung heißt: Kümmert euch 
um den Arbeitsplatz Schule! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Kai Seefried [CDU]: Dann 
können wir ja die Erhebung machen!) 

Und jetzt setze ich einen sehr deutlichen Unter-
schied zu Ihnen, indem ich betone: Kümmert euch 
um den Arbeitsplatz Schule - und zwar aller Schu-
len! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Kai Seefried [CDU]: Das ist 
doch unsere Forderung! - Björn Förs-
terling [FDP]: Das steht in unserem 
Antrag!) 

Sie können sich sicher sein, dass wir uns mit den 
Konsequenzen, die aus diesem Urteil zu ziehen 
sind, auseinandersetzen werden. Und natürlich 
halte ich es für sehr wahrscheinlich, dass auch 
eine Studie über die Arbeitszeit Teil der Maßnah-
men wird sein müssen, sein können, sein sollen, 
die wir zu ergreifen haben. 

(Kai Seefried [CDU]: Aha!) 

Aber doch nicht als Schnellschuss! 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zu-
ruf von Björn Försterling [FDP]) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, der 
Zeitpunkt für den Antrag ist falsch, inhaltlich ist er 
noch entwicklungsfähig, also werden wir ihn ab-
lehnen. 

Herr Försterling, wir haben Ihnen angeboten, über 
diesen Antrag nicht sofort abzustimmen, sondern 
zumindest die Zeit zu geben, das schriftliche Urteil 
abzuwarten. Das haben Sie abgelehnt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha!) 

Sie wollten die sofortige Abstimmung. Deswegen 
sagen wir Nein. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Scholing, darf ich Sie kurz unterbre-
chen? - Herr Kollege Dammann-Tamke möchte 
Ihnen eine Zwischenfrage stellen? Lassen Sie die 
zu? 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 
Nein. Ich fahre in meiner Rede fort. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Bitte! 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 
Dann noch zum Antrag der CDU auf ein Sonder-
programm. Herr Seefried, dieses Sonderprogramm 
ist nicht nötig. Ich betone es noch einmal: Ange-
sichts der Dimensionen des Urteils wurde schnell 
gehandelt und wurden die entscheidenden Maß-
nahmen zügig auf den Weg gebracht. Wir haben 
einen Nachtragshaushalt beschlossen. Gespräche 
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mit den Lehrerverbänden sind geführt bzw. einge-
leitet worden; sie wurden von allen Seiten als kon-
struktiv bezeichnet. Und ein Bündel verschiedens-
ter Maßnahmen wird noch auf den Weg gebracht. 

Denn eines ist doch klar: Wenn im Juni ein solches 
Urteil kommt, das sagt, wir brauchen ab sofort 
740 Stellen mehr in Schulen, dann setzt das eine 
Menge in Gang. Und natürlich sorgt das in den 
Schulen auch für Unruhe. 

Ich habe diesen HAZ-Artikel auch gelesen, Herr 
Seefried. Es ist aber trotzdem so: Die Lehrerinnen 
und Lehrer werden einen Weg finden, mit diesem 
Urteil angemessen umzugehen. Weil sie schließ-
lich auch zufrieden sind - das ist in dem Interview 
mit dem Schulleiter ja auch zu lesen. Er sagt: Die 
Stimmung ist gut. 

Natürlich wird es nur dann möglich sein, Lösungen 
zu finden, wenn kooperiert wird. Die Kultusministe-
rin ist dabei, diese Kooperation weiter auf den Weg 
zu bringen. 

(Kai Seefried [CDU]: Das muss man 
aber erst mal herauslesen!) 

Insofern können wir in Bezug auf Ihren Antrag nur 
sagen: Der Zug ist abgefahren. Das Sofortpro-
gramm ist auf den Weg gebracht worden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Zuruf von Mechthild Ross-
Luttmann [CDU]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Scholing. - Es liegen zwei Bitten 
auf eine Kurzintervention vor, und zwar von Herrn 
Seefried und von Herrn Försterling. Herr Seefried, 
Sie hatten sich als Erster gemeldet. Bitte schön! 

Kai Seefried (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Herr Scholing, Sie 
sagen, wir mögen bitte an alle Schulformen und 
nicht nur an eine denken. Ich sage Ihnen darauf: 
Dann würde ich mich mit Ihnen gern einmal wieder 
über die Zukunft der Förderschule in Niedersach-
sen unterhalten. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zuruf von Heinrich Scholing [GRÜNE]) 

Wir haben alle Schulen in Niedersachsen im Blick. 
Genau das spricht aus unserem Antrag. Aber dazu 
werde ich gleich in den weiteren Kurzinterventio-
nen noch kommen. 

Der entscheidende Punkt ist - das erleben wir bei 
jedem Redner von SPD und Grünen -, dass Sie die 
Schuld bei der Vorgängerregierung suchen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Da liegt sie 
ja auch!) 

Das gilt selbst für das OVG-Urteil. Dabei gibt es 
wirklich nur eine, die dafür die Verantwortung zu 
tragen hat, und das ist Ihre Ministerin - mit Ihrer 
Unterstützung. Aber selbst da suchen Sie die 
Schuld bei der Vorgängerregierung und sagen, wir 
hätten die Weichen nicht richtig gestellt. 

Aber wenn das so wäre, dann müssten Sie sich 
schon die Frage gefallen lassen, warum Sie will-
kürlich nur bei einer Lehrergruppe die Arbeitszeit 
erhöht haben. Den Schuh müssen Sie sich schon 
anziehen. Das können Sie der Vorgängerregierung 
nicht zuschieben. 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung 
von Björn Försterling [FDP]) 

Ich bin dankbar dafür, dass Sie gesagt haben, Sie 
wollen den Weg der Arbeitszeiterhebung dann 
auch gehen. Der FDP-Antrag wird heute abschlie-
ßend beraten. Aber unser Antrag befindet sich in 
der ersten Beratung; insoweit können wir die Bera-
tung im Kultusausschuss fortsetzen. Und dann 
würde ich mich freuen, wenn Sie endlich die Be-
reitschaft zeigen, darüber im Ausschuss vernünftig 
zu reden. Denn bisher haben Sie jede Debatte, 
auch nur im Ansatz darüber zu sprechen, wie eine 
solche Erhebung überhaupt aussehen könnte - 
wen wir beteiligen müssen, wie wir Rahmenbedin-
gungen schaffen, die am Ende von allen akzeptiert 
werden, usw. -, innerhalb weniger Minuten abge-
lehnt. Aus der Nummer kommen Sie nicht mehr 
raus.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Försterling, bitte! 

Björn Försterling (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir haben unseren Antrag auf eine unab-
hängige wissenschaftliche Arbeitszeiterhebung im 
Kultusausschuss deswegen zur Abstimmung ge-
stellt - und damit heute hier in der abschließenden 
Beratung -, weil erstens klar war, dass das Urteil 
zu dem Zeitpunkt schon vorliegen würde - es liegt 
vor; ich hoffe, Sie haben es auch gelesen -, und 
weil uns zweitens wichtig ist, dass wir das Signal, 
dass man diesen Weg gehen will, schon vor den 
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Sommerferien aus Hannover in das Land aussen-
den. Schließlich müssen wir - das hatte ich schon 
gesagt - das Vertrauen der Lehrkräfte zurückge-
winnen.  

Deswegen noch einmal der Hinweis, Herr Scho-
ling: Wenn Sie hier sagen: „Ja, auch wir wollen 
eine solche Arbeitszeiterhebung!“, dann kann ich 
Ihnen nur sagen: Sie müssen heute hier im Land-
tag nicht so abstimmen wie im Kultusausschuss. 
Sie haben heute die Möglichkeit, Ihren Worten 
endlich Taten folgen zu lassen. Und die Lehrer in 
Niedersachsen wollen Taten und keine Worthülsen 
mehr! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Herr Scholing, trotz zweier Kurzin-
terventionen nur anderthalb Minuten! 

(Björn Försterling [FDP]: Er muss nur 
sagen: Wir machen das so! - Jörg Bo-
de [FDP]: Dafür reichen zehn Sekun-
den aus!) 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vielen 
Dank, Herr Försterling, für diese Hilfe. Aber wir 
machen es nicht so. Wir werden den Antrag ableh-
nen. 

Noch einmal: Ihr erster Antrag zu diesem Thema, 
den Sie relativ kurz nach unserer Entscheidung zur 
Erhöhung der Regelstundenzahl von Lehrkräften 
an Gymnasien gestellt haben, hat durchaus eine 
gute Resonanz gefunden. Das habe ich bei vielen 
Podiumsdiskussionen wahrgenommen. 

Aber jetzt findet er überhaupt keine Resonanz. 
Jetzt höre ich hingegen sehr deutlich: Guckt euch 
dieses Urteil genau an! - Außerdem werden wir vor 
Schnellschüssen gewarnt, zumal es sich wirklich 
um eine Materie handelt, die Zeit braucht und die 
erhebliche Dimensionen - auch haushalterischer 
Art - hat. 

Herr Seefried, zu Ihrer Kurzintervention: Ich habe 
keine Schuldigen gesucht. Da haben Sie mich 
falsch verstanden. Ich habe zunächst einmal aus 
dem Urteil zitiert, habe dann - übrigens nicht das 
erste Mal an diesem Platz - darauf hingewiesen, 
was am Arbeitsplatz Schule in den letzten Jahren, 
vielleicht sogar in den letzten Jahrzehnten, passiert 
ist. Darauf habe ich hingewiesen! 

Ferner habe ich darauf hingewiesen - das sage ich 
sehr gerne noch einmal -: Wir werden uns um den 
Arbeitsplatz Schule kümmern, und zwar an allen 
Schulen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Scholing. - Jetzt hat sich die 
Ministerin zu Wort gemeldet. Frau Kultusministerin, 
Sie haben das Wort. 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Einstellungsverfahren zum Schuljah-
resbeginn haben in den letzten Jahren stets im 
Zeitraum von Februar/März bis September/Oktober 
stattgefunden. Ebenso verhält es sich mit dem 
Einstellungsverfahren zum kommenden Schuljah-
resbeginn 2015/16. 

So begann das Einstellungsverfahren bereits am 
23. Februar 2015 mit der Möglichkeit, sich im Por-
tal online zu bewerben. Es ist üblich, dass dann im 
März/April der Niedersächsischen Landesschulbe-
hörde per Einstellungserlass die entsprechenden 
Stellen zugewiesen werden. 

Die Zuweisung zum Einstellungstermin 31. August 
2015 erfolgte in diesem Jahr am 24. März 2015. 
Danach hatte die Schulbehörde etwa einen Monat 
Zeit, konkrete Stellenausschreibungen vorzuneh-
men, welche in diesem Einstellungsverfahren am 
23. April veröffentlicht wurden. Darauf haben sich 
sehr viele Lehrkräfte beworben. 

Im Laufe des Verfahrens erhält die Niedersächsi-
sche Landesschulbehörde regelmäßig nachträglich 
Stellen zur Nachsteuerung, um auf Veränderungen 
wie z. B. zusätzliche Klassenbildungen reagieren 
zu können. Selbst in den Sommerferien gab es in 
den vergangenen Jahren nachträglich Stellen, und 
sogar nach Schuljahresbeginn wurden stets noch 
nachträglich Stellen zur sehr kurzfristigen Nach-
steuerung zugewiesen. 

So wird es auch in diesem Jahr sein. Das laufende 
Einstellungsverfahren zum 31. August wird, wie 
bereits zu Beginn des Verfahrens beabsichtigt, erst 
einige Wochen nach Schuljahresbeginn - d. h. 
Mitte/Ende September - abgeschlossen sein. 

Die Behauptung von Ihnen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der CDU-Fraktion, dass 
das Einstellungsverfahren bereits mit der Vorlage 
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des Nachtragshaushalts abgeschlossen war, ist 
somit absolut falsch. 

Am 23. Juni hat die Landesregierung dann den 
Entwurf eines Nachtragshaushalts vorgelegt. Der 
Landtag hat ihn am Dienstag beschlossen. Mit 
dem Nachtragshaushalt wurden 740 zusätzliche 
Planstellen zur Sicherstellung der Unterrichtsver-
sorgung bereitgestellt, darüber hinaus 5 Millionen 
Euro für diejenigen Lehrkräfte, die sich die im 
Schuljahr 2014/15 geleistete Mehrarbeit entgelten 
lassen möchten.  

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen hat in 
seiner Sitzung am 8. Juli einer Vorwegfreigabe zur 
sofortigen Besetzung der 740 Stellen zugestimmt. 
Die 740 freien Lehrerstellen werden für Neuaus-
schreibungen, für die Beibehaltung beantragter 
Teilzeiten und für kurzfristige Teilzeiterhöhungen 
benötigt. 

Darüber hinaus wird durch die Änderung der Nie-
dersächsischen Arbeitszeitverordnung Schule die 
Möglichkeit eines speziellen Arbeitszeitkontos ge-
schaffen. 150 Stellen sind bereits wenige Tage 
nach der Urteilsverkündung mit Erlass vom 12. Ju-
ni der Niedersächsischen Landesschulbehörde zur 
Verteilung an die Gymnasien und Kooperativen 
Gesamtschulen zur Verfügung gestellt worden. 
Hiervor sind zum heutigen Tage fast alle besetzt. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Weitere 300 Stellen zur Ausschreibung sind der 
Schulbehörde am 8. Juli unverzüglich nach Frei-
gabe durch den Ausschuss für Haushalt und Fi-
nanzen zur Verteilung an die Gymnasien, Koope-
rativen Gesamtschulen und Oberschulen mit Gym-
nasialzweig zugewiesen worden. Nach Schätzun-
gen meines Hauses ist davon auszugehen, dass 
für die Beibehaltung der Teilzeitanträge auf der 
beantragten gewünschten wöchentlichen Stunden-
zahl sowie möglicher kurzfristiger Teilzeiterhöhun-
gen rund 200 Stellen benötigt werden. 

Diese Vorbemerkung, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, verdeutlicht, dass ich umgehend 
Maßnahmen veranlasst habe. Im Grunde genom-
men habe ich sie schon veranlasst und auf den 
Weg gegeben, bevor Ihr Antrag überhaupt den 
Landtag erreicht hat. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zu den Forderungen im Einzelnen kann ich Ihnen, 
wie soeben dargestellt, mitteilen, dass durch die 

Bereitstellung der 740 Stellen im Nachtragshaus-
halt die Bedarfe, die durch die Verringerung der 
Regelstundenzahl entstanden sind, vollständig 
kompensiert werden. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU] 
meldet sich) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Frau Ministerin, ich möchte Sie kurz unterbrechen. 
Herr Dammann-Tamke - - - 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 
Ich lasse keine Fragen zu, weil ich nicht so viel Zeit 
habe. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Keine Zwischenfrage. - Bitte schön! 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 

Der Planungswert von rund 100 % an den öffentli-
chen allgemeinbildenden Schulen kann dank die-
ses zügigen und sehr entschlossenen Handelns 
weiterhin bestehen bleiben und wird nicht, wie Sie 
ständig behaupten, unterschritten werden.  

Ziel der Landesregierung ist es dabei, weiterhin 
guten Unterricht zu gewährleisten und zusätzliche 
Lehrkräfte an Gymnasien und Gymnasialzweigen 
einstellen zu können. Das Gesamtpaket der zur 
Sicherung der Unterrichtsversorgung erforderli-
chen Maßnahmen ist im Übrigen sehr einvernehm-
lich mit der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft, dem Niedersächsischen Philologenver-
band, der Niedersächsischen Direktorenvereini-
gung und dem Schulleitungsverband auf zwei Sit-
zungen erörtert worden. Konsens besteht u. a. 
hinsichtlich einer möglichst hohen Anzahl von 
Neueinstellungen von Lehrkräften, einer fairen 
regionalen Verteilung der Stellen sowie der ver-
lässlichen und flexiblen Ausgestaltung eines Ar-
beitszeitkontos für die Schuljahre 2014/15 und 
2015/16. 

Die Schulleitungen der betroffenen Schulformen 
sind - anders, als von Ihnen behauptet - mit Erlass 
vom 8. Juli über die Möglichkeiten zur Sicherung 
der Unterrichtsversorgung im Rahmen der geplan-
ten Änderung der Arbeitszeitverordnung Schule 
informiert worden. Damit haben die Schulen auch 
entsprechende Planungssicherheit erhalten. 

Zu der Forderung nach der Erhebung über die 
tatsächliche Arbeitszeit der Lehrkräfte und Schul-
leiter aller Schulformen ist zu sagen, dass eine 
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wissenschaftliche Erhebung im Schuljahr 2015/16, 
wie im Entschließungsantrag gefordert, kurzfristig 
gar nicht durchführbar ist. Eine entsprechende 
wissenschaftliche Erhebung bedarf der gründli-
chen Vorbereitung unter Einbeziehung von und im 
Dialog mit den bildungspolitischen Verbänden und 
Gewerkschaften. Im Übrigen besteht auch darin 
Konsens in den Gesprächen, dass es zunächst um 
die Maßnahmen zur Sicherstellung der Unter-
richtsversorgung zu Beginn des kommenden 
Schuljahrs geht und wir uns dann in Ruhe über die 
weiteren Schritte unterhalten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Mit den Verbänden besteht ein Konsens dahin 
gehend, dass die Bewertung der Arbeitszeit der 
Lehrkräfte im Rahmen eines sehr gründlich durch-
dachten Prozesses, der auch einen gewissen Zeit-
umfang erfordern wird, zu erfolgen hat. Dabei sind 
die Aspekte zu beachten, die sich auch aus den 
Gründen des Urteils des OVG Lüneburg ergeben. 

(Zuruf von der CDU: 2020 oder was?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ab-
schließend lassen Sie mich sagen: Es mutet schon 
sehr merkwürdig an, wenn diejenigen, die die 
Klassenteiler auf 32 erhöht haben, das G 8 über-
stürzt eingeführt haben und die Orientierungsstufe 
abgeschafft haben, über die Belastungen von 
Lehrkräften sprechen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Grascha [FDP]: 
Nur Nebelkerzen! - Widerspruch bei 
der CDU - Christian Grascha [FDP]: 
Schwächer geht es nicht!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Um zusätzliche 
Redezeit hat jetzt die FDP-Fraktion gebeten. Herr 
Försterling, 1:30 Minuten! 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin! Wenn Sie 
sich weniger in die Vergangenheit flüchten würden,  

(Zustimmung bei der CDU) 

hätten Sie weniger Probleme in der Gegenwart.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Lösen Sie Ihre eigenen Probleme!  

Nachdem gerade die beiden Regierungsfraktionen 
immer wieder eingefordert haben, dass wir uns mit 
allen Schulformen auseinandersetzen sollen, kann 
die Frau Kultusministerin vielleicht die Frage be-
antworten, warum bei allen Stellenzuweisungen, 
die jetzt gemacht werden, die beruflichen Gymna-
sien keine Rolle spielen. Erklären Sie, warum die 
berufsbildenden Schulen für die beruflichen Gym-
nasien keine zusätzlichen Stellen bekommen. Wa-
rum lassen Sie die allein?  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Ebenfalls um zusätzliche Redezeit hat die CDU-
Fraktion gebeten. Herr Seefried, Sie haben 
2:30 Minuten. 

Kai Seefried (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich würde jetzt gerne so anfan-
gen wie die Ministerin gerade aufgehört hat. Dann 
könnte ich beginnen mit landesweiten Demonstra-
tionen von zahlreichen Lehrkräften mit weit über 
10 000 Teilnehmern, mit landesweiten Schülerde-
monstrationen, mit Petitionen von weit über 
100 000 Menschen, die sich gegen Ihre Bildungs-
politik an den Landtag wenden, mit Schülerinnen 
und Schülern, denen der Zugang zur Förderschule 
verwehrt wird und mit einem G 9, welches jetzt mit 
großen Problemen eingeführt wird und von dem 
die Schulen nicht wissen, wie sie es umsetzen 
sollen.  

Ich könnte es endlos fortsetzen. Es hilft nichts, 
Frau Ministerin, wenn Sie immer wieder versu-
chen, sich in die Vergangenheit zu retten und bei 
den Vorgängern die Schuld suchen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich will noch einmal unterstreichen: Unsere Forde-
rungen, die jetzt auch in unserem Antrag stehen, 
sind nicht erst mit dem Antrag am 7. Juli auf die 
Tagesordnung gekommen. Die haben wir bereits 
drei Tage nach der Entscheidung des OVG im 
Kultusausschuss deutlich formuliert. Wir haben Sie 
die ganze Zeit vor uns hergetrieben, damit diese 
Landesregierung überhaupt etwas tut und damit 
der Taumelkäfer wach wird und versteht, in wel-
cher Dimension das Gericht gerade entschieden 
hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dann wird hier aufseiten der regierungstragenden 
Fraktionen über 150 Stellen applaudiert, die jetzt 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  70. Plenarsitzung am 17. Juli 2015 
 

6856 

besetzt worden sind. Diese 150 Stellen waren 
schon lange vor dem OVG-Urteil vorgesehen. Sie 
waren vorher schon lange für die Nachsteuerung 
auf dem Weg. Es sind lange nicht alle Gymnasien 
in Niedersachsen dabei. Es gibt sogar ganze Re-
gionen, die gar keine von diesen 150 Stellen ab-
bekommen haben.  

Die einzige Chance, die Sie jetzt noch haben und 
zu der Sie sich zu retten versuchen, ist, dass das 
G 9 Ihnen durch die Reduzierung der Wochen-
stundenzahl hilft, die frei werdenden Stundenka-
pazitäten bei den Lehrkräften zu nutzen, damit Sie 
die Unterrichtsversorgung nach den Sommerferien 
hinbekommen. Das kann der einzige Trick sein, 
wie Sie es nach den Sommerferien hinbekommen 
können.  

Hier nochmals deutlich die Warnung: Nehmen Sie 
nicht wieder einen Dispo auf dem Rücken der 
Lehrkräfte auf! Wir werden sehr genau hinschau-
en. Sie müssen die Probleme, die Sie sich selbst 
eingebrockt haben, lösen, aber nicht auf dem Rü-
cken unserer Lehrkräfte.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Seefried. - Jetzt hat Herr Scho-
ling das Wort. Sie haben auch 1:30 Minuten. Bitte 
schön! 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am 
9. Juni ist das Urteil vom OVG bekannt gegeben 
worden. Ich glaube, drei Tage später kam der An-
trag von der FDP-Fraktion zur Arbeitszeiterhebung. 
Er war ein bisschen aufgefrischt. Den Antrag kann-
ten wir schon. 

(Björn Försterling [FDP]: Wir wollten 
es Ihnen nicht zu schwer machen!) 

Kurze Zeit darauf kam das Sofortprogramm der 
CDU. Sie hängen sich populistisch an ein Urteil, 
das Sie noch gar nicht zur Kenntnis nehmen konn-
ten.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Sie machen gar 
nichts!) 

Wir aber haben sehr schnell eine Position gefun-
den. Diese Landesregierung hat sehr schnell ge-
sagt: Wir setzen um, werden allerdings noch prü-
fen, ob wir gegebenenfalls eine Nichtzulassungs-
klage einreichen. - Die Landesregierung hat sich 
dann entschieden. Diese Überlegung würde jeder 

Privatmensch treffen. Aber von einer Landesregie-
rung wird erwartet, dass sie das nicht macht. Das 
finde ich ein bisschen merkwürdig.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Natürlich sind wir jetzt in einer schwierigen Situati-
on. Die Schulen sind in einer schwierigen Situati-
on. Jeder Schulleiter wünscht sich, dass er in fünf 
Tagen alles zuklappen und sagen kann: Ich weiß 
jetzt, wie das neue Schuljahr laufen wird.  

(Christian Dürr [FDP]: Sie haben uns 
doch die Situation eingebrockt! - Kai 
Seefried [CDU]: Aber der Schulleiter 
weiß, wer ihm das eingebrockt hat!) 

Ohne OVG-Urteil habe ich immer wieder erlebt, 
dass es leider nicht so war. Es sind jetzt Maßnah-
men ergriffen worden, um die Problematik abzufe-
dern. Die Problematik besteht. Das ist doch klar. 
Das habe ich bereits gesagt.  

(Christian Dürr [FDP]: Sie fahren die 
Kiste an die Wand und beschweren 
sich, dass sie kaputt ist!) 

Es sind Maßnahmen ergriffen worden, um diese 
Problematik abzufedern; denn wir streben natürlich 
an, dass die Gymnasien eine Unterrichtsversor-
gung von mindestens 100 % haben werden. Das 
ist eine große Herausforderung. Das wissen wir.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Scholing. - Es hat sich Herr 
Politze gemeldet. Herr Politze, Sie haben auch 
2:30 Minuten. Bitte schön! 

Stefan Politze (SPD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Es war sehr spannend, 
dieser Debatte zu folgen, weil sie sehr von Popu-
lismus geprägt war, insbesondere auf dieser Seite 
des Hauses.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Ihnen ging es bei dieser Frage nicht um Sachlich-
keit, sondern um Skandalisierung. Wenn Sie uns 
fehlende Empathie an dieser Stelle vorwerfen,  

(Zuruf von der CDU: Genau!) 

dann finde ich es schon spannend, dass Lehrer-
verbände hier als Claqueure beschimpft werden, 
nur weil sie Vorgänge aus Gesprächen skizzieren, 
die mit der Landesregierung stattgefunden haben. 
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Die GEW hat nun einmal an den Gesprächen teil-
genommen, um aus der Situation des OVG-Urteils 
herauszukommen. Sie haben die Wege beschrie-
ben und darauf hingewiesen, dass Sie mit Ihrem 
Antrag zu einem Zeitpunkt gekommen sind, als alle 
wichtigen Fragen geklärt waren.  

(Zuruf von Jörg Hillmer [CDU]) 

Sie beschimpfen Lehrerverbände für den Hinweis, 
dass man nun bitte zuerst einmal die 740 Stellen 
umsetzt und dafür Sorge trägt, dass es eine or-
dentliche Unterrichtsversorgung gibt, bevor man 
über weitere Maßnahmen nachdenkt. Sie sollten 
sich wirklich selbst die Frage stellen, wie Ihre Em-
pathie zu Lehrerverbänden ist  

(Kai Seefried [CDU]: Das sagt der 
Richtige! - Christian Dürr [FDP]: Das 
sagt der Richtige! Steht auf und wehrt 
euch! - Kai Seefried [CDU]: Ich erin-
nere nur an den Philologentag!) 

und wie Ihre Empathie zum Lehrerberuf ist; denn 
Sie setzen sich nur mit einer Schulform auseinan-
der, lieber Herr Seefried.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie müssen sich auch zurechnen lassen, dass Sie 
diesen Nachtragshaushalt und damit auch die 
Grundlage dafür abgelehnt haben, dass 740 Leh-
rerstellen finanziell ausgestattet und eingerichtet 
werden können.  

(Christian Dürr [FDP]: Ihr habt das 
Ding doch gegen die Wand gefahren! 
Wer ist denn verantwortlich?) 

- Wir haben es nicht gegen die Wand gefahren, 
lieber Herr Dürr.  

(Christian Dürr [FDP]: Was haben Sie 
denn dann gemacht?) 

- Gönnen Sie sich die Zeit, um sich die Urteils-
gründe zu Gemüte zu führen. Das hat nichts mit 
Flucht in die Vergangenheit zu tun,  

(Kai Seefried [CDU]: Helfen Sie den 
Schulen!) 

sondern mit einer Zustandsbeschreibung dessen, 
was am Arbeitsplatz Schule über viele Jahre hin-
weg stattgefunden hat, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Kai See-
fried [CDU]: Haben wir die Klage ge-
habt oder Sie?) 

Bei der Klage war doch ein entscheidender Punkt 
auch Urteilsgrund. Den zitieren Sie nicht so gerne. 
Für die Urteilsfindung wurde ein Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts herangezogen, das sich 
eben nicht mit Lehrerarbeitszeit auseinandersetzt, 
sondern mit der Besoldung von Hochschulprofes-
soren. Diesen Punkt lassen Sie sehr gerne weg. 
Es war einer der wichtigsten Gründe für das OVG, 
dass es eine generelle Vergleichbarkeit geben 
muss. Dieses Urteil ist vom Mai dieses Jahres. 
Man konnte also 2013 überhaupt nicht darauf ab-
stellen. 

(Christian Dürr [FDP]: Sie haben also 
gar keine Niederlage erlitten! Das war 
gar keine Niederlage! - Jörg Hillmer 
[CDU]: Dann haben Sie alles richtig 
gemacht! Wunderbar!) 

Von daher ist dieser Hinweis auf Plan B an dieser 
Stelle völlig überflüssig. Sie sollten sich auch mit 
dieser Frage auseinandersetzen.  

(Zuruf von Christian Dürr [FDP]) 

Gönnen Sie den Verbänden, dass sie in der Lage 
sind, ihre Interessen wahrzunehmen und mit dieser 
Landesregierung gemeinsam umzusetzen, damit 
es eine ordentliche Planung gibt! Sie wollen an 
dieser Stelle nur Chaos sehen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Politze. - Meine Damen und 
Herren, wir sind jetzt am Ende der Beratung zu 
diesem Tagesordnungspunkt.  

(Zurufe von der CDU) 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP 
in der Drucksache 17/3674 ablehnen will, den bitte 
ich jetzt um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Das Erste war die Mehrheit. Damit ist der Antrag 
abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Ausschussüberweisung des 
Antrages der Fraktion der CDU in der Drucksache 
17/3829. Vorgesehen ist die Überweisung an den 
Kultusausschuss. Wer so abstimmen möchte, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Dann ist das so 
beschlossen.  

Danke schön. 
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Ich rufe jetzt auf den  

Tagesordnungspunkt 51: 
Erste Beratung: 
Diskurs über den Weg zu einer gesellschaftlich 
akzeptierten Nutztierhaltung in Niedersachsen 
ermöglichen - Ideologische Kampfrhetorik be-
enden - Modernen Stallbau fördern - Antrag der 
Fraktion der FDP - Drs. 17/3832  

(Unruhe) 

- Einen kleinen Moment, meine Damen und Her-
ren. Es ist jetzt eine Wanderbewegung im Gange. 
Diese müssen wir abwarten.  

Meine Damen und Herren, zu diesem Tagesord-
nungspunkt hat sich Hermann Grupe, FDP, ge-
meldet. Sie haben das Wort.  

Hermann Grupe (FDP): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Industrielle Fleischerzeugung, Hüh-
nerfabriken, Widerstand gegen Massentierhal-
tungsanlagen - das sind die Schlagworte, die den 
Landwirten heute tagtäglich entgegengeschleudert 
werden. Wo finden wir diese so fachlich qualifizier-
te Expertise, die ich eben vorgetragen habe? - 
Zusammengefasst auf der Internetseite des nie-
dersächsischen Landwirtschaftsministers, meine 
Damen und Herren.  

Dann lesen wir bei dpa - leider ist der Ministerprä-
sident gerade gegangen -:  

„Trotz der weit verbreiteten gesellschaftli-
chen Skepsis glaubt Niedersachsens Regie-
rungschef Stephan Weil nicht an eine Zu-
kunft ohne Massentierhaltung in Deutsch-
land.“  

Meine Damen und Herren, was hat der denn nun 
verbrochen? 

(Renate Geuter [SPD]: Das hat der 
gar nicht gesagt!)  

- Ich war dabei, Frau Geuter - Sie auch.  

Dann sagt er weiter - wörtliches Zitat -:  

„Aus heutiger Sicht kann ich mir schwer vor-
stellen, dass man auf größere Tierbestände 
verzichten kann.“  

Meine Damen und Herren, das ist eine Selbstver-
ständlichkeit, wie sie banaler nicht sein kann. Ich 

könnte es überhaupt nicht besser ausdrücken. 
Aber wenn man so etwas in der heutigen Zeit sagt, 
wird man sofort an den Pranger gestellt und der 
Befürwortung der Massentierhaltung bezichtigt.  

(Beifall bei der FDP) 

Der Ministerpräsident hat weiter gesagt:  

„Man wird nicht zu einer Struktur wie vor 100 
Jahren zurückkommen können mit vielen 
kleinen Höfen.“  

Meine Damen und Herren, ich sage immer, nicht 
wie vor 50 Jahren, und werde von den üblichen 
Verdächtigen schon der Polemik bezichtigt.  

Mit dem Ministerpräsidenten sind wir uns also völ-
lig einig, was diese Beurteilung angeht. Er sagt 
weiter:  

„In der Tierhaltung werde es aber nach und 
nach sicher eine deutliche Veränderung ge-
ben müssen.“  

Meine Damen und Herren, dazu sage ich: Es wird 
eine möglichst dynamische Entwicklung geben 
müssen, getragen von einer breiten gesellschaftli-
chen Akzeptanz. Das muss man dann aber mit den 
Menschen machen. Das muss man mit den Land-
wirten machen. Das muss man mit den vielen sehr 
gut ausgebildeten jungen Landwirten machen, die 
wir in diesem Lande haben. Das ist unser Kapital. 
Die darf man nicht tagtäglich an den Pranger oder 
ins Abseits stellen.  

(Beifall bei der FDP - Christian 
Grascha [FDP]: Sehr richtig!) 

Was aber hat diese Landesregierung getan, meine 
Damen und Herren? - Der Landwirtschaftsminister 
hat das Agrarinvestitionsförderungsprogramm erst 
einmal flugs von 40 Millionen auf 10 Millionen zu-
sammengestrichen, also zu einer Art Merkposten 
degradiert. Das sind - um das einmal zu verdeutli-
chen - 5 % dessen, was diese Regierung in die-
sem Jahr im Haushalt einfach mal so vergessen 
hat. Zum Vergleich: Am Dienstag haben wir 
200 Millionen im Nachtrag nachgenehmigt.  

Er hat die Agrarinvestitionsförderung auf 
10 Millionen zusammengestrichen. Die 40 Millio-
nen, die wir vorher hatten, haben ein Investitions-
volumen von etwa 250 Millionen Euro in wesentlich 
tierfreundlichere Ställe ausgelöst, meine Damen 
und Herren. Das ist bei sicherlich allen in diesem 
Hause unbestritten. In den vergangenen Jahren 
wurden hauptsächlich Boxenlaufställe gebaut. 
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Dass die wesentlich mehr Tierwohl bedeuten, ist 
keine Frage.  

Die Zahl der Anträge ist von 700 bis 1 000 in der 
schwarz-gelben Zeit im ersten Jahr auf 69 zurück-
gegangen. Die 10 Millionen sind wohl gerade so 
beantragt worden. Ob sie abgeflossen sind, weiß 
ich nicht. Jetzt ist die Zahl der Anträge aber nach 
oben gegangen, nämlich von 69 auf 70. Die 
10 Millionen wollte nämlich niemand so richtig 
haben. 8,5 Millionen sind beantragt, meine Damen 
und Herren. Das ist ein blankes Desaster. Selbst 
diese Resterampe wird nicht mehr abgeräumt. Ich 
kann Ihnen versichern: Wenn wir Landwirte ir-
gendwo Geld wittern, sind wir die reinsten Trüffel-
schweine.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Da bleibt aber nicht 1 Cent liegen. Wir brauchen 
das Geld nämlich, um in die Zukunft unserer Be-
triebe zu investieren. Mit diesem Programm aber 
ist überhaupt nicht das Geringste anzufangen.  

(Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta 
übernimmt den Vorsitz) 

Der Minister freut sich darüber. Er freut sich über 
die Resonanz, gibt er zu Protokoll, und sagt: Nie-
dersachsen fördert nicht mehr den Ausbau der 
Massentierhaltung. - Das ist jetzt wieder -  gut, 
dass er nicht da ist - ein Seitenhieb auf den Minis-
terpräsidenten, auf mich und andere Massentier-
haltungsrechtfertiger.  

Ich kann nur sagen: Wir tragen das mit Fassung. 
Wir kennen das schon länger. Und wir stehen nicht 
ganz alleine da. Die Wissenschaft kommt uns in 
dieser Frage nämlich zu Hilfe. Ich zitiere jetzt ein-
mal den Wissenschaftlichen Beirat der Bundesre-
gierung. Der hat uns Landwirten einiges aufge-
schrieben, woran wir zu knapsen haben. Keine 
Frage. Aber der sagt: Die Betriebsgröße hat einen 
gegenüber anderen Einflussfaktoren vergleichs-
weise geringen Einfluss auf das Tierwohl.  

In größeren Ställen ist das - sage ich dazu - sogar 
wesentlich leichter und wirtschaftlicher zu verwirk-
lichen als dann, wenn man nur kleine Ställe för-
dern will. Dass das da teurer ist, erschließt sich 
jedem, der bis drei zählen kann. Die Wissenschaft-
ler sagen: Wir brauchen einen intensiven Diskurs 
zwischen Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Politik 
unter Einbeziehung der Wissenschaft. - Und sie 
sagen: Dazu gibt es einen deutlichen Kontrast 
zwischen der öffentlichen Forderung nach Verän-
derungen in der Tierhaltung und dem Marktanteil 

von extensiv produziertem Fleisch, dessen Anteil 
in der Gesamtproduktion in Deutschland bei 
Schweine- und Geflügelfleisch bei unter 1 % liegt.  

Meine Damen und Herren, das ist unser Problem. 
Wir kriegen die ganzen Forderungen, aber nie-
mand ist bereit, das Geld dafür auszugeben. Ge-
nauso klaffen Anspruch und Wirklichkeit bei dieser 
Regierung auseinander. Sie, Herr Landwirt-
schaftsminister, haben den Bau tiergerechter Ställe 
fast zum Erliegen gebracht. Ihr eigener Staatssek-
retär hat im Agrarausschuss im Rahmen der Anhö-
rung, als es darum ging, dass bei einigen Versu-
chen ja mehr als 90 % der Tiere verletzt waren, 
wenn man die Schwänze nicht kupiert hatte, aus-
geführt, das liege daran, dass man dies in alten 
Ställen gemacht habe, und das könne gar nicht 
funktionieren.  

(Heiner Schönecke [CDU]: Tja, neue 
genehmigt er ja nicht!)  

Sie haben aber die Investitionsbereitschaft in Nie-
dersachsen regelrecht zum Erliegen gebracht. Ihre 
Stallbauverhinderungspolitik beruht auf zwei Säu-
len, nämlich einerseits auf der Diffamierung und 
der Anprangerung der Landwirtschaft - Sie neh-
men den Betrieben wirklich die Zukunftsperspekti-
ve - und andererseits auf der Streichung der finan-
ziellen Mittel für Investitionen. Das haben Sie ab-
solut erfolgreich hingekriegt. Kein Mensch, der 
noch halbwegs Herr seiner Sinne ist und sein Geld 
nicht verbrennen will, investiert jetzt noch in Ställe, 
die er dann über 20 oder 30 Jahre abbezahlen 
muss, obwohl er nicht weiß, was Ihnen morgen 
und übermorgen wieder einfällt.  

(Beifall bei der FDP - Christian 
Grascha [FDP]: So ist es! Zum Scha-
den der Tiere!) 

Im Fazit kann ich sagen: All das, was Sie, Herr 
Minister, in der Opposition angeprangert haben, 
konservieren Sie jetzt, weil Sie Fortschritt und 
Entwicklung blockieren. Sie sind der absolute  
Tierwohlverhinderungsminister.  

(Beifall bei der FDP) 

Wir brauchen für die Zukunft endlich wieder eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Land-
wirtfamilien, wir brauchen dringend Investitionen, 
um die ehrgeizigen Ziele für mehr Tierwohl zu 
erreichen, und wir brauchen noch dringender eine 
insgesamt zuverlässige Agrarpolitik, um unseren 
Bauernfamilien eine positive Zukunftsperspektive 
bieten zu können.  
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Das will dieser Antrag erreichen. Deswegen freue 
ich mich auf die Debatten im Agrarausschuss.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Grupe. - Nun hat das 
Wort für die SPD-Fraktion Herr Kollege Prange. 
Bitte!  

Ulf Prange (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! FDP 
schränkt Meinungsfreiheit ein und fordert Erhö-
hung von Subventionen. - So könnte man Ihren 
Antrag zusammenfassen. In der Tat eine Schlag-
zeile, die ich einer liberalen Partei eigentlich nicht 
zuordnen würde. Sie sehen mich überrascht, Herr 
Grupe. Überrascht sehen Sie mich auch von Ihrer 
Brutalrhetorik, und noch mehr überrascht sehen 
Sie mich von dem Zitat, das Sie hier dem Minister-
präsidenten untergeschoben haben. Ich habe mich 
eben noch einmal bei Frau Geuter rückversichert, 
die bei jener Veranstaltung dabei war. Sie aber 
waren scheinbar nicht dabei. Dann ist das schon 
ein sehr interessanter Vorgang.  

(Hermann Grupe [FDP]: Ich war dabei 
in Cloppenburg! Das war die dpa! Das 
ist die Deutsche Presseagentur! Die 
kennen Sie vielleicht!)  

Aber jetzt zu Ihrem Antrag: Ihre erste Forderung, in 
der politischen Debatte auf den Begriff „Massen-
tierhaltung“ ernsthaft verzichten zu wollen, halte 
ich für abwegig. Dies ist ein Begriff, der seit Jahr-
zehnten gebräuchlich ist, und den können Sie nicht 
sozusagen auf Knopfdruck durch einen Entschlie-
ßungsantrag aus der öffentlichen Diskussion ver-
bannen.  

(Hermann Grupe [FDP]: Das ist Mey-
er‘sche Kraftrhetorik! - Christian 
Grascha [FDP]: Nur Kampfgetöse! - 
Weitere Zurufe - Glocke der Präsiden-
tin)  

Sie müssen doch das, was in der Gesellschaft 
diskutiert wird, ernst nehmen. Ich gebe Ihnen 
recht, dass man mit Sprache sensibel umgehen 
muss. Da sind wir auch in der Pflicht. Aber nach-
dem ich Sie eben gehört habe, muss ich wirklich 
sagen: Sie müssen doch zugestehen, dass Zuspit-
zung möglich sein muss. Das macht doch auch die 
politische Debatte aus.  

(Hermann Grupe [FDP]: Aber nicht die 
Diffamierung der Betroffenen! Uns 
können Sie meinetwegen alles an den 
Kopf werfen! - Weitere Zurufe - Unru-
he)  

Wenn man einmal auf die Entwicklung dieses Be-
griffs zurückblickt, der ja schon seit den 70er-
Jahren existiert - ich habe es einmal bei Bernhard 
Grzimek, dem damaligen Frankfurter Zoodirektor, 
nachgelesen - - -  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Einen Moment, bitte, Herr Prange! - Herr Kollege 
Grupe, Sie hatten Ihre Redezeit. Herr Oesterhel-
weg, Sie haben noch Redezeit. Von daher können 
Sie alle jetzt dem Kollegen Prange lauschen. Ich 
bitte um Ruhe! 

Ulf Prange (SPD): 

Um auf das Problem zurückzukommen: Mit Ihrem 
Vorschlag, einen solchen Begriff nicht mehr zu 
verwenden, kommen wir nicht weiter. Wir haben 
Probleme in der Landwirtschaft, die wir zur Kennt-
nis nehmen müssen. Wir haben Nährstoffüber-
schüsse und in der Folge Nitrat- und Phosphat-
probleme; wir haben die Antibiotikaproblematik; wir 
haben die Problematik der Immissionen von Groß-
anlagen, und wir müssen Tierwohlaspekte berück-
sichtigen. Das ist doch etwas, was die Menschen 
in unserem Land, die näher hinschauen und Ver-
änderungen in der Landwirtschaft fordern, be-
schäftigt.  

Was müssen wir denn machen, wenn die Produk-
tionsmethoden auf Akzeptanzprobleme stoßen? 
Wir können doch diese Kritik nicht ausblenden, 
sondern wir müssen die Menschen ernst nehmen. 
Das gilt auch für das Thema Stallbauten; ich erin-
nere an viele Bürgerinitiativen vor Ort, die sich 
dagegen wenden.  

Die Politik dieser Landesregierung, die sich auf 
den Weg der sanften Agrarwende gemacht hat, 
macht doch genau dies. Auf der einen Seite ste-
hen die Belange der Landwirte und auf der ande-
ren Seite die sich verändernden gesellschaftlichen 
Anforderungen. Das müssen wir zusammenführen. 
Laut der vor Kurzem erschienenen NDR-Umfrage 
wertschätzen das die Bürgerinnen und Bürger in 
diesem Land auch; dafür gibt es Zustimmung.  

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 
Dann können Sie in der Schulpolitik ja 
einpacken!) 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  70. Plenarsitzung am 17. Juli 2015 
 

 6861 

Wir dürfen diese Verantwortung aber nicht allein 
bei den Landwirten abladen; das ist uns als SPD 
ganz wichtig. In diesem Zusammenhang muss 
man auch über Verbraucherverhalten reden; man 
muss über Konzentration im Einzelhandel reden, 
und man muss darüber reden, dass die Mentalität 
„Geiz ist geil!“ zu den beschriebenen Folgen bei 
den Erlösen in der Landwirtschaft führt. Die Folgen 
werden mit „Wachsen oder Weichen“ beschrieben. 

Deswegen werbe ich dafür, statt eines Verbots der 
Verwendung des Begriffs Massentierhaltung dazu 
übergehen, zu fragen, wie der Begriff definiert wird 
bzw. was eine gesellschaftlich akzeptierte Größe 
von landwirtschaftlichen Betrieben ist. Darüber gibt 
es unterschiedliche Vorstellungen - nicht nur in der 
Politik, sondern auch in der Bevölkerung. Wenn wir 
an der Stelle übereinkommen, dann können wir, 
glaube ich, im Interesse der Gesellschaft, der 
Landwirtschaft und aller betroffenen Akteure einen 
guten Weg gehen.  

Wenn Sie anführen, dass der Anteil der extensiven 
Haltung nur bei 1 % liegt bzw. die Produkte aus 
extensiver Haltung kaum nachgefragt werden, 
dann muss man auch darüber nachdenken, warum 
das so ist. Dabei geht es auch um Transparenz für 
die Verbraucher, um bessere Kennzeichnung, 
damit die Verbraucher diese Produkte überhaupt 
erkennen können. Die Verbraucher können z. B. 
zwischen Eiern aus ökologischer Haltung, Boden-
haltung und Freilandhaltung wählen. Da sieht man 
ja, dass es funktioniert. Wenn man das auch beim 
Fleisch hinbekommt, haben wir durchaus Möglich-
keiten.  

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Wir 
haben doch heute schon die Möglich-
keiten!) 

Abschließend kurz zu Ihrer ersten Forderung: So 
kann man es eben nicht machen; man kann nicht 
einfach diesen Begriff negieren und völlig ausblen-
den.  

Ihre zweite Forderung ist, das Agrarinvestitionsför-
derungsprogramm - AFP - auf mindestens 40 Milli-
onen Euro aufzustocken. Sie haben es selber ge-
sagt: Nach den aktuellen Zahlen wurde im An-
tragsverfahren 2014/2015 das Fördervolumen von 
10 Millionen Euro gar nicht ausgeschöpft. Das 
muss man erst einmal festhalten.  

(Christian Grascha [FDP]: Das liegt 
doch an Ihrer Politik!) 

Es ist ja auch nicht so einfach möglich - die ELER-
Programme sind genehmigt worden; mit Ihrem 

Antrag kommen Sie eigentlich zu spät -, dass zu-
sätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden. Sie 
sagen auch nicht, woher die kommen sollen. Es 
passt für mich auch ins Bild, dass Sie keinen Ge-
genfinanzierungsvorschlag machen.  

Wir haben die Agrarinvestitionsförderung neu aus-
gerichtet und setzen damit gesellschaftlich und 
politisch gewollte Forderungen um. Es geht ja nicht 
nur um den reinen Tierschutz - auch wenn Sie zu 
Recht ansprechen, dass neue Ställe immer ein 
gewisses Plus unter Tierwohlaspekten bedeuten -, 
sondern auch darum - und das ist der Grund, wa-
rum Viehbesatz und Tierbestand eine stärkere 
Rolle spielen -, die negativen Auswirkungen zu 
steuern, eine Steuerungswirkung über das AFP zu 
erreichen. Das haben wir mit den höheren Stan-
dards, an die wir die Förderung koppeln, umge-
setzt. Dabei geht es um die anfallenden Nährstof-
fe, um den Schutz von Boden und Grundwasser; 
und es geht auch darum, dass wir z. B. bei den 
Bestandsgrößen die Vorgaben des Bundes-
Immissionsschutzrechts beachtet.  

Wir haben diese Maßnahmen, die man natürlich 
immer einer Evaluierung unterziehen kann, umge-
setzt. Ich denke, wir werden dazu im Ausschuss 
auch eine Unterrichtung bekommen. Ich bin ge-
spannt auf die Beratung im Ausschuss.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Prange. - Auf Ihren Bei-
trag liegt eine Wortmeldung zu einer Kurzinterven-
tion des Kollegen Grupe, FDP-Fraktion, vor. Bitte, 
Herr Grupe! 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Lieber Kollege 
Prange, wir wollen den Begriff Massentierhaltung 
nicht verbieten; wir sind generell gegen Verbote. 
Wir wollen vielmehr überzeugen. Ich werbe in die-
sem Zusammenhang dafür, eine möglichst sachli-
che und fachliche Diskussion darüber zu führen, 
wie Tierhaltung in der Zukunft aussehen soll.  

Ich habe dazu einen Satz zitiert, den ich für eine 
sehr gute Grundlage halte. Wenn jemand sagt, 
dass er sich aus heutiger Sicht schwer vorstellen 
könne, dass man auf größere Tierbestände ver-
zichten könne, und wenn er auch sagt, in der Tier-
haltung werde es deutliche Veränderungen geben 
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müssen, so wie der Ministerpräsident es in Clop-
penburg getan hat - ich war dabei -, dann kann ich 
dazu nur sagen: Das ist eine sehr vernünftige Stel-
lungnahme, die ich nur unterstreichen kann. Da 
wollen wir hin. Wenn wir etwas verändern, dann 
müssen wir es vernünftig, konstruktiv und mit den 
Menschen machen.  

Beim Thema AFP muss ich Sie leider enttäuschen: 
Sie haben das AFP regelrecht ruiniert. Sie haben 
es auf einen Restposten zusammengestrichen und 
Bedingungen definiert, die es völlig unattraktiv 
machen. Wenn Ihnen der eigene Staatssekretär 
erklärt, dass wir als einen Faktor von vielen etwas 
anders gestaltete Ställe brauchen - und „etwas 
anders gestaltet“ kann riesige Investitionen bedeu-
ten -, dann müssen Sie doch ein Interesse daran 
haben, ein entsprechendes Programm dazu aufzu-
legen, damit die Ställe anders gestaltet werden 
können. Sie dürfen aber nicht jeden Tag die Land-
wirte an den Pranger stellen und ihnen gleichzeitig 
die Grundlagen entziehen. Darauf müssten Sie mal 
eine Antwort geben; dann kämen wir weiter. Dann 
könnten die Landwirte wieder eine Perspektive 
sehen, wie sie auch unter dieser Landesregierung 
irgendwie die Zukunft gestalten können.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Herr Kollege Prange antwortet 
Ihnen. Bitte! 

Ulf Prange (SPD): 
Unter der Nr. 1 Ihres Antrags formulieren Sie, dass 
Sie den Begriff der Massentierhaltung aus der 
politischen Debatte herausnehmen wollen - so 
habe ich es zumindest verstanden. Ich habe nur 
gesagt, dass ich es für schwierig halte, so einen 
Begriff auszublenden. Ich glaube, alle Akteure - 
dazu gehören Landwirte, Verbraucher, aber auch 
die Medien und wir, die Politik - müssen verant-
wortlich mit Sprache umgehen. Das ist keine Fra-
ge; das hatte ich auch schon gesagt.  

Wir müssen aber auch gemeinsam ein Akzeptanz-
problem lösen. Dieses Akzeptanzproblem haben 
wir im Land - im städtischen Raum vielleicht stär-
ker als im ländlichen Raum. Aber auch im ländli-
chen Raum hört man das zunehmend. Darum geht 
es.  

Ich finde es schwierig, mit solchen Denkverboten 
zu arbeiten. Deswegen war ich auch sehr irritiert 
über den Inhalt Ihres Antrages.  

Natürlich gibt es Veränderungen in der Landwirt-
schaft - das nehmen auch wir zur Kenntnis. Es gibt 
nicht den Idealbetrieb; es gibt gute konventionelle 
Landwirtschaft in diesem Land; es gibt gute Biobe-
triebe; es gibt große und kleine Betriebe. Nichts-
destotrotz müsste doch einmal eine Größe definiert 
werden; dann hätten wir nämlich diese Debatte 
über die Massentierhaltung gar nicht in der Form. 
Das wäre ein konstruktiver Ansatz, den ich mir von 
Ihnen gewünscht hätte - und nicht diese Brutal-
rhetorik, mit der Sie eben fast versucht hätten, uns 
zu erschlagen.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zum AFP: Ich habe gesagt, dass wir umgesteuert 
haben, weil wir eine gesellschaftlich-politische 
Veränderung zur Kenntnis genommen haben. Das 
ist eingeflossen. Es gibt Parameter, an denen wir 
uns orientieren.  

(Glocke der Präsidentin) 

Davon profitieren kleinere Betriebe eher als größe-
re, die wiederum eine stärkere Kapitalausstattung 
haben und vielleicht nicht in dem Maße Unterstüt-
zung brauchen.  

Ich habe Sie auch gefragt: Woher nehmen wir das 
Geld?  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Prange, diese Frage können Sie nicht mehr 
beantworten, weil Ihre Redezeit abgelaufen ist.  

Ulf Prange (SPD): 
Dann bleibt sie so im Raum stehen.  

(Das Licht im Plenarsaal geht aus - 
Beifall - Zurufe: Oh! - Jens Nacke 
[CDU]: Hitzefrei! - Das Licht geht wie-
der an - Zurufe: Ah!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Wir müssen noch etwas warten, weil die Mikrofon-
anlage noch nicht wieder funktioniert. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Ich könn-
te auch ohne Mikrofon sprechen!) 

- Wir warten noch einen Augenblick. 

(Christian Grascha [FDP] gibt einen 
Wortmeldezettel ab - Die Mikrofonan-
lage funktioniert wieder) 

- Herr Grascha, ich bin erstaunt über Ihre techni-
schen Fähigkeiten. 
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(Christian Grascha [FDP]: Ich auch! - 
Heiterkeit und Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen die 
Beratungen fort. Nun hat für die CDU-Fraktion Herr 
Kollege Oesterhelweg das Wort. 

(Unruhe) 

- Ich bitte Sie alle noch einmal um Aufmerksam-
keit. - Bitte, Herr Oesterhelweg! 

Frank Oesterhelweg (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Das hatte eben schon Symbolcharak-
ter: Bei rot-grüner Agrarpolitik gehen für uns Bau-
ern die Lichter aus. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Widerspruch bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diesen Antrag der 
FDP-Fraktion kann ich unterschreiben. Das ist 
alles richtig. Allerdings ist er natürlich auch sehr 
breit gefächert, lieber Kollege Grupe - ein bisschen 
liberales Allerlei und nicht so richtig etwas Neues. 
Das Ganze ist der Anfang einer ganz interessan-
ten Materialsammlung. Es gibt aber wenig konkre-
te Forderungen. Daran müssen wir noch etwas 
arbeiten, meine Damen und Herren. Zu den beiden 
Themenkomplexen ist der Antrag tatsächlich etwas 
unvollständig und vielleicht auch nicht zu Ende 
gedacht. Aber wir können gemeinsam daran arbei-
ten. Das kriegen wir nach der Sommerpause mit 
Sicherheit hin. 

Die Landesregierung soll auf ideologische Begriffe 
wie „Massentierhaltung“ verzichten und zu einer 
vernünftigen Diskussionskultur kommen. Wenn ich 
die Kollegen von der FDP nicht sehr gut kennen 
würde, würde ich sagen: Mein Gott! Habt ihr es 
immer noch nicht mitgekriegt? - Aber die Forde-
rung ist natürlich berechtigt. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Das sagt 
der Richtige!) 

Warum glaube ich, dass sie es nicht mitgekriegt 
haben? Weil Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von den Grünen, es mit Sicherheit nicht tun wer-
den. Sie leben nämlich von Feindbildern. Ohne 
diese würden Sie gar nicht existieren, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Helge Limburg [GRÜNE]: Herr Kolle-
ge, lesen Sie einmal in den Protokol-
len Ihre eigenen Aussagen nach! - 
Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Wenn Ihnen jetzt die Kernenergie abhanden-
kommt, brauchen Sie ein neues Feindbild, um 
Leute in der Diskussion gegeneinander aufbringen 
zu können, damit Sie Ihre 10 % zusammenkriegen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Meyers 
Märchenstunden - Minister Meyers Märchenstun-
den; so viel Zeit muss sein - gehen auch in Zukunft 
weiter. Trotzdem müssen wir natürlich an die Prob-
leme heran. Unser stets lächelnder, im Augenblick 
aber nicht anwesender Ministerpräsident und der 
Landwirtschaftsminister der Herzen, im Augenblick 
auch nicht dabei, setzen das ja teilweise schon 
um. Sie bemühen sich um etwas mehr Sachlich-
keit. Minister Meyer bekommt in der Kabinettsrun-
de statt Keksen immer ein bisschen Kreide. Diese 
Dosis reicht aber nicht aus. Es kommt eben immer 
wieder durch. Sie befinden sich geradezu auf ei-
nem Kreuzzug gegen die niedersächsische Land-
wirtschaft, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU) 

Was setzen wir dem entgegen? Der Antrag der 
FDP ist natürlich vollkommen richtig. Wir müssen 
hier zu einer vernünftigen Diskussionskultur kom-
men. Wir müssen wieder miteinander statt überei-
nander reden. Deswegen haben wir - ich habe 
manchmal den Eindruck, dass Sie zumindest 
schon einmal darin geblättert haben - dieses Pa-
pier auf den Weg gebracht, weil es in der Tat mög-
lich ist, miteinander und nicht nur übereinander zu 
reden. 

(Der Redner hält das Papier „Die Zukunft 
der Landwirtschaft in Niedersachsen“ hoch) 

Wir haben die wesentlichen Themen, auch die der 
Tierhaltung insgesamt, mit Fachleuten der Tierärzt-
lichen Hochschule, einem Tierethiker, Verbrau-
cherschützern, Landwirten und, und, und bespro-
chen. 

(Zuruf von Wiard Siebels [SPD]) 

Dann stellen wir fest, dass es eben nicht so ist, wie 
Sie es den Leuten weismachen wollen, dass man 
etwas gegen die Landwirtschaft machen müsse. 
Nein, man muss vernünftig, sachlich und ruhig 
miteinander reden. Selbst Sie, Herr Kollege Sie-
bels, müssen damit irgendwann einmal beginnen. 
In Ihren Wahlkreisen machen Sie es schon. Aber 
hier dürfen Sie das offensichtlich nicht. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  70. Plenarsitzung am 17. Juli 2015 
 

6864 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben Anträge - das ist die Grundlage für eine ver-
nünftige Diskussion - zur Verbraucherinformation, 
zur Verbraucherbildung, zur Eindämmung der Le-
bensmittelverschwendung, zur Stärkung von For-
schung und Wissenschaft sowie zur besseren 
Ausbildung unserer Landwirte auf den Weg ge-
bracht. 

In welchen Betrieben geht es den Tieren denn 
wirklich gut? Herr Prange, was ist eigentlich Mas-
sentierhaltung? Wir haben den Minister schon oft 
aufgefordert: Definieren Sie das doch einmal! - Er 
konnte es nie beantworten, meine Damen und 
Herren. 

(Anja Piel [GRÜNE]: Doch, finde ich 
schon! Vielleicht hören Sie nicht zu!) 

Deswegen greife ich eine Idee meines Kollegen 
Hillmer auf. Lassen Sie uns einmal gemeinsam 
eine Anfrage einreichen. Vielleicht kriegen zumin-
dest Sie eine Antwort. Denn uns kann gar keiner 
sagen, was eigentlich Massentierhaltung ist. 

(Beifall bei der CDU - Lachen bei den 
GRÜNEN - Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Einen Moment, bitte, Herr Kollege Oesterhelweg! 
Sie haben zwar eine sehr laute, durchsetzungs-
starke Stimme. Es ist aber schwer, der Debatte 
von hier oben zu folgen. Deshalb werden wir erst 
einmal Ruhe einkehren lassen. 

(Zuruf von der SPD: Er schreit immer so!) 

Wir werden erst fortfahren, wenn Ruhe eingekehrt 
ist. - Bitte, Herr Kollege! 

Frank Oesterhelweg (CDU): 

Herzlichen Dank. Wenn Sie den Ton ein bisschen 
lauter stellen und ich noch ein bisschen lauter re-
de, komme ich dagegen an. Das dürfte kein Prob-
lem sein. 

In welchen Bestandsgrößen geht es den Tieren 
eigentlich gut? Immer in den kleinen und nicht in 
den großen? Vergleichen Sie doch einmal die An-
bindehaltung alten Stils von früher mit Milchvieh in 
Boxenlaufställen. Dann ist das Thema doch schon 
erledigt. 

Meine Damen und Herren, den Tieren geht es bei 
Landwirten gut, die von der Tierhaltung leben. - 
das ist der Regelfall -, weil sie davon leben und 
sich nicht den Ast absägen, auf dem sie sitzen.  

Den Tieren geht es dort gut, wo gut ausgebildete 
Menschen arbeiten. Den Tieren geht es dort gut, 
wo die Landwirte auch von Forschung und Wis-
senschaft begleitet werden. Den Tieren geht es bei 
Landwirten gut, die nicht ständig am Pranger ste-
hen müssen und diskriminiert werden. Den Tieren 
geht es dort gut, wo Unternehmer nicht ständig 
unter massivem Druck des Staates stehen. 

Eines will ich auch ganz deutlich sagen: Den Tie-
ren geht es dort gut, wo Menschen, Landwirte, 
landwirtschaftliche Familienbetriebe sich auf staat-
liche Vorgaben verlassen können, also Planungs-
sicherheit haben. Das haben sie bei Ihnen eben 
nicht, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn ich heute Morgen gefrühstückt hätte, hätte 
ich ein Problem gekriegt. Das habe ich aber nicht. 
Jetzt lesen wir nämlich in der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung, dass die Grünen Direktzahlungen an 
die Bauern abschaffen wollen. Herzlichen Glück-
wunsch! Das ist genau Ihre Arbeit für die Landwirt-
schaft, für das Agrarland Nummer eins, für die 
Landwirtschaft in Niedersachsen. So läuft es nicht, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Zum AFP: Wer will, dass sich etwas ändert und 
verbessert, auch im Bereich der Tierhaltung, der 
muss Hilfestellung geben und Anreize schaffen 
und darf nicht etwas über Verbote machen. 

Rechnen Sie doch einfach einmal aus, wie viele 
Tiere wir in diesem Lande brauchen, um die Be-
völkerung zu versorgen. Glauben Sie denn, dass 
Sie beispielsweise - um nur eine Zahl zu nennen - 
80 Millionen Einwohner ohne große Tierbestände 
mit Eiern versorgen können? Dazu brauchen Sie 
65 Millionen Legehennen. Wo sollen die denn sit-
zen, wenn nicht in großen Beständen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Kommen Sie wieder auf den Teppich zurück: Zah-
len, Daten, Fakten. Lassen Sie uns dann über das 
AFP sprechen - über Obergrenzen, die heraufge-
setzt werden müssen, über Staffelungen, vielleicht 
auch über Zuschüsse für Schauställe und Informa-
tionsställe -, damit wir da wirklich einen Konsens in 
der Gesellschaft hinbekommen.  

Das wird eine interessante Diskussion nach der 
Sommerpause, glaube ich. Nutzen Sie die Gele-
genheit. Gucken Sie einmal in unser Papier. Dann 
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kriegen wir das mit dem vernünftigen Diskurs auch 
hin. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Oesterhelweg. - Auf Ihren Bei-
trag gibt es eine Kurzintervention des Kollegen 
Limburg, Bündnis 90/Die Grünen. Bitte! 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Oesterhelweg, ich habe mich 
zu Wort gemeldet, weil es schon einigermaßen 
skurril anmutet, dass gerade Sie als Person und 
Ihre Fraktion hier zu einer Mäßigung im Tonfall der 
Debatte um die Landwirtschaft aufrufen.  

Ich darf Sie einmal daran erinnern, welche Wort-
wahl die CDU in diesen Landtag eingebracht hat. 
Sie haben uns im vergangenen Dezember Block-
wartmentalität vorgeworfen, also einen NS-Ver-
gleich gezogen, den sie ausdrücklich verteidigt 
haben. Ihr Fraktionsvorsitzender hat erst vor weni-
gen Wochen von Gänse-KZs gesprochen. Er hat 
sich dafür entschuldigt - zugegeben -, aber in 
Wahrheit, Herr Oesterhelweg, sind es doch Sie, 
die hier immer wieder Schärfe und völlig unange-
messene Begriffe in die Diskussion bringen. Mäßi-
gen Sie sich, schauen Sie in den Spiegel, und 
dann lassen Sie uns gemeinsam sachlich über die 
Zukunft des Agrarlandes Nummer eins diskutieren.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Limburg. - Es gibt nun 
einen Antrag zur Geschäftsordnung. Herr Kolle-
ge Nacke, bitte! 

Jens Nacke (CDU): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich weiß, es ist schon etwas spät, 
und wir alle freuen uns aufs Wochenende, aber 
lieber Herr Kollege Limburg, sparen Sie es sich 
doch, hier nun ausgerechnet der CDU-Fraktion 
NS-Vergleiche vorzuwerfen. Sie wissen, dass das 
nicht der Fall ist. Sie wissen, dass man das in das 
Wort „Blockwartmentalität“ bestenfalls hineininter-
pretieren kann. Das hat mit nationalsozialistischer 
Terminologie nichts zu tun.  

Sie bringen hier eine unnötige Schärfe in eine Dis-
kussion hinein. Sie sollten sich das wirklich sparen, 
auch wenn Sie unter Druck geraten. So etwas 
muss an dieser Stelle nicht sein. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Nacke. - Ebenfalls zur Ge-
schäftsordnung spricht nun Herr Kollege Limburg, 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Herr Kollege Na-
cke, noch einmal: Die Schärfe bringen Sie in diese 
Debatte, nicht nur heute, sondern gerade im Agr-
arbereich machen Sie das immer und immer wie-
der. Sie werfen pauschal in den Raum, dass diese 
Landesregierung Schärfe reinbringen würde, 

(Hermann Grupe [FDP]: Der Minister, 
nicht die Landesregierung!) 

in Wahrheit sind Sie uns nur ein einziges konkretes 
Beispiel schuldig geblieben.  

Zum Begriff „Blockwart“, Herr Nacke, rate ich Ihnen 
nachzuschlagen, woher der Begriff „Blockwart“ 
kommt, welche Funktion Blockwarte im NS-Reich 
hatten, und alles, was Sie hier dazu beitragen, 
noch einmal ganz gründlich zu überdenken.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von 
der CDU: Peinlich!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Weitere Wortmeldungen zur Geschäftsordnung 
sehe ich nicht, sodass wir jetzt in der Beratung 
fortfahren. - Herr Oesterhelweg möchte auf die 
Kurzintervention antworten. Bitte, Herr Kollege 
Oesterhelweg! 

Frank Oesterhelweg (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ganz kurz: Es macht sich immer ganz 
gut, Herr Kollege Limburg, einen gleich in eine 
gewisse Ecke zu drücken. Aber da lasse ich mich 
nicht hindrücken. Dafür müssen Sie schon ein 
bisschen mehr Anlauf nehmen, um das deutlich zu 
sagen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie man in den 
Wald hineinruft, so schallt es heraus. Ich kann 
mich gut an Veranstaltungen mit Kollegen aus 
Ihrer Partei im Landkreis Wolfenbüttel erinnern. 
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Das war teilweise übel: Fackelzüge vor landwirt-
schaftlichen Betrieben, die einen nach Recht und 
Gesetz genehmigten Stall bauen wollen. Kommen 
Sie mir nicht mit der Frage, was skurril ist in dieser 
öffentlichen Diskussion.  

Jawohl, wie man in den Wald hineinruft, so schallt 
es heraus. Ein Kollege hat einmal gesagt - das 
werde ich jetzt gerne zitieren -: „Leute, steht auf 
und wehrt euch ...“, und zwar in genau der glei-
chen Art und Weise!  

Sie haben die „Wahl der Waffen“. Dann nehmen 
wir das als Berufsstand auf. So, wie Sie das ma-
chen, Leute immer öffentlich durch den Kakao zu 
ziehen, zu diskriminieren und hinterher zu versu-
chen, einen in die Ecke zu stellen, so geht das mit 
der politischen Kultur in diesem Lande mit Sicher-
heit nicht, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Der nächste Redner spricht nun für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Herr Kollege 
Janßen, bitte.  

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Das geht hier anscheinend nicht mehr 
um Debattenkultur, sondern hier geht es mittlerwei-
le mehr oder weniger um Kampfrhetorik. Ich habe 
keine große Lust, mich dieser Kampfrhetorik der 
Oppositionsparteien anzuschließen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Jens Nacke [CDU]: Aber Herr 
Limburg hat das offensichtlich schon!) 

Ich werde unabhängig davon versuchen, hier ver-
gleichsweise sachlich vorzutragen, wenn es recht 
ist, damit wir diesen emotionalen Rahmen wieder 
verlassen können. 

Meine Damen und Herren von der FDP, Sie wollen 
einen gesellschaftlichen Diskurs über Massentier-
haltung. Ja, okay, den führen wir. Aber Sie wollen 
ihn natürlich zu den Bedingungen, die Sie vorge-
ben, und Begriffe wie Massentierhaltung, die in-
zwischen Allgemeingut geworden sind, dürfen 
dabei natürlich nicht vorkommen.  

(Christian Grascha [FDP]: Es ist trotz-
dem ein Kampfbegriff!) 

Was für ein Verständnis haben Sie als freiheitliche 
Partei eigentlich von der freiheitlichen Wortwahl? - 
Denn letztendlich bestimmen nicht wir die Wort-

wahl, die in der politischen Diskussion geschaffen 
wird,  

(Christian Grascha [FDP]: Ja sicher!) 

sondern die bestimmt in erster Linie die Bevölke-
rung. 

(Hermann Grupe [FDP]: Der Minister 
steht auch mit uns zusammen am 
Pranger!) 

Den Begriff Massentierhaltung finden Sie längst im 
Duden. Der ist übrigens dort definiert als techni-
sierte Tierhaltung in Großbetrieben zur Gewinnung 
möglichst vieler tierischer Produkte. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha!) 

Herr Oesterhelweg, jetzt hören Sie gut zu.  

(Heiner Schönecke [CDU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

- Nein, eine Zwischenfrage lasse ich nicht zu.  

Ich möchte Ihnen einmal Massentierhaltung defi-
nieren, wie ich es sehe. Das ist schlicht und ergrei-
fend die Grenze, ab der der Immissionsschutz 
greift.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Kollege Janßen, lassen Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Schönecke zu?  

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Nein, das hatte ich ihm gerade schon gesagt.  

Die Grenze liegt bei 30 000 Tieren im Bereich des 
Geflügels und bei 1 500 Schweinen. 

(Jens Nacke [CDU]: Und Kühe?) 

- Da liegt die Grenze bislang bei 600.  

Ich finde das übrigens zu hoch.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Bitte, Herr Kollege Nacke, keine Dialoge! - Herr 
Janßen, fahren Sie bitte fort. 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Die Bürgerinnen und Bürger sehen das übrigens 
viel enger. 90 % der im Rahmen einer Studie der 
Uni Göttingen Befragten sagen, dass sie einen 
Hühnerbestand von 5 000 Hühnern bereits für 
Massentierhaltung halten. Dasselbe gilt für einen 
Schweinebestand von 1 000 Schweinen. Eine 
klare Mehrheit lehnt Massentierhaltung zwar ab, 
zwei Drittel sagen auch, das kann nicht tiergerecht 
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sein, aber man hat dennoch überwiegend Ver-
ständnis für die Landwirte, die aus wirtschaftlichen 
Gründen so handeln. 

Die Landwirte, die sich an den Pranger gestellt 
fühlen, stehen bei der Mehrheit der Bevölkerung 
überwiegend nicht am Pranger. Das Problem ist 
ein anderes. Immer wieder können Verstöße ge-
gen den Tierschutz und gegen Düngeauflagen 
dokumentiert werden. Solche Auswüchse muss 
man benennen, man darf sie aber nicht unter den 
Teppich kehren. Genau das legen Sie aber mit 
Ihrem Antrag nahe, meine Damen und Herren von 
der FDP. Das geht nicht, weil Sie damit auch den 
vielen ordentlich arbeitenden Landwirte schaden. 
Sie nehmen sie in Mithaftung für die wenigen 
schwarzen Schafe.  

Insbesondere haben wir Probleme in den Regio-
nen mit höherem Tierbesatz. Schauen Sie einmal 
in den Nährstoffbericht. Diese Gebiete dann viel-
leicht „Veredelungsregionen“ zu nennen, ist für 
mich ein Euphemismus, genauso wie „Entsor-
gungszentrum für Atommüll“.  

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE]) 

Man sollte die Dinge so benennen, wie sie sind. 
Damit hat diese Landesregierung im Übrigen Er-
folg, wie Sie gerade im Zusammenhang mit dem 
Tierschutz sehen können. Die Selbstverpflichtung 
der Geflügelwirtschaft, ab dem Jahre 2017 auf das 
Schnabelkürzen zu verzichten wird, ist ganz we-
sentlich auf die Hartnäckigkeit unseres Landwirt-
schaftsministers Christian Meyer zurückzuführen.  

Ihr Antrag, der in die Richtung geht, die Begrifflich-
keiten zu verbiegen, zu verändern, ist so überflüs-
sig wie ein Kropf, den sollten Sie zurückziehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Janßen. Wir waren uns 
eigentlich einig, dass wir keine Krankheitsbilder 
benutzen. - Auf Ihre Rede gibt es zwei Kurzinter-
ventionen, zunächst vom Kollegen Grupe von der 
FDP-Fraktion.  

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Lieber Kollege 
Janßen, Sie haben Zahlen genannt und wollten 
darüber definieren, was Massentierhaltung ist und 

was nicht. Dafür bin ich Ihnen sehr dankbar. Sie 
haben vollkommen zu Recht angeführt, dass die 
Bevölkerung einen Bestand von 5 000 oder 6 000 
Tieren schon als ziemlich groß einstuft und sagt, 
dass ihr es ab dieser Größe nicht mehr geheuer 
ist, und dies als Massentierhaltung definiert. Wie 
erklären Sie denn diesen Leuten, dass die 40 000 
Tiere, die nun einmal die BImSchG-Grenze sind, 
verwerfliche Massentierhaltung mit Tierquälerei 
sind, jedoch 30 000 Tiere bäuerlich und vollkom-
men in Ordnung sind? Da kommen Sie doch selber 
ins kurze Gras.   

Deswegen ist doch der Punkt -  das haben Sie 
selber angesprochen -, dass wir zu einer Versach-
lichung der Debatte kommen müssen. Der Wis-
senschaftliche Beirat sagt uns klipp und klar, dass 
dies eine Scheindebatte ist, auf die es überhaupt 
nicht ankommt. Es kommt darauf an, wie diese 
Ställe ausgestaltet werden und wie dort für das 
Tierwohl gesorgt wird. Diese Debatte um die Grö-
ße und das Reduzieren auf Kampfbegriffe wie 
„Massentierhaltung“ verhindert eine sachliche 
Auseinandersetzung und stellt nur an den Pranger. 
Das besserwisserisch auch als Minister immer 
wieder zu tun und Lösungsansätze zu verweigern, 
ist destruktiv und verhindert eine Entwicklung in 
diesem Lande.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Jetzt hat Herr Dammann-Tamke 
das Wort zu einer Kurzintervention.  

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Herr Kollege 
Janßen, Sie haben angeführt, dass es nach wie 
vor Skandale im Bereich der Tierhaltung und der 
Düngerversorgung, der Grundwassersicherheit 
und dergleichen gibt.  

Was die grüne Bundestagsfraktion am Beispiel von 
Glyphosat im Grundwasser gemacht hat, ist, dass 
sie Hunderttausende von derzeit stillenden Müttern 
und zukünftig in diese Lage kommenden jungen 
Frauen bar jeder wissenschaftlichen Grundlage 
dahin gehend verunsichert hat, dass diese sich in 
Zukunft fragen müssen, ob sie für ihr Kind wirklich 
das Beste tun, wenn sie es stillen. Das ist eine Art 
und Weise der politischen Kultur und der politi-
schen Diskussion in diesem Lande, die wirklich 
unterste Schublade ist. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Ja!) 
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Sie brauchen uns, was Propaganda angeht, in 
diesem Hause nicht zu belehren. 

(Beifall bei der CDU - Anja Piel 
[GRÜNE]: Das ist unterirdisch!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Herr Kollege Janßen antwortet 
Ihnen. Bitte sehr! 

(Unruhe) 

- Einen Moment, bitte! - Ich darf um Ruhe bitten! 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst zur Massentierhaltung. Ich bin ganz froh 
darüber, dass es diesen Begriff gibt, als er defi-
niert, dass es Tierbestände gibt, die für den norma-
len Menschen ein erträgliches Maß überschritten 
haben. Das ist zunächst einmal die Erkenntnis, die 
man aus dem gesellschaftlichen Prozess mitneh-
men kann. Das dann aber sozusagen als Kampf-
begriff zu diffamieren, halte ich für eine völlige 
Umkehrung der Tatsachen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie müssen doch zur Kenntnis nehmen, dass es 
tatsächlich sehr große Tierbestände gibt und dass 
diese sehr großen Tierbestände auch zu besonde-
ren Problematiken führen. Es kann im Einzelfall 
auch so gestaltet sein, dass sie vernünftig funktio-
nieren und dass sie auch tiergerecht sind. Das 
schließe ich überhaupt nicht aus. Aber vom 
Grundsatz her ist es schon so, dass die Zusam-
menballung von vielen - - 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Es ist im 
Regelfall so!) 

- Gehen Sie doch einmal in den Landkreis Clop-
penburg, in den Landkreis Vechta und schauen 
Sie sich den dortigen Nährstoffbericht an! Es ist 
ganz bestimmt nicht reiner Zufall, dass wir dort die 
großen Überschüsse haben. 

(Zurufe von Reinhold Hilbers [CDU] 
und Jörg Hillmer [CDU]) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Hilbers! 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Um auf Herrn Dammann-Tamke einzugehen: Ich 
finde es sehr richtig, dass gerade bei einem so 
sensiblen Thema wie der Muttermilch alle Untersu-

chungsergebnisse veröffentlicht werden. Sie müs-
sen an die Öffentlichkeit gelangen. 

Dieses Problem ist im Übrigen ebenso wenig neu 
wie die Fragestellung, ob man denn tatsächlich 
das Beste macht, wenn man stillt. Diese Fragestel-
lung gibt es auch nicht erst seit der Veröffentli-
chung der Untersuchung der Grünen. Es gab sie 
auch schon vor 20 Jahren. Ich kann mich noch 
sehr gut daran erinnern, als wir selber in der Bre-
douille waren.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Hermann 
Grupe [FDP]: Das war eine Täu-
schung! Das war eine üble Verfäl-
schung!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Janßen. - Nun hat für 
die Landesregierung Herr Landwirtschaftsminister 
Meyer das Wort. Bitte! 

Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In 
dem Antrag fordert die FDP: den „Diskurs über den 
Weg zu einer gesellschaftlich akzeptierten Nutz-
tierhaltung in Niedersachsen ermöglichen“. Ich 
kann Ihnen dazu nur mitteilen: Dieser Diskurs fin-
det auf der Grundlage des Tierschutzplans der 
Vorgängerregierung bereits statt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Es mag Sie vielleicht ärgern, dass wir Ihre eigenen 
Ziele umsetzen, aber er findet auch sehr erfolg-
reich statt, wenn ich an die Vereinbarung denke, 
die wir mit den Schweinehaltern zur Umsetzung 
der Ringelschwanzprämie getroffen haben. Eben 
hat Herr Grupe mich auch wieder als Tierqualmi-
nister etc. bezeichnet. Es gibt aber eine sehr har-
monische, konstruktive Zusammenarbeit mit allen 
gesellschaftlichen Gruppen, mit der Initiative der 
Schweinehalter in Niedersachsen, mit dem Handel.  

(Lachen bei der FDP) 

Und - es ist eben zitiert worden - vor einer Woche 
hat die Geflügelwirtschaft in ganz Deutschland 
gesagt: Sie macht freiwillig das, was wir in Nieder-
sachsen im Tierschutzplan haben, und verzichtet 
ab Ende 2016 auf das Schnabelkürzen bei den 
Legehennen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Nichts anderes haben wir im Plan. Ich begrüße das 
sehr. Wir befinden uns hier in einer sehr guten 
Zusammenarbeit. Es mag Sie ärgern, weil Sie 
immer gesagt haben, der Verzicht sei nicht mög-
lich. Aber da ist der Handel ein Stück weiter. Der 
schert sich nicht um Rhetorik, sondern der schert 
sich um harte Fakten. 

Was die Frage von Größen und Entwicklungen 
angeht, muss man sich einmal anschauen, was die 
FDP zu dem Zitat des Ministerpräsidenten behaup-
tet hat. Sehen Sie sich das Interview in der Olden-
burger Volkszeitung noch einmal an! Es wurde ja 
von Ihnen zitiert. Darin ist von großen Beständen 
die Rede. Was macht die FDP daraus, was ma-
chen die Medien daraus? - Massentierhaltung! 
Davon hat er überhaupt nicht geredet, aber es wird 
das suggeriert, was die Bevölkerung versteht.  

(Hermann Grupe [FDP]: Das habe ich 
ja gesagt!) 

Wenn der Wirtschaftsminister von Massenproduk-
tion redet und wenn der Innenminister von Mas-
senaufläufen bei Demonstrationen redet, dann 
sagt niemand, dies sei ein diffamierender Begriff 
für Demonstranten und Demonstrantinnen oder für 
eine Fertigung im industriellen Bereich. Aber in der 
Landwirtschaft wird versucht, sich an Begriffen 
abzuarbeiten, die nun einmal von der Gesellschaft 
akzeptiert sind und verwendet werden.  

(Christian Grascha [FDP]: Sie arbei-
ten sich doch an diesen Begriffen ab!) 

Das erinnert mich ein bisschen an die Diskussion 
über die Begriffe „Atomenergie“ und „Kernenergie“. 
Heute reden wir im großen Konsens von „Atom-
energie“,  

(Widerspruch von Dr. Gero Hocker 
[FDP] und Christian Grascha [FDP]) 

und Sie versuchen weiterhin, auf alten Begriffen zu 
beharren. 

Aber wir sind an der Realität orientiert. Da will ich 
Ihnen auch einmal Daten, Fakten und Statistiken 
nennen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Einen Moment bitte, Herr Minister Meyer! Lassen 
Sie, bevor Sie damit beginnen, eine Frage des 
Kollegen Hillmer zu? 

Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 
Ja, gerne.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Bitte schön, Herr Hillmer! 

(Minister Meyer: Der neue Landwirt-
schaftsminister, habe ich gehört! - 
Christian Grascha [FDP]: Er würde es 
auf jeden Fall besser machen als Sie! 
- Zuruf von der CDU: Er kommt aus 
der Landwirtschaft!) 

Jörg Hillmer (CDU): 
Herr Minister, ich weiß nicht, wie Sie darauf kom-
men. Aber ich möchte Ihnen eine Frage stellen, die 
vielleicht in die Richtung von Zahlen und Fakten 
geht, die Sie gerade angedeutet haben. Können 
Sie uns für die Landesregierung bei der Frage 
behilflich sein, die auch schon den Kollegen Pran-
ge eben interessiert hat, bei welchen Tierbe-
standsgrößen für die einzelnen Tierarten die Lan-
desregierung bereit ist, sie als Massentierhaltung 
zu definieren, und bei welchen Bestandsgrößen 
sie das nicht tut? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister! 

Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 
Vielen Dank für die Frage. Auch die haben wir 
schon mehrfach beantwortet und gesagt, dass 
man das natürlich nicht an einer konkreten Zahl 
festmachen kann,  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

sondern dass es an der Intensität der Tierhaltung, 
an der Betriebsform - ob das ein bäuerlicher oder 
ein industrieller Betrieb ist -, an den vielen Definiti-
onen liegt.  

(Christian Grascha [FDP]: Also kön-
nen Sie es nicht beantworten!) 

Wir haben Ihnen das konkret beantwortet. So steht 
es im Koalitionsvertrag. Wir haben auf Bundes-
ebene die Privilegierung bei den großen gewerbli-
chen Ställen abgeschafft. Da gibt es Tierzahlen. 
Nur bis zu dieser Grenze fördern wir. Fördergrenze 
ist die Grenze, von der der Bundestag gesagt hat - 
ich glaube, die CDU war dabei -: ab dieser Zahl 
wollen wir nicht mehr Betriebe privilegieren. Das 
sind konkret 30 000 Masthühner, 15 000 Legehen-
nen, 1 500 Schweine und 600 Kühe. 

Ich teile übrigens die Einschätzung meines Kolle-
gen Janßen - ich glaube, Herr Thümler hat das 
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auch einmal gesagt -, dass die Zahl von 600 Kü-
hen im Vergleich doch sehr hoch ist. Aber das sind 
die Zahlen, die die Bundesregierung im BImSchG 
festgelegt hat, und das sind auch die Zahlen, an 
denen wir uns bei der Förderung gemäß dem Koa-
litionsvertrag orientieren.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist sehr erfolgreich. Wir können nämlich mittei-
len, dass wir dort, wo es eine Kennzeichnung wie 
bei den Eiern gibt, eine erhebliche Wende und 
mehr Bestände zu verzeichnen haben. Ich freue 
mich darüber, dass wir in Niedersachsen gerade 
unter Rot-Grün im letzten Jahr bei den Freiland-
hühnern einen Zuwachs um 20 % zu verzeichnen 
hatten. Es wird ja immer behauptet, dass alles 
zusammenbrechen würde, wenn man die Käfighal-
tung einschränkt, wenn man kennzeichnet. Nein, 
die Landwirte haben davon profitiert.  

Wir haben mittlerweile mehr Produktionsstätten. 
Wir haben kleinere Betriebsformen in der Lege-
hennenhaltung, und wir haben mehr Legehennen 
als noch vor zehn Jahren. Vor zehn Jahren waren 
es in Niedersachsen 14,4 Millionen, davon 82 % im 
Käfig. Im Jahr 2014 waren es - Rekordzahl unter 
Rot-Grün - 17,6 Millionen Legehennen, also 3 Mil-
lionen mehr. Das Schöne dabei ist, dass es 30 % 
im Bereich der ökologischen und der konventionel-
len Freilandhaltung und nur noch 15 % in Klein-
gruppenkäfigen sind. Über 80 % sind nicht mehr im 
Käfig. Das bedeutet: höhere Eierpreise, höhere 
Produktivität! Wenn Sie sich ausrechnen, was wir 
mit Tierschutz an Umsätzen geschafft haben, dann 
zeigt sich, dass dies ein ganz wichtiger Weg ist.  

Gleichzeitig, trotz des Zuwachses, ist die Durch-
schnittszahl je Produktionsstätte von 17 200 auf 
15 000 heruntergegangen. Den Trend, den Sie 
immer mit Subventionen für Große befördert ha-
ben - immer größer, immer schneller -, kehren wir 
um. Wir setzen darauf, die bäuerliche Landwirt-
schaft zu stärken, und zwar gemeinsam und im 
Konsens mit vielen Betrieben und mit vielen Ver-
bänden.  

Danke fürs Zuhören.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Um zusätzliche Re-
dezeit für die FDP-Fraktion hat der Kollege Grupe 
gebeten. Nach der Geschäftsordnung steht ihm 
das zu. Herr Minister Meyer ist in seiner Redezeit 

geblieben, sodass Sie, Herr Gruppe, eine Minute 
zur Verfügung haben. Bitte! 

(Unruhe) 

- Ich bitte noch einmal um Ruhe, damit wir fortfah-
ren können! 

Hermann Grupe (FDP): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Herr Minister, 
dass Sie meine Ziele umsetzen wollen, habe ich 
gehört, aber mir fehlt der Glaube. Auch „harmoni-
sche Zusammenarbeit“ klingt aus Ihrem Mund 
irgendwie komisch. 

(Zurufe von den GRÜNEN und von 
der SPD - Unruhe - Glocke der Präsi-
dentin) 

Dass die Geflügelwirtschaft jetzt mit Projekten 
vorangehen will, wird von uns allen begrüßt. Aber 
dass Sie sich das an die Brust heften wollen, 
kommt dann doch etwas komisch rüber. 

Was die Zusammenarbeit mit der ESN angeht, 
wird sich zeigen, ob Sie dann wirklich bereit sind, 
die Hinweise aufzunehmen. Wir haben es ja alle 
begrüßt, dass Sie von Ihrer schroffen Art, die Sie 
bis dahin in diesem Bereich angenommen hatten, 
Abstand genommen haben und bereit waren, auf 
Belange einzugehen. Ob das wirklich in die Tat 
umgesetzt werden wird, wird man sehen. 

Aber zum Wording: Der Ministerpräsident spricht 
eine völlig andere Sprache als Sie. Sie sollten Ihre 
Internetseite wirklich einmal aufräumen. Der zent-
rale Vorwurf, der immer wieder von den Landwirten 
gegenüber dem Ministerpräsidenten geäußert 
wird - der Ministerpräsident war auch bei uns im 
Landvolk-Kreisverband -, ist: Mit Ihnen kann man 
ja vernünftig darüber reden! Ihr Minister handelt 
aber nicht nach Ihren Worten, sondern der tut das 
Gegenteil! 

Der Vorwurf ist, dass dieser Riss durch diese Lan-
desregierung geht.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Grupe. - Ebenfalls um 
zusätzliche Redezeit hat der Kollege Janßen, Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen, gebeten. Auch für Sie 
eine Minute, Herr Janßen! 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Den Vorwurf in der schroffen Art, dass 
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wir sozusagen permanent in Kampfrhetorik verfal-
len, weise ich aufs Schärfste zurück.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Es ist schlicht und ergreifend unerträglich, wie hier 
jemand, der für die FDP im Landtag sitzt, gleichzei-
tig aber auch Funktionen im Bauernverband wahr-
nimmt, immer wieder hier diese Positionen einsei-
tig vorträgt. So etwas muss man sich auf Dauer 
nicht gefallen lassen.  

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD - Hermann Grupe 
[FDP]: Das musst du dir auf Dauer ge-
fallen lassen! Ich schwöre es dir!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, sodass ich die Beratungen schließen kann. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Ernährung, 
Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landes-
entwicklung, mitberatend der Ausschuss für Haus-
halt und Finanzen sein. Wer so beschließen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. - Sie haben 
so beschlossen.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 52: 
Erste Beratung: 
Barzahlung ist ein Stück Freiheit - für eine freie 
Wahl des Bezahlweges - Antrag der Fraktion der 
FDP - Drs. 17/3835  

Zur Einbringung erteile ich das Wort Herrn Kolle-
gen Grascha. Bitte! 

Christian Grascha (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Seit einiger Zeit findet in 
unserem Land eine Diskussion über die Nutzung 
von Bargeld, über die Einschränkung von Bargeld-
nutzung statt. Manche Bürgerinnen und Bürger 
halten diese Debatte für eine Satire. Aber das ist 
es leider nicht. Diese Debatte nimmt leider immer 
mehr an Tempo auf. Wenn wir in das europäische 
Ausland blicken, dann stellen wir fest, dass es dort 
schon zu einem großen Teil Realität ist.  

Ich will hier ganz klar sagen: Wir Freie Demokraten 
stellen uns eine freie Gesellschaft nicht so vor. Wir 
wollen selbstbewusste Bürgerinnen und Bürger 
haben und wollen nicht, dass die Bürgerinnen und 
Bürger vom Staat zu Taschengeldempfängern 
degradiert werden.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vor ein paar Tagen hat der Finanzminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen, Herr Walter-Borjans,  

(Zuruf von der CDU: Schulden-Borjans!) 

abermals einen Vorstoß gemacht, eine Obergren-
ze bei der Bargeldnutzung einzuführen. Natürlich 
verbindet er das nur mit den besten Zielen der 
Bekämpfung der Schwarzarbeit und der Bekämp-
fung der Steuerhinterziehung. Aber wissen Sie, 
meine Damen und Herren, was bei dieser Bot-
schaft mitschwingt? - Wer Bargeld nutzt, hat etwas 
zu verbergen. Wer Gegenstände über 1 000 Euro 
in bar kauft, muss wohl ein Verbrecher sein. - Wer 
solch ein Gesellschaftsbild hat, meine Damen und 
Herren, der stellt doch an jede Ecke in diesem 
Land einen Aufpasser. Diese Totalüberwachung 
lehnen wir definitiv ab. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das gefährdet auch den Zusammenhalt in unse-
rem Land; denn unser Land lebt davon, dass Ver-
trauen herrscht und dass es selbstbewusste Bür-
ger gibt. Der Zusammenhalt aber wird tatsächlich 
durch Neid und Missgunst gefährdet.  

Auch Peter Bofinger, der ein Mitglied des Sachver-
ständigenrates ist, geht sogar noch einen Schritt 
weiter und schlägt die komplette Abschaffung von 
Münzen und Scheinen vor. Da muss einem - das 
sage ich hier ganz ehrlich - angst und bange wer-
den. Ohne Bargeld kann jede Transaktion, jeder 
Einkauf, jedes Geschenk, ja jeder Schritt der Bür-
ger nachvollzogen werden. Die Daten liegen dann 
nämlich bei der Bank. Wenn aber die Daten bei der 
Bank liegen und sie gegen die Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung oder der Schwarzarbeit ein-
gesetzt werden sollen, dann liegen sie natürlich 
auch beim Staat. Wir haben gestern eine interes-
sante Debatte über die Vorratsdatenspeicherung 
geführt. Dagegen ist die Vorratsdatenspeicherung 
ein Kindergeburtstag. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Jörg Bode [FDP]: Genau!) 

Der gläserne Bürger steht unter der Kontrolle des 
Staates. Wenn das so käme, wäre das Ende des 
Bargelds der Anfang vom Ende der Freiheit. Da-
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gegen wehren wir Freie Demokraten uns ganz 
eindeutig.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, leider gibt 
es im europäischen Ausland ganz ähnliche Ten-
denzen. In vielen Ländern - in Spanien, in Italien, 
in Belgien, in Frankreich - gibt es bereits Ober-
grenzen bei der Nutzung von Bargeld. Skandinavi-
en ist noch einen Schritt weiter. In Schweden bei-
spielsweise werden mittlerweile 95 % der Umsätze 
bargeldlos getätigt. Das zeigt, dass wir in der De-
batte viel weiter fortgeschritten sind, als viele Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Land tatsächlich 
glauben.  

Glücklicherweise gibt es in Deutschland eine ande-
re gesetzliche Regelung. So heißt es im Bundes-
bankgesetz, dass der Euro das einzige unbe-
schränkte gesetzliche Zahlungsmittel ist. Das muss 
auch so bleiben. Deswegen begrüße ich die klare 
Positionierung der Deutschen Bundesbank. So hat 
der Bundesbankvorstand Carl-Ludwig Thiele dazu 
vor Kurzem Folgendes gesagt: „Restriktionen der 
Bargeldhaltung, wie sie vor diesem Hintergrund 
vereinzelt diskutiert werden, lehnt die Bundesbank 
ab.“ Das ist auch gut so, meine Damen und Her-
ren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Aber neben der angeblichen Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und der Steuerhinterziehung gibt es 
noch ein weiteres Argument für Ökonomen, den 
Bargeldtransfer einzuschränken, nämlich die Nied-
rigzinsen.  

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Einen Moment, bitte, Herr Kollege Grascha! Das 
Gemurmel ist zu laut. Selbst in den Reihen Ihrer 
Fraktion wird sich offenbar intensiv anderen The-
men gewidmet.  

(Widerspruch bei der FDP) 

Christian Grascha (FDP): 
Das überrascht mich nicht. Die kennen die Argu-
mentation ja. Die kennen den Antrag auch.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Wir haben das hier alles wunderbar im Blick, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Aber nicht 
gehört! - Jörg Bode [FDP]: Und ich 

Sie auch! - Zuruf von Dr. Gero Hocker 
[FDP]) 

- Ja, Herr Dr. Hocker, Sie insbesondere! 

(Hermann Grupe [FDP] - zu Dr. Gero 
Hocker [FDP] -: Sie hat dich im Blick! 
Das glaube ich ja nicht! - Heiterkeit) 

- Ich darf noch einmal um Ruhe bitten! 

Christian Grascha (FDP): 
Neben der angeblichen Bekämpfung der Schwarz-
arbeit und der Steuerhinterziehung gibt es aber für 
Ökonomen noch ein weiteres Argument für die 
Bargeldabschaffung: die Negativzinsen. Bei der 
aktuellen Niedrigzinspolitik ist es zum Teil schon 
Realität, dass man keine Zinsen mehr bekommt, 
sondern für Sparanlagen sogar noch Geld bezah-
len muss. Wenn sich aber Negativzinsen am Markt 
durchsetzen, würden viele Sparer aus Verzweif-
lung und aus Angst ihr Geld von der Bank holen 
und unter das Kopfkissen legen. Mit der Abschaf-
fung des Bargelds würden sie aber gezwungen, ihr 
Geld auf den Konten zu belassen. Dies wäre unter 
dem Strich eine eiskalte Enteignung. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Schon heute kostet die Niedrigzinsphase den 
deutschen Sparer mittlerweile einen - summiert - 
dreistelligen Milliardenbetrag. Gewinner sind hier-
bei die überschuldeten Staaten, übrigens auch 
Deutschland. Schon dadurch findet eine massive 
Umverteilung von Privat zum Staat statt. Die Ab-
schaffung des Bargelds würde tatsächlich die Ne-
gativzinsen zu einer Enteignungswelle machen. 
Auch hier wäre der Staat zulasten der Privaten der 
Gewinner. Das ist nicht unsere Vorstellung von 
sozialer Marktwirtschaft, sondern das ist der Weg 
in den Sozialismus, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wir haben unseren Antrag eingebracht, damit die 
Landesregierung die Möglichkeit hat, sich von den 
Vorschlägen aus Nordrhein-Westfalen zu distan-
zieren. Das ist auch unsere Erwartung. Wir wollen 
hier im Niedersächsischen Landtag ein klares Sig-
nal für die Beibehaltung des Bargelds setzen. Die 
Bürger sind keine Taschengeldempfänger des 
Staates. Sie dürfen nicht degradiert werden. Wir 
Freie Demokraten wollen, dass sie frei entscheiden 
können, wie sie Käufe tätigen, ob sie bar bezahlen, 
ob sie ein Trinkgeld in bar geben wollen, ob sie 
jemandem eine Spende zukommen lassen wollen. 
Das sind Kernelemente der Gesellschaft. Sie gilt 
es zu erhalten. Jeder Einzelne muss diese Ent-
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scheidung treffen. Das darf nicht vom Staat ent-
schieden werden.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Grascha. - Für die SPD-
Fraktion hat nun Herr Kollege Schmidt das Wort. 
Bitte! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Herr Grascha, Sie müssen ja zeit 
Ihres Lebens tatsächlich schon ganz betörende 
Erfahrungen mit großen Mengen Bargeld gemacht 
haben. Anders lässt sich diese Liebeserklärung, 
die Sie hier abgegeben haben, gar nicht erklären. 

(Christian Grascha [FDP]: Haben Sie 
ein gestörtes Verhältnis zu Bargeld?) 

Ich möchte Sie wirklich einmal ernsthaft fragen: 
Wann haben Sie das letzte Mal einen Betrag von 
über 5 000 Euro persönlich bar bezahlt? Wenn Sie 
das sinnvoll beantworten können, wie häufig das 
vorkommt - - - 

(Christian Grascha [FDP]: Ich richte 
meine Politik nicht nach meinen eige-
nen Bedürfnissen aus, sondern nach 
denen der Bürgerinnen und Bürger! -  
Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Es geht zum einen nicht 
um die Abschaffung des Bargelds.  

(Christian Grascha [FDP]: Es gibt die 
Vorschläge aber!) 

Zum anderen, wenn wir dann über die Höhen re-
den: Ich persönlich würde bei Summen um die 
5 000 Euro privat nicht im Traum darauf kommen, 
so etwas bar zu bezahlen. Aber Sie haben viel-
leicht andere Erfahrungen mit großen Geldsum-
men in großen Koffern. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Aber das 
muss doch jeder selber wissen! - Zu-
ruf von Ulf Thiele [CDU]) - Unruhe) 

Meine Damen und Herren, um was geht es hier?  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Einen Moment, bitte, Herr Schmidt! - Ich darf noch 
einmal um Ruhe bitten. Herr Thiele! 

(Ulf Thiele [CDU]: Na, das ist doch 
wahr! Er muss doch nur mal zum Ge-
brauchtwagenhändler gehen!) 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Um was geht es? 

(Anhaltende Unruhe - Zurufe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, Herr Schmidt! - Wir werden hier erst fort-
fahren, wenn Ruhe eingekehrt ist. Herr Kollege 
Grascha, Sie hatten Ihre Redezeit. Nun hat Herr 
Schmidt seine Redezeit.  

(Hermann Grupe [FDP]: Wie bezahlst 
du deine Joints, bar oder per Über-
weisung? - Heiterkeit) 

- Herr Grupe, Sie haben die Möglichkeit - - - 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Ihr könnt euch alle melden! 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, Herr Schmidt! - Sie haben die Möglich-
keit, auf Herrn Schmidt zu reagieren, mit einer 
Kurzintervention, aber nicht durch anhaltende Zwi-
schenrufe. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das ist ein 
Edelgenosse!) 

- Herr Hilbers, das war keine Aufforderung an Sie, 
sich jetzt auch noch zu beteiligen. 

Bitte, Herr Schmidt! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Gut, ich probiere es einfach einmal. 

Meine Damen und Herren, worum geht es denn 
hier? - Es geht um folgende Fragestellung: Der 
Finanzminister von Nordrhein-Westfalen hat einen 
Vorschlag gemacht. Diesen Vorschlag hat er ge-
macht, weil es in Europa eine Diskussion darüber 
gibt, wie man mit der andauernden Problematik 
von Schattenwirtschaft, von Steuerhinterziehung 
und Geldwäsche umgeht. Dazu gibt es einen Vor-
schlag, was Anlass ist, ernsthaft über dieses The-
ma zu diskutieren.  

Deswegen nur zwei Zahlen: Italien hat das Bar-
geldzahlungslimit auf 1 000 Euro festgesetzt, Spa-
nien auf 2 500 Euro. Wenn man sich dann die 
Zahlen in der Entwicklung der Schattenwirtschaft 
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anguckt: In Italien ist sie um 10 % und in Spanien 
immerhin um 6 % zurückgegangen. 

(Christian Grascha [FDP]: In Deutsch-
land ist es aber auch rückläufig!) 

Das sind Indikatoren, die man zunächst einmal zur 
Kenntnis nehmen muss.  

Der entscheidende Punkt ist: Die FDP, alarmistisch 
veranlagt, wie Sie denn immer sind, sieht dann 
gleich die Freiheit in Gefahr. Aber mit Verlaub, 
darum geht es bei diesem Thema gar nicht. Der 
Punkt ist doch folgender: 

(Zurufe - Unruhe - Glocke der Präsi-
dentin) 

Stellen wir uns einmal Herrn Grascha beispiels-
weise - rein fiktiv - mit seinem vielen Bargeld vor. 
Jetzt setzt er sich in seinen Sportwagen und will 
mit dem Bargeld davonbrausen. In seiner Logik 
darf es ja keine Limits geben. Aber selbstverständ-
lich hält sich Herr Grascha - trotz „Freie Fahrt für 
freie Bürger“ - trotzdem an ein Tempolimit.  

(Jörg Bode [FDP]: Der? Nein! - Hei-
terkeit bei der FDP)  

Es gibt solche Eingriffe in die Freiheit. Warum? - 
Weil die Freiheit des einen dort endet, wo die des 
anderen anfängt. Deswegen muss man an der 
Stelle einmal ernsthaft über Freiheit diskutieren.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Es steht doch außer Frage - - - Ich habe das Bei-
spiel einmal fiktiv erörtert; er kann das ja gleich 
ausführen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Moment, Herr Kollege Schmidt! - Wir werden hier 
nicht fortfahren, bis Ruhe in den Plenarsaal einge-
kehrt ist.  

(Jens Nacke [CDU]: Sie sollten öfter re-
den, Herr Schmidt! - Weitere Zurufe) 

- Wir warten! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Gut. 

(Björn Thümler [CDU]: Wir haben 
Zeit!) 

- Ich auch. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Wir auch alle, Herr Thümler. Das ist ja das Wun-
derbare heute. - Bitte! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Meine Damen und Herren, alle, die sich mit Straf-
tatbekämpfung auskennen, sagen, dass es gerade 
bei hohen Bargeldsummen durchaus die Gefahr 
gibt, dass es im kriminellen Bereich auch zu Fol-
gen kommt. Ehrlich gesagt, die rein praktische 
Frage ist doch tatsächlich: Warum muss man 
Summen beispielsweise für Immobilien - rein vor-
stellbar - über mehrere hunderttausend Euro in bar 
bezahlen? - Ich sehe dafür ganz praktisch keinen 
Anlass. 

(Björn Thümler [CDU]: Warum nicht?) 

Im Übrigen: Auch deswegen halte ich Ihre Position 
nicht für liberal.  

(Jörg Bode [FDP]: Was?)  

- Nein, sie ist libertär-staatskritisch.  

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Sie haben 
keine Ahnung!) 

Die AfD argumentiert genauso. Die sagt sogar, das 
Bargeld ist eine noch größere Gefahr, und richtet 
deswegen einen eigenen Gold-Shop ein. 

Meine Damen und Herren, worum geht es? - Wir 
haben in Europa, aber insbesondere in Deutsch-
land nach wie vor eine andauernd hohe Barzah-
lungsquote.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)  

Das gilt aber gerade für Beträge, die ganz normal 
im Alltag vorkommen. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig! 
Aber Herr Grascha gibt ja über 
5 000 Euro Trinkgeld, wie wir heute 
gehört haben! Das wollen wir mal kon-
trollieren, Herr Kollege!)  

Wenn man es sich einmal genau anguckt: Bei 
Zahlungen über 500 Euro nimmt der Barzahlungs-
anteil rapide ab und sinkt auf 24,1 %. 2008 waren 
es noch 38,6 %.  

(Unruhe) 

- Angesichts der Lautstärke muss man wirklich 
sagen, dass Sie Bargeldfetischisten ohne Ende 
sind. Ich verstehe es nicht. 
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(Jörg Bode [FDP]: Was können wir 
dafür, dass Sie kein Bargeld haben? - 
Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Moment, Herr Schmidt! Erstens erhalten Sie zu-
sätzliche Redezeit, weil es schwierig ist, gegen 
diesen Geräuschpegel anzureden. 

(Ulf Thiele [CDU]: Wir sind uns nicht 
sicher, ob Sie Herrn Schmidt damit 
einen Gefallen getan haben!) 

Zweitens. Das ist meine letzte Bitte um Ruhe. 
Sonst müssen wir die Sitzung unterbrechen. Das 
wäre sehr schade. 

Bitte! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Meine Damen und Herren, noch einmal zu dem 
Vorschlag, der hier eigentlich im Raum steht. Es 
geht um die Bekämpfung von Geldwäsche und von 
Schattenwirtschaft. Dort muss man alle Vorschläge 
prüfen.  

Ich persönlich glaube nicht, dass in Deutschland 
ein Limit von 1 000 oder 2 000 Euro denkbar ist. 
Aber 5 000 Euro oder mehr sind eine Größenord-
nung, die man ernsthaft prüfen muss. Übrigens 
muss man auch den Vorschlag des Bundes Deut-
scher Kriminalbeamter prüfen, der gesagt hat, das 
eigentliche Problem bei Bargeldkriminalität ist nicht 
das Limit, sondern die Stückelung der Geldschei-
ne, weil der größte Anteil von kriminellen Handlun-
gen in dem Bereich mit großen Geldscheinen ge-
macht wird. Im Bereich des Dollars oder des Pfun-
des gibt es nur 100er- oder 50er-Noten. Dort gibt 
es gar nicht so hohe Noten.  

Interpol geht übrigens davon aus, dass 95 % der 
Scheine mit den hohen Beträgen im Besitz von 
Kriminellen sind.  

Meine Damen und Herren, es geht hier doch nicht 
um das, was Sie an die Wand malen, nämlich um 
die Abschaffung des Bargeldes, ganz und gar 
nicht.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Das wird es immer weiter geben. Es geht nur da-
rum, die Bekämpfung von Straftaten bei ganz 
enormen Summen zu ermöglichen. Da muss man 
sich doch ernsthaft mit allen Vorschlägen ausei-
nandersetzen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Schmidt, lassen Sie eine Frage des Kollegen 
Dr. Hocker zu? 

Maximilian Schmidt (SPD): 
Nein, ich bin gleich fertig. Er kann eine Kurzinter-
vention machen. Dann komme ich wieder hierher.  

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Nein! - 
Jörg Bode [FDP]: Lieber nicht, zum 
Selbstschutz!) 

- Ja, dann lässt er es.  

Ich will Ihnen einmal praktisch die Größenordnung 
nennen, über die wir im Alltag bei Bargeld reden. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das hat er doch 
gesagt: 5 000 Euro!) 

Es wird hier über ein Limit von 1 000, 2 000, 3 000, 
4 000, 5 000 Euro geredet. Die Ermittlung der 
Bundesbank hat ergeben, dass der durchschnittli-
che Bargeldbestand bei Bundesbürgern 103 Euro 
im Portemonnaie beträgt. Ich gehöre dem Haus-
haltsausschuss an. Ich habe nachgezählt: Bei mir 
sind es nur 49,28 Euro. Das sind ganz andere 
Summen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Schmidt, Sie müssen jetzt auch zum Schluss 
kommen.  

Maximilian Schmidt (SPD): 

Ich komme zum Schluss. - Das sind ganz andere 
Summen. Es geht hier nicht um die Debatte, das 
Bargeld abzuschaffen, sondern es geht darum, in 
einem Bereich, in dem es nach wie vor große Kri-
minalität gibt, wirksame Maßnahmen zu treffen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Und nun, Herr Schmidt, ist Ihre Redezeit zu Ende. 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Darüber muss man ernsthaft diskutieren und nicht 
die scheinbare Freiheitskeule schwingen.  

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, bevor Sie gehen, Herr Schmidt: Frau 
Joumaah bittet darum, eine Frage stellen zu dür-
fen. Lassen Sie die zu? 
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Maximilian Schmidt (SPD): 
Ja. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Bitte, Frau Joumaah! 

(Ulf Thiele [CDU]: Er darf noch ein 
bisschen stehen bleiben! Toll!) 

Petra Joumaah (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Kollege Schmidt, ich erbitte 
Ihren Rat. Sie reden von Schattenwirtschaft und 
haben eben ganz explizit die Beträge 3 000, 4 000, 
5 000 Euro genannt. Was machen - das ist nämlich 
nicht die Schattenwirtschaft, sondern die Realität in 
unserem Staat - die unendlich vielen jungen Leu-
te - meine vier Kinder zum Beispiel, als sie seiner-
zeit Studenten waren -, die irgendwann 3 000 oder 
4 000 Euro gespart haben, hier in der Gegend zum 
Beispiel auf den Automarkt nach Langenhagen 
gehen und dort ein Auto in diesem Preissegment 
kaufen? - Wir reden ja nicht nur von Sportwagen, 
in denen dicke Geldkoffer sind. Das ist nicht die 
Realität. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Frau Joumaah, ich glaube, es ist angekommen. 

Petra Joumaah (CDU): 
Okay. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Joumaah. 

Maximilian Schmidt (SPD): 
Ich kann die Frage auch aus meiner eigenen Er-
fahrung beantworten. Ich habe mir auch einmal 
einen Gebrauchtwagen gekauft. Aber wir reden 
doch nicht über eine solche Größenordnung. 
Wenn ich sage „Bei 5 000 Euro aufwärts“ - - - Ich 
weiß nicht, wie Sie das dann einschätzen. Aber ich 
würde meinen Kindern im Zweifel niemals den Rat 
geben, mit solchen Mengen Bargeld herumzulau-
fen, sondern ich würde empfehlen, das ordentlich 
mit einer Überweisung zu tätigen. Das ist aber 
meine private Meinung. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Auf welchem 
Planeten leben Sie denn? - Weitere 
Zurufe) 

Petra Joumaah (CDU): 
Darf ich noch einmal antworten? - Ich gebe Ihnen 
da völlig - - - 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Einen Moment, bitte, Herr Schmidt! - Nein, Frau 
Joumaah. Der Kollege Thiele hatte zunächst da-
rum gebeten, eine Frage stellen zu dürfen. 

Maximilian Schmidt (SPD): 
Ja, er will auch einen Rat. 

Ulf Thiele (CDU): 
Herr Schmidt, ich würde Ihre Redezeit gerne noch 
ein bisschen verlängern, weil es so interessant ist, 
was Sie ausführen, weil Sie offensichtlich - das 
frage ich Sie - der Auffassung sind, dass der Staat 
in Zukunft der Mutter die Entscheidung über die 
Frage des Bargeldmitführens der Kinder abneh-
men soll.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Maximilian Schmidt (SPD): 
Herr Thiele, das ist doch nun wirklich eine absolut 
haltlose Unterstellung. Das ist doch Unsinn. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das haben Sie 
doch gerade gesagt!) 

Das glauben Sie doch selber nicht.  

(Ulf Thiele [CDU]: Das haben Sie ge-
rade gesagt!) 

Es geht bei diesem Thema um die Bekämpfung 
von Straftaten mit sehr, sehr, sehr hohen Bargeld-
summen. Davon sind Sie nicht betroffen - hoffe 
ich -, 

(Zuruf von Christian Grascha [FDP]) 

und Frau Joumaah ist davon auch nicht betroffen. 
Ich gehe davon aus, dass niemand hier im Haus 
davon betroffen ist.  

Das, was bei der CDU wirklich bedauerlich ist, ist, 
dass Sie bei einem solchen Thema, bei dem es um 
die Bekämpfung von schwerster Kriminalität geht, 
das alles lächerlich machen und gar keine Position 
entwickeln. Das ist wirklich abenteuerlich. Sie soll-
ten darüber nachdenken. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN - Unruhe bei der 
CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Es geht munter weiter. Es gibt eine Kurzinterventi-
on auf Sie, Herr Schmidt, vom Kollegen Grascha. 
Bitte, Herr Grascha! - Und alle anderen bitte ich 
noch einmal um Aufmerksamkeit. 
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Christian Grascha (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Ich muss Sie jetzt enttäu-
schen, indem ich diese Lebensberatungsstunde 
von Herrn Schmidt kurz für diese Kurzintervention 
unterbreche. Aber es geht ja gleich, in anderthalb 
Minuten, weiter, wenn ich fertig bin. 

Herr Schmidt, ich glaube, durch Ihre Rede sind 
auch noch die letzten Zweifler überzeugt worden, 
dass dieses Thema ein absolut richtiges Thema ist 
und dass es wichtig ist, dass der Landtag hier ein 
Signal setzt. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Ich frage mich wirklich, auf welchem Planeten Sie 
leben. 

(Dr. Stephan Siemer [CDU]: Auf dem 
Planeten Schmidt!) 

Sie reden hier erst von Schwerstkriminalität - und 
dann von Beträgen von über 5 000 Euro für den 
Kauf eines Gebrauchtwagens. Sie reden von gro-
ßen Scheinen - und dann von 500-Euro-Scheinen. 
Nehmen wir mal an, der Kollege Bode z. B. hätte 
einen 500-Euro-Schein im Portemonnaie: Wäre er 
dann gleich ein Krimineller? Oder wie passt das in 
das hinein, was Sie gerade definiert haben? 

(Dr. Stephan Siemer [CDU]: Aus Sicht 
der Grünen schon!) 

Das kann doch wirklich nicht sein. Das ist doch 
Politik anhand von Unterstellungen, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Zum Thema Datenspeicherung, sehr geehrter Herr 
Kollege Schmidt, haben Sie überhaupt nichts ge-
sagt. Stattdessen haben Sie hier mein Fahrverhal-
ten beschrieben. Zu meiner Überraschung hat das 
für Heiterkeit in meiner Fraktion gesorgt. 

(Heiterkeit bei der FDP - Maximilian 
Schmidt [SPD]: Dann kann es so 
falsch ja nicht gewesen sein!) 

Aber davon abgesehen: Nehmen wir einmal den 
theoretischen Fall an, ich hätte die Geschwindig-
keit überschritten. Das würde nirgendwo automa-
tisch gespeichert - anders als wenn man nur elekt-
ronische Überweisungen machen würde. 

(Glocke des Präsidenten) 

Das ist doch der entscheidende Unterschied, und 
dazu haben Sie nichts gesagt. Deswegen brau-
chen die Bürgerinnen und Bürger des Landes Nie-
dersachsen - - - 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Grascha, Sie haben leider nur 90 Sekunden 
Redezeit. 

Christian Grascha (FDP): 

Einen Satz noch: Deswegen brauchen die Bürge-
rinnen und Bürger des Landes Niedersachsen und 
auch die Bürgerinnen und Bürger insgesamt in der 
Bundesrepublik diese sozialdemokratische Le-
bensberatung, die Sie hier gerade vorgeführt ha-
ben, nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Grascha. - Nun antwortet Ihnen 
Herr Schmidt. Bitte! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, was die Bürgerinnen und Bürger vor allen 
Dingen nicht brauchen, ist die - in Klammern - 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Wieso „in 
Klammern“?) 

freidemokratische Angstmacherei, irgendjemand 
wolle das Bargeld abschaffen. 

(Zustimmung bei der SPD - Christian 
Grascha [FDP]: Sie haben das doch 
gerade bestätigt!) 

Das ist schlichtweg albern.  

Worüber wir reden müssen, ist Folgendes. Dietmar 
Schilf, der Vorsitzende der Gewerkschaft der Poli-
zei in Niedersachsen, wird Ihnen sagen können - 
ich begrüße ihn hier -, ab welchen Summen, in 
welchen Geldgrößenordnungen Kriminalität pas-
siert.  

Wirklich bedauerlich ist, dass Sie sich mit dieser 
Frage der Kriminalitätsbekämpfung überhaupt 
nicht auseinandersetzen. 

(Christian Grascha [FDP]: Doch, na-
türlich!) 
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Sie fordern eine sachliche Debatte und beginnen 
Ihren Beitrag mit den Worten, hier finde ein Glau-
benskrieg gegen das Bargeld statt. Aber der findet 
doch überhaupt nicht statt, 

(Christian Grascha [FDP]: Natürlich! - 
Zuruf von der CDU) 

sondern wir müssen uns darüber unterhalten, 

(Zuruf von Ulf Thiele [CDU]) 

welches Limit es in diesem Bereich geben kann, 
welche anderen geeigneten Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Geldwäsche und Steuerhinterzie-
hung es geben kann. Dazu ist in NRW ein Vor-
schlag gemacht worden, 

(Christian Dürr [FDP]: Sagen Sie 
doch, dass Sie für Überwachung sind! 
Was soll das Herumeiern? Das ist 
doch peinlich!) 

aber es gibt auch viele andere Vorschläge. Sie 
verweigern sich dieser Debatte.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, bitte, Herr Schmidt! Ihre Redezeit wird 
angehalten. - Der Kollege Dr. Hocker hat darum 
gebeten, eine Frage stellen zu dürfen. 

Maximilian Schmidt (SPD): 
Bitte, dann soll er das tun. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Bitte! - Alle anderen hören zu. 

Dr. Gero Hocker (FDP): 
Herr Kollege Schmidt, vielen Dank, dass Sie meine 
Zwischenfrage zulassen.  

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass Sie uns 
eben selber erklärt haben, dass die Anzahl der 
Bargeldzahlungen sinkt, je höher der Betrag ist, 
frage ich Sie, warum Sie die Bargeldzahlungen 
dann überhaupt verbieten wollen. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Maximilian Schmidt (SPD): 
Das ist wirklich eine exzellente Frage. 

(Lachen bei der FDP) 

Ich will es Ihnen erklären: Steigt der Betrag, nimmt 
die Zahl exponentiell ab. Und wenn man sich die 
Interpol-Statistik anguckt - gerade bei den hohen 

Beträgen -, dann sieht man, dass die Gefahr ein-
fach wesentlich höher ist, dass das Ganze in ei-
nem kriminellen Bezugsrahmen stattfindet.  

Ich will das nicht verallgemeinern, aber Kriminolo-
gen sagen, dass das statistisch so der Fall ist. Und 
dann muss man sich doch genau mit dieser Frage-
stellung ernsthaft auseinandersetzen. 

Ich kann Ihnen nur ernsthaft empfehlen: Reiten Sie 
nicht den toten Gaul der Drohkulisse von der Ab-
schaffung des Bargeldes - das hat nun wirklich 
niemand vor -, 

(Christian Grascha [FDP]: Das haben 
Sie doch gerade bestätigt!)  

sondern beteiligen Sie sich an der Debatte, wie 
man sichere Zahlungsverfahren, saubere Limits, 
ordentliche Kriminalitätsbekämpfung organisieren 
kann. 

(Christian Grascha [FDP]: Was sagen 
Sie eigentlich zum Thema Daten-
schutz?) 

Übrigens - weil Sie ja immer so häufig über Grün-
derkultur reden -: Wissen Sie, dass wir in Deutsch-
land ganz hervorragende Entwicklungen bei Start-
up-Unternehmen haben, die sich mit der unbaren 
Bezahlung befassen? 

(Christian Grascha [FDP]: Ja, natür-
lich, freiwillig!) 

Hören Sie sich doch auch einmal deren Vorschlä-
ge an, und fahren Sie hier nicht diesen ideologi-
schen Betonkopfkurs! Der steht Ihnen gar nicht so 
gut. 

Schönen Dank. 

(Zustimmung bei der SPD - Christian 
Grascha [FDP]: Was ist jetzt eigent-
lich mit dem Datenschutz? - Christian 
Dürr [FDP]: Wie kann ein so junger 
Mensch schon so konservativ sein?) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Schmidt. - Wir können 
nun fortfahren. Als nächster Redner hat sich der 
Kollege Mohr, CDU-Fraktion, zu Wort gemeldet. 
Bitte! 

(Zuruf von Wiard Siebels [SPD]) 

- Herr Siebels, ich bin dafür, dass jetzt alle in Ruhe 
der Debatte weiter folgen.  

Bitte! 
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Adrian Mohr (CDU): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Lieber Kollege Schmidt, das war 
wirklich eine beeindruckende Rede, die Sie hier 
abgeliefert haben. Ich will noch auf einen Punkt 
eingehen. Wenn der Kollege Grascha mit seinem 
Auto unterwegs ist und das Tempolimit in einer 
geschlossenen Ortschaft überschreitet, dann ge-
fährdet er andere Menschen. Wenn er in seinem 
Auto auf dem Beifahrersitz 30 000 Euro liegen hat, 
gefährdet das niemanden. Das ist ein wesentlicher 
Unterschied. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, in meiner Sichtweise 
hat das Thema drei Dimensionen: eine ökonomi-
sche und fiskalische Dimension, eine politische 
Dimension und eine persönlich-menschliche Di-
mension. Angesehene Ökonomen wie Peter Bof-
inger, Mitglied des Sachverständigenrats - Christi-
an Grascha hat es angesprochen -, haben sich für 
das Auslaufen des Bargelds oder sogar auch für 
die Abschaffung des Bargeldes ausgesprochen, 
wie es in anderen Ländern ja auch diskutiert wird. 
Von daher ist das Ganze auch keine Phantomdis-
kussion, sondern eine ganz konkrete Diskussion. 
Und es ist auch - das sage ich so deutlich - eine 
konkrete Bedrohung. 

(Zustimmung bei der CDU und Beifall 
bei der FDP - Dr. Stephan Siemer 
[CDU]: Genau!) 

Angeführt werden Argumente wie Bekämpfung der 
Schattenwirtschaft, Kostensenkung, Geldmengen-
steuerung und Transparenz. 

Ich beginne mit dem Argument Geldmengensteue-
rung. Wenn alles Bargeld zu Sichteinlagen wird, 
dann wächst die Geldmenge an. Es kann zu einem 
Kreditwachstum kommen, zu Geldentwertung 
durch Inflation. 

Zum Argument Transparenz - das hängt damit 
zusammen -: Was ist das Ergebnis, wenn das 
Bargeld nicht mehr zu Hause aufbewahrt werden 
kann, sondern alles Geld eben Giralgeld, Konten-
geld wird? - Der gläserne Bürger! 

(Christian Dürr [FDP]: So ist das!) 

Alles wird aufgezeichnet und gespeichert, und die 
private, freiheitliche Entscheidung, Geld eben nicht 
auf Konten zu lagern, wird den Menschen genom-
men. Das ist nicht akzeptabel. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Zum Argument Schattenwirtschaft. Der Kollege 
Schmidt hat eben selber angesprochen, dass dort, 
wo die Grenzbeträge eingeführt worden sind - u. a. 
in Spanien -, die Schattenwirtschaft um 6 % zu-
rückgegangen ist. Hier muss man sich aber vor 
Augen führen: Man schränkt die Freiheit der Men-
schen, was Bezahlungswege angeht, erheblich ein 
- und hat einen Rückgang der Schattenwirtschaft 
um 6 %. Ich finde, das Verhältnis von Ursache und 
Wirkung ist hier unverhältnismäßig. 

(Maximilian Schmidt [SPD]: Was ist 
denn das für ein Argument?) 

Nun zur politischen Dimension des Themas, von 
der ich gesprochen habe. Die SPD hat die Aussa-
gen des Finanzministers des Landes Nordrhein-
Westfalen, Norbert Walter-Borjans, zur Bargeld-
obergrenze angeführt. In anderen Ländern sind es 
1 000 Euro. Er wollte sich nicht genau festlegen 
und hat von 2 000 Euro oder 3 000 Euro gespro-
chen. Eben hieß es schon, es könnten auch 5 000 
Euro oder andere Summen sein. 

Der Minister Walter-Borjans hat also von 2 000 
Euro oder 3 000 Euro gesprochen. Was würde das 
konkret bedeuten? - Das würde z. B. bedeuten, 
dass ein Gebrauchtwagen, etwa ein gebrauchter 
Polo, für 3 000 Euro nicht mehr bar bezahlt werden 
könnte. Auch in vielen anderen Bereichen stünde 
der Weg der Barzahlung dann nicht mehr zur Ver-
fügung. 

Da muss man sich doch die Frage stellen: Ist es 
die Aufgabe des Staates und der Politik, den Men-
schen vorzugeben, bis zu welcher Summe sie mit 
Bargeld bezahlen dürfen? - Für mich wäre das ein 
Eingriff in die persönliche Freiheit der Menschen. 
Das wäre nicht gerechtfertigt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Und auch ich finde übrigens, Herr Kollege Schmidt: 
Wer Probleme mit richterlich justierter Vorratsda-
tenspeicherung hat, bei der man einen Richterbe-
schluss braucht, um in besonderen Fällen die Te-
lekommunikationsdaten abzufragen, der kann 
doch politisch nicht der Abschaffung oder der Ein-
schränkung der Bargeldzahlung das Wort reden! 
Beides passt doch nicht zusammen: der Schutz 
der Daten und der Privatsphäre der Menschen 
einerseits und die Abwicklung des gesamten Geld-
verkehrs über Konten andererseits. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Wo kom-
men wir hin, wenn man auf Autobahn-
rastplätzen keine Spenden mehr 
übergeben kann?) 
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Für größere Geldbeträge und größere Transaktio-
nen gilt bereits das Geldwäschegesetz. Es ist in 
verschiedenen Schritten verändert und verschärft 
worden. Wir befinden uns also schon gar nicht in 
einem praktisch rechtsfreien Raum, in dem jeder 
mit Koffern voller 500-Euro-Scheine durch die Ge-
gend laufen und die irgendwo einzahlen oder Ge-
schäfte tätigen kann.  

Nun kann man sicherlich darüber diskutieren, ob 
man an dieser Rechtsnorm Veränderungen vor-
nehmen sollte. Aber diese Diskussion kann doch 
nicht dahin laufen, dass man die Barzahlung 
grundsätzlich kriminalisiert.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Maximilian Schmidt [SPD]: Das hat 
doch niemand gesagt!) 

- Doch, genau das haben Sie zum Ausdruck ge-
bracht, Herr Schmidt. 

(Maximilian Schmidt [SPD]: Nein! - 
Gegenruf von Jörg Bode [FDP]: 
Doch!) 

Und schließlich zur menschlichen, zur persönli-
chen Dimension. Da kann ich erst einmal sagen, 
dass mein Platznachbar und Freund aus der jun-
gen Gruppe meist ohne Bargeld unterwegs ist. Das 
ist seine freie Entscheidung. Meine freie Entschei-
dung ist es, ihm dann manchmal auszuhelfen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Kollege Lechner, war das eine Wortmeldung? 

(Heiterkeit) 

Bitte, fahren Sie fort! 

Adrian Mohr (CDU): 
Ich bin mir sehr sicher, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, dass eine breite Mehrheit der Menschen in 
diesem Land gegen staatliche Einschränkung der 
Verfügbarkeit von Bargeld und vielmehr dafür ist, 
auch weiterhin im Rahmen der persönlichen freien 
Entscheidungen entsprechende Zahlungen leisten 
zu können. 

Wenn man die Extremposition zu Ende denkt - 
damit meine ich jetzt nicht das, was Minister Wal-
ter-Borjans oder der Kollege Schmidt gesagt ha-
ben, sondern die Abschaffung oder das Auslaufen 
des Bargelds, wie es in Dänemark diskutiert wird -, 
dann geht es auch darum, dass wir das Gefühl für 
das Geld bewahren müssen. Man muss den Wert 

des Geldes spüren können. Ich finde es sehr wich-
tig, z. B. im Umgang mit Kindern, wenn man den 
Wert des Geldes durch Münzen und Scheine ge-
genständlich machen und Geld erklären kann. Wie 
leicht sind 50 Euro über eine Karte ausgegeben, 
und wie schwer fällt es - zumindest mir -, einen 
neuen 50-Euro-Schein anzubrechen? - Ich denke, 
es ist sehr wichtig, dass man Kindern das weiter-
gibt. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Mohr, lassen Sie eine Frage des Kollegen 
Schmidt zu? 

Adrian Mohr (CDU): 

Selbstverständlich. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Bitte, Herr Schmidt! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Mohr, ich 
habe anderthalb Fragen. Erklären Sie Ihren Kin-
dern das Gefühl für Geld mit Beträgen ab 10 000, 
20 000 oder 30 000 Euro? Und: Wie passt Ihr Ver-
ständnis von Freiheit mit dem zusammen, was 
Herr Nacke hier gestern in Richtung Freiheit vorge-
tragen hat? Das widerspricht sich doch völlig, oder 
etwa nicht? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Bitte! 

Adrian Mohr (CDU): 

Vielen Dank. - Das widerspricht sich überhaupt 
nicht. Bei der Vorratsdatenspeicherung geht es 
darum, wie weit man bei besonders schwerer Kri-
minalität mit richterlichem Beschluss zum Schutz 
der Menschen gehen kann, während es bei der 
Einschränkung der Bargeldzahlung um einen fun-
damentalen Eingriff in die Freiheitsrechte der Men-
schen geht. Ich finde, das ist überhaupt kein Wi-
derspruch, sondern das ergänzt sich eher. 

Außerdem habe ich in meiner Einleitung unterstri-
chen, dass ich mich damit ausdrücklich nicht auf 
Ihre Rede bezogen habe. Sie haben von Betrags-
grenzen gesprochen. Ich habe gesagt, dass Wirt-
schaftswissenschaftler, aber auch die Politik in 
Dänemark überlegen, das Bargeld komplett aus-
laufen zu lassen. 
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(Maximilian Schmidt [SPD]: Ja, aber 
das überlegen wir nicht! Wir sind hier 
in Niedersachsen!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, bitte! - Es hat immer noch Herr Mohr das 
Wort. 

Adrian Mohr (CDU): 
Vielleicht lassen Sie es zu, dass ich in meiner Re-
de meine eigene Meinung vertrete, auch wenn es 
mit dem, was Sie in Ihrer Rede gesagt haben, nicht 
100-prozentig übereinstimmt. Das Recht müssen 
Sie mir schon lassen, Herr Kollege! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung hat schon in 
den 90er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
sinngemäß geschrieben: Geldscheine sind keine 
bedruckten Läppchen, Geldscheine sind Anteils-
scheine am Sozialprodukt. - Ich finde, dieses Ge-
fühl für Geld muss man auch an Kinder und Ju-
gendliche weitergeben. Wir machen uns Gedan-
ken um Überschuldung. Auch da ist es so, dass 
die Haptik, das Gefühl für das Geld beim Ausge-
ben, sehr wichtig ist. 

Abschließend möchte ich sagen, dass wir dem 
Antrag der FDP mit großer Sympathie gegenüber-
stehen. Was der Kollege Schmidt in seiner Rede 
eben dargestellt hat, war ein Offenbarungseid. Es 
hat gezeigt, dass die Position, Eingriffe in die Frei-
heit der Zahlungswege vorzunehmen, in den Rei-
hen der SPD offensichtlich Rückenwind hat. Das 
finde ich erschütternd. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Mohr. 

(Unruhe) 

Wenn wieder Ruhe eingekehrt ist, können wir fort-
fahren, und zwar mit dem Kollegen Heere von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

(Anhaltende Unruhe) 

- Herr Heere, wir warten noch etwas, bis Ruhe 
eingekehrt ist. - Bitte, Herr Heere! 

Gerald Heere (GRÜNE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Als ich Ihren Antrag gele-

sen habe, war mein erster Gedanke: Was für eine 
absurde Diskussion! Der Verlauf der heutigen De-
batte stützt das ein bisschen. Allerdings hat Ihr 
Antrag, die Einführung einer Obergrenze für Bar-
geldzahlung zu verhindern, bei mir nach Recher-
chen zu der Meinung geführt, dass wir die Einfüh-
rung genau dieser Obergrenze doch zumindest 
einmal ergebnisoffen prüfen sollten. - Selbst 
schuld, wenn Sie darauf aufmerksam machen! 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Abgewogen werden muss auf der einen Seite ganz 
sicher der Datenschutz. Hierzu bedarf es entspre-
chend strenger Vorkehrungen. Das allerdings, Herr 
Grascha, gilt auch jetzt schon. Ich persönlich zahle 
alles ab 100 Euro unbar - freiwillig! Auch ich möch-
te nicht, dass auch nur eine einzige dieser Zahlun-
gen nachverfolgt werden kann. Ob es dazu eine 
rechtliche Regelung gibt oder nicht, ist doch völlig 
egal. Es muss sichergestellt werden, dass das 
nicht nachverfolgt werden kann. 

(Zuruf von Jens Nacke [CDU]) 

- Nein, Herr Nacke, das haben Sie falsch verstan-
den. Für das Faktum, dass der Datenschutz si-
chergestellt sein muss, ist es egal, ob es eine 
Obergrenze für die Barzahlung gibt oder nicht. Das 
ist die entscheidende Diskussion. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Kollege Heere, der Kollege Mohr hat darum 
gebeten, eine Frage stellen zu dürfen. 

Gerald Heere (GRÜNE): 

Gerne. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Bitte schön, Herr Mohr! 

Adrian Mohr (CDU): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Herr Kollege Hee-
re, es ist natürlich Ihre freie Entscheidung, solche 
Zahlungen über Ihr Konto laufen zu lassen. Aber 
Sie haben ja auf den Datenschutz abgehoben. Ist 
Ihnen bekannt, dass es im letzten Jahr 230 000 
Kontenabfragen von Finanz-, Arbeits- und Steuer-
behörden in Deutschland gegeben hat, und zwar 
ohne einen vorherigen richterlichen Beschluss? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Gerald Heere (GRÜNE): 
Herr Mohr, da sind wir doch bei einer ganz ande-
ren Debatte. Da geht es um Steuerhinterziehung 
und Geldwäsche. Das können wir gerne mal wie-
der diskutieren, aber ich würde jetzt gerne beim 
Thema des Antrags bleiben. Das andere können 
wir, wie gesagt, im Ausschuss vertiefen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Unruhe - Glocke der Präsiden-
tin) 

Ich habe ja gesagt, dass wir abwägen müssen. Ich 
habe auch gesagt, dass die Diskussion ergebnisof-
fen sein soll. Bei der Abwägung ist das eine The-
ma der Datenschutz oder auch „Freiheit auf allen 
Kanälen“. Das andere Thema ist die organisierte 
Kriminalität und die Geldwäsche, und die wird nun 
einmal mit hohen Bargeldbeträgen durchgeführt. 

Die Diskussion, ob die EZB den 500-Euro-Schein 
abschafft, ist ja schon einmal geführt worden. 1969 
ist übrigens der 500-US-Dollar-Schein genau aus 
dem Grund der Kriminalitätsbekämpfung abge-
schafft worden. In der Realität hat schließlich eh 
kaum jemand einen 500-Euro-Schein in der Hand. 
Oder kann hier jemand sofort einen aus der Ta-
sche ziehen? - Wahrscheinlich nicht! 

(Die Mikrofonanlage fällt aus - Jens 
Nacke [CDU]: Solange Herr Schmidt 
im Raum ist, zeige ich keinen 500-
Euro-Schein! - Heiterkeit - kurze Un-
terbrechung) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Der Ton ist wieder da. Herr Heere, die Uhr hat sich 
zwar auf null gestellt, aber wir haben Ihre Redezeit 
trotzdem im Blick. Sie haben noch 45 Sekunden.  

Gerald Heere (GRÜNE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Sie hatten in der Pause ja 
etwas Zeit, um den 500-Euro-Schein herauszuho-
len. Ich sehe aber keinen, der damit herumläuft.  

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP) 

Das wundert mich auch nicht. 

(Christian Grascha [FDP]: Das würde 
auch keiner machen, weil man sich 
nach der Definition von Herrn Schmidt 
sofort verdächtig macht!) 

Herr Schmidt hat schon darauf hingewiesen, dass 
95 % aller 500-Euro-Scheine in der Hand Kriminel-

ler sein sollen. Das sind - das muss man sich ein-
mal vor Augen führen - 30 % des umlaufenden 
Barvermögens, nämlich 300 Milliarden Euro.  

Herr Mohr, ich will noch auf Ihr Beispiel mit den 
30 000 Euro auf dem Beifahrersitz eingehen. 
Wenn die aus den Blutdiamantenminen in Afrika 
stammen, dann haben sie potenziell durchaus 
Menschenleben gefährdet. So einfach würde ich 
es mir an der Stelle also nicht machen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine Bargeldobergrenze könnte in diesem Sinne 
einen Beitrag dazu leisten, dass Kriminelle ihr Geld 
aus illegalen Geschäften nicht so einfach waschen 
können. Aber dies alles muss gut abgewogen wer-
den. Das gilt auch für die Höhe der Obergrenze. 
Deshalb freue ich mich auf die Ausschussbera-
tung.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Heere. - Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor, sodass ich die Bera-
tung schließen kann.  

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Haushalt und 
Finanzen sein. Wer so beschließen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 53: 
Erste Beratung: 
Diskriminierung in Sicherheitsbehörden entge-
gentreten - Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/3838  

Zur Einbringung erteile ich Herrn Kollegen Becker, 
SPD-Fraktion, das Wort. Bitte, Herr Becker! 

Karsten Becker (SPD): 

Danke schön. - Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! In einem Einwanderungsland mit einer 
von dementsprechend zahlreichen kulturellen Ein-
flüssen geprägten Gesellschaft ist der Umgang mit 
Migrantinnen und Migranten zwangsläufig ein breit 
diskutiertes Thema. Selbstverständlich muss die-
ser Diskurs auch den Umgang unserer Sicher-
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heitsbehörden mit Migrantinnen und Migranten 
umfassen. 

Ich glaube, über einen Punkt sind wir uns hier alle 
einig. Ethnie ist niemals insgesamt kriminell oder 
abweichend. Darum kann Ethnie für sich genom-
men auch niemals Auslöser und Gegenstand von 
Verdächtigungen sein.  

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Ich habe auch überhaupt keinen Zweifel, dass die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der niedersächsi-
schen Sicherheitsbehörden ihre Aufgaben eben-
falls mit genau dieser diskriminierungsfreien 
Grundeinstellung wahrnehmen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

- Ja, ich finde auch, dass das einen Applaus wert 
ist.  

Wir geben uns bereits seit Jahren viel Mühe, den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unserer Sicher-
heitsbehörden ein gutes Rüstzeug mitzugeben. 
Das fängt bei der Personalauswahl an. Die Polizei 
nimmt nicht jede oder jeden. Wir suchen Bewerbe-
rinnen und Bewerber mit akademischer Befähi-
gung, bei denen man auch das Potenzial zur kriti-
schen Selbstreflexion unterstellen kann. Bereits im 
Einstellungsverfahren werden durch strukturierte 
Interviews die sozialen Kompetenzen und die Ein-
stellung und Haltung der Bewerberinnen und Be-
werber überprüft. Selbstverständlich bemühen wir 
uns um die Einstellung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, die selbst einen Migrationshinter-
grund aufweisen, eben weil wir entsprechende 
Kompetenzen für unsere Behörden und die Akzep-
tanz in der gesamten Bevölkerung gewinnen wol-
len. 

Meine Damen und Herren, Niedersachsen gehört 
zu jenen sechs Ländern, in denen intensive Maß-
nahmen zur Erhöhung der Bewerberzahlen von 
Menschen mit Migrationshintergrund laufen. Nie-
dersachsen ist dabei am erfolgreichsten. Mittler-
weile haben 19 % der Bewerberinnen und Bewer-
ber für den Polizeidienst ausländische Wurzeln. 
Die entsprechende Einstellungsquote liegt inzwi-
schen bei 13,1 %. Damit sind wir schon sehr dicht 
an dem Gesamtanteil an der Bevölkerung in Nie-
dersachsen mit ausländischen Wurzeln. Dieser 
Wert liegt nämlich bei ungefähr 20 %. 

In der Aus- und Fortbildung von Polizei und Ver-
fassungsschutz nimmt die Frage der Vermeidung 
von Diskriminierung breiten Raum ein. Rechts- und 

Sozialwissenschaften vermitteln selbstverständlich 
den erforderlichen theoretischen Hintergrund.  

In der strategischen Ausrichtung unserer Sicher-
heitsbehörden geben verbal geschliffene Leitbilder 
auch die Orientierung vor. Ein Beispiel aus der 
Strategie 2020 der niedersächsischen Polizei: „Wir 
ermöglichen und leben Diversität.“ - Also alles 
prima? - Das mag sein. Vielleicht aber auch nicht.  

Aus der Polizeiforschung im angelsächsischen 
Raum wissen wir, dass Menschen mit schwarzer 
Hautfarbe dramatisch häufiger kontrolliert werden 
als ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger, die eine 
weiße Hautfarbe haben. In England beispielsweise 
ist das achtmal so häufig der Fall. Über Deutsch-
land wissen wir das nicht. Leider wissen wir aber 
auch nicht das Gegenteil. Das hängt damit zu-
sammen, dass wir in Deutschland keine nennens-
werte Polizeiforschung betreiben. Was das mit 
einer Gesellschaft macht, in der ein Teil der Bevöl-
kerung dauerhaft konkrete Diskriminierungserfah-
rungen in hochsensiblen Lebensbereichen macht, 
können wir uns alle vorstellen. Da besteht die Ge-
fahr einer self-fulfilling prophecy, bei der sich auch 
Verdachtsgewinnungsmerkmale ausprägen kön-
nen, die nicht diskriminierungsfrei sind.  

Um mit Erlaubnis der Frau Landtagspräsidentin 
Clive Norris zu zitieren:  

(Zuruf von Helge Limburg [GRÜNE]) 

- Herr Bachmann, wenn Sie den Präsidentenwech-
sel hinter meinem Rücken vollziehen, dann kann 
ich das nicht mitbekommen.  

Mit Ihrer Erlaubnis: Clive Norris hat einmal gesagt:  

„Nichts ist an und für sich verdächtig. Es 
wird nur so, wenn es mit Hilfe der Prioritäten 
der Polizei interpretiert wird und im Lichte 
des lokalen Wissens gesehen wird.“  

(Jörg Hillmer [CDU]: Sagen Sie das 
mal Herrn Schmidt!) 

Und:  

„Verdacht ist weniger ein Ereignis denn ein 
Prozess.“  

Meine Damen und Herren, wenn wir das nicht von 
vornherein für völlig abwegig halten, haben wir 
dann nicht auch die Pflicht, auch einmal zu über-
prüfen, ob sich dieser Prozess in die richtige Rich-
tung entwickelt? Müssen wir, die wir die Gesetze 
mit den Arbeitsaufträgen und Eingriffsrechten für 
unsere Sicherheitsbehörden zu verantworten ha-
ben, dann nicht auch die Verantwortung dafür 
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übernehmen, dass überprüft wird, ob die Form der 
Verdachtsgewinnung in unserem Sinne objektiv 
oder - um es klar zu sagen - diskriminierungsfrei 
und damit rechtmäßig erfolgt? 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich das 
ganz deutlich formulieren. Die Frage, die sich stellt, 
lautet nicht: Macht die Polizei etwas falsch? - Die 
Frage, die sich stellt, lautet: Tun wir genug, um die 
Polizei vor dieser Diskriminierungsfalle zu schüt-
zen? 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Belit Onay [GRÜNE]) 

Nur eine Polizei, die von allen Bürgerinnen und 
Bürgern dieses Landes als Bürgerpolizei erlebt 
wird, wird von allen Menschen die Anerkennung für 
ihre schwierige Arbeit und den Respekt erhalten, 
den sie verdient.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Statt also dann, wenn das Kind in den Brunnen 
gefallen ist, einstimmig „Einzelfall!“ zu rufen, sollten 
wir uns die Prozesse vorher genauer ansehen und 
auf Verbesserungsbedarfe überprüfen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Bis dahin freue ich mich auf interessante Aus-
schussberatungen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Danke, Herr Kollege Becker. - Das Wort hat jetzt 
der Kollege Thomas Adasch für die CDU-Fraktion.  

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Im vorliegenden Antrag fordern SPD und Grüne 
eine Stärkung der interkulturellen Kompetenz in-
nerhalb der niedersächsischen Sicherheitsbehör-
den. Interkulturelle Kompetenz ist richtig und wich-
tig. Aber: Sie gehört bereits heute zu den Studien- 
und Fortbildungsinhalten.  

Vor allem durchzieht Ihren Antrag aber leider wie-
der einmal eine pauschalierende, verallgemei-
nernde und unsachliche Stigmatisierung unserer 
niedersächsischen Polizei.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Da 
haben Sie einen anderen Antrag!)  

Allein, dass Sie von Sicherheitsbehörden spre-
chen, wenn Sie Polizei und Verfassungsschutz 
meinen, zeigt die Intention. Oder meinen Sie damit 
die Feuerwehr oder das Technische Hilfswerk? - 
Wohl kaum.  

So ist in Ihrem Antrag stark verallgemeinernd von 
Mehrfachdiskriminierung, Pauschalverdacht, ste-
reotypen oder unprofessionellen Ermittlungen die 
Rede. Natürlich - das eint uns - darf es bei uns in 
Niedersachsen keinerlei Diskriminierung - egal aus 
welchen Gründen - geben.  

Die berichteten Verfehlungen einzelner Polizeibe-
amter beispielsweise bei der Bundespolizei am 
Hauptbahnhof in Hannover sind zu Recht Anlass 
von Ermittlungsverfahren. Ich bin mir sicher, dass 
diese gründlich und schnell abgeschlossen wer-
den. Auch darin besteht sicherlich Einigkeit.  

Was mich an diesem Antrag aber stört, ist die Ver-
allgemeinerung von Einzelfällen auf die gesamte 
niedersächsische Polizei. Gerade Bündnis 90/Die 
Grünen protestiert zu Recht immer laut, wenn bei-
spielsweise Straftaten durch Ausländer verallge-
meinert werden. Aber daraus eine generelle oder 
gar systematische Diskriminierung durch unsere 
Polizei abzuleiten, der man entgegentreten müsse, 
halte ich für billig und polemisch.  

(Beifall bei der CDU - Angelika Jahns 
[CDU]: Unerhört!) 

Das verstehen auch die Polizistinnen und Polizis-
ten in unserem Lande nicht, und sie haben es nicht 
verdient, durch Ihren Antrag ebenfalls diskriminiert 
zu werden.  

(Beifall bei der CDU) 

Sie müssen sich einmal mit den Polizeibeamten, 
die dort am Ausgang und auf der anderen Seite 
am Ausgang stehen, unterhalten.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Machen wir 
gelegentlich!)  

Die Kollegen von der Polizeiinspektion Mitte, von 
der Verfügungseinheit - in jeder dieser Dienstabtei-
lungen ist mindestens eine Polizeibeamtin oder ein 
Polizeibeamter mit Migrationshintergrund. Ich habe 
mit diesen Kollegen gesprochen. Was glauben Sie, 
was die von Ihrem Antrag halten?  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Ich möchte auch einmal daran erinnern, dass spe-
ziell unsere Polizistinnen und Polizisten in Göttin-
gen ein Bekenntnis der Grünen zu ihnen vermis-
sen. Eine ganze Einheit der Polizei, nämlich die 
Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit, wird 
von Vertretern der Grünen öffentlich stigmatisiert.  

Ich wünsche mir hier ein klares Bekenntnis zur 
Polizei, und zwar nicht nur dann, wenn Brandan-
schläge auf Privat-Pkw der Polizisten dieser Ein-
heit verübt werden. Gerade die niedersächsischen 
Beamtinnen und Beamten sind im Einsatz ständig 
vor schwierige Herausforderungen gestellt. Ein 
Generalverdacht gegen unsere Polizei isoliert die-
se, und vor allem verstehen es diese Polizisten 
nicht. Sie halten den Kopf hin, wo der Multikultura-
lismus gescheitert ist, wo Polizisten wie in Lüne-
burg, Salzgitter, Hameln oder meiner Heimatstadt 
Celle entschieden eingreifen müssen, weil bei-
spielsweise sogenannte Mhallami-Kurden offen-
sichtlich das staatliche Gewaltmonopol nicht aner-
kennen.  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Was ethnisieren 
Sie da? Deutsche Staatsbürger im 
Zweifel!)  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Adasch, der Kollege Becker möchte 
Ihnen eine Zwischenfrage stellen.  

Thomas Adasch (CDU): 

Nein.  

Wo sind, Frau Polat, Ihre Entschließungsanträge, 
wenn Polizeiwachen gestürmt, Familienstreitigkei-
ten mit Schusswaffen in Krankenhäusern ausge-
tragen werden oder Richter bedroht werden? Wo 
ist Ihre Reaktion auf die Polizistinnen, die bekla-
gen, dass sie und damit auch der Staat von man-
chen Gruppen nicht akzeptiert werden?  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Ich ethnisiere 
keine Straftaten! Das ist der Unter-
schied!)  

Laufen diese Polizistinnen und Polizisten in Zu-
kunft Gefahr, dass ihnen diskriminierendes Verhal-
ten bei der Ausübung ihres Dienstes vorgeworfen 
wird? An wen sollen sie sich dann wenden? An die 
bei Ihrem Staatssekretär angesiedelte Misstrau-
ensstelle gegen die Polizei?  

Die von meiner Fraktion geforderte Einführung 
eines unabhängigen Beauftragten für unsere Poli-
zei als gemeinsame Anlaufstelle für Bürger und 

Polizeivollzugsbeamte wäre ein wichtiger und rich-
tiger Schritt gewesen.  

(Beifall bei der CDU - Angelika Jahns 
[CDU]: Genau so ist es!) 

Das wäre ein sinnvoller Kompromiss im Sinne der 
Polizisten, aber auch derjenigen, die sich durch die 
Polizei diskriminiert fühlen. Wer sich von der Poli-
zei diskriminiert fühlt, wird sich kaum an das Büro 
des Innenstaatssekretärs wenden.  

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Die 
Zahlen sagen aber etwas ganz ande-
res, Herr Adasch!)  

Zu den Punkten angeblicher Diskriminierung in der 
letzten Wahlperiode: Diese Behauptungen werden 
durch ständiges Wiederholen nicht wahrer.  

(Beifall bei der CDU) 

Zu der angeblichen Diskriminierung bei der Daten-
speicherung im Verfassungsschutz möchte ich 
aber noch auf Ihren Denkfehler hinweisen. Sie 
leiten aus der angeblich rechtswidrigen Speiche-
rung im Bereich des Islamismus eine Diskriminie-
rung der Muslime ab. Diese Argumentation ist 
geradezu absurd. Denn dann könnten auch die 
Rechtsextremisten sagen, dass die angeblich 
rechtswidrigen Datenspeicherungen zum Rechts-
extremismus in der gleichen Höhe beweisen wür-
den, dass Deutsche diskriminiert würden. Ist das 
wirklich Ihre Meinung?  

(Michael Höntsch [SPD]: Irrer Ver-
gleich!)  

Nein, Sie skandalisieren und zerstören draußen 
das Vertrauen bei der Polizei und im Verfassungs-
schutz in die Landesregierung. Sie reiten auf der 
Welle der Empörung über Vorfälle in den USA, die 
hier bei uns in Niedersachsen keinerlei Entspre-
chung haben. 

Noch einmal: Wegschauen ist kein Qualitätsmerk-
mal einer offenen und modernen Zuwanderungs-
gesellschaft. Die Polizei braucht interkulturelles 
Training und Beamte mit Migrationshintergrund. 
Das ist schon länger bekannt und wurde und wird 
auch umgesetzt. 

Gehen Sie doch mal zu den Vereidigungen des 
Polizeinachwuchses! 

(Michael Höntsch [SPD]: Da sind wir 
immer!)  
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Dann werden Sie Vielfalt in unserer niedersächsi-
schen Polizei sehen. Dass Sie in Ihrem Antrag die 
Diskriminierung von Migranten in weiten Teilen mit 
der Diskriminierung des Islam gleichsetzen, wirft 
im Übrigen Fragen nach Ihrer eigenen kulturellen 
Kompetenz auf. - Aber das nur am Rande.  

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Adasch. - Auf Ihre Rede 
hin hat sich der Kollege Onay von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu einer Kurzintervention 
gemeldet. Sie haben das Wort für 90 Sekunden, 
Herr Kollege.  

Belit Onay (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege 
Adasch, ich möchte die Unterstellung, die Sie hier 
in den Raum gestellt haben, dass nämlich dieser 
Antrag in irgendeiner Weise ein Misstrauensvotum 
gegen die Polizei sei, ausdrücklich zurückweisen. 
Ganz im Gegenteil. Die Maßnahmen, die wir dort 
fordern, sind ohne die Polizei ohnehin gar nicht zu 
machen. Die Polizei scheint auch schon viel weiter 
zu sein, als Sie es hier sind, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Ich möchte Sie nur an den Besuch des Innenaus-
schusses bei der Polizeiakademie in Nienburg und 
daran erinnern, wie das Themenfeld „Migrati-
on/multikulturelle Gesellschaft“ dort angepackt 
wird, ob das die personelle oder die inhaltliche 
Aufstellung ist. Aber auch die Deutsche Polizei, 
das Magazin der GdP, nimmt in der Juniausgabe 
zum Thema „interkulturelle Sensibilität“ Stellung. 
Ich möchte daraus kurz zitieren: 

„Fakt ist, interkulturelle Kompetenz stellt po-
lizeiliche Ziele nicht infrage. Mehr interkultu-
relle Sensibilität ermöglicht es jedoch, poli-
zeiliche Ziele mitunter überhaupt zu errei-
chen - auf einem eleganten Wege ohne 
größere Widerstände oder/und auch mit ei-
ner höheren Akzeptanz. Sie kann helfen, po-
lizeiliche Lagen besser einzuschätzen und 
für eventuelle Probleme bereits im Vorfeld 
zu sensibilisieren.“  

Das gilt natürlich auch für die von Ihnen beschrie-
benen Schwierigkeiten mit Clanstrukturen und 

kriminellen Strukturen. Auch da hilft die kulturelle 
Sensibilisierung, meine sehr geehrten Damen und 
Herren.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Helge Limburg [GRÜNE]: Rich-
tig!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Der Kollege Adasch möchte erwidern. Sie haben 
die Möglichkeit dazu für 90 Sekunden. Bitte!  

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Präsident! Herr Kollege Onay, dann darf ich 
einmal aus einer Pressemitteilung der Gewerk-
schaft der Polizei vom 16. Juli zu Ihrem Antrag 
zitieren. Hier heißt es - ich zitiere -:  

„Der Entschließungsantrag der Fraktionen 
SPD und Grüne ,Diskriminierung in Sicher-
heitsbehörden entgegentreten‘, der am Frei-
tag behandelt werden soll, ist nach Auffas-
sung der GdP mit heißer Nadel gestrickt und 
enthält einige zu kritisierende Positionen. Es 
gibt keinen aktuellen Anlass bei den nieder-
sächsischen Sicherheitsbehörden, der solch 
einen Antrag begründet.  

Die Beschäftigten der Polizei sowie der an-
deren Verwaltungsbereiche machen eine 
hervorragende Arbeit, auch im sensiblen Be-
reich der Migration. Insofern ist überhaupt 
nicht nachzuvollziehen, dass die Antragstel-
ler es ‚als höchste Priorität‘ ansehen, ‚das 
angekratzte Vertrauen von Migrantinnen und 
Migranten in den Rechtsstaat und die 
Glaubwürdigkeit der Sicherheitsbehörden zu 
stabilisieren bzw. gegebenenfalls wiederher-
zustellen.‘“ 

(Zustimmung von Angelika Jahns 
[CDU]) 

‚‚‚Die Beschäftigten erwarten vielmehr Ver-
trauen seitens der Politik in ihre Arbeit und 
keine Pauschalverurteilung,‘ so Dietmar 
Schilff.“ 

Dietmar Schilff ist Landesvorsitzender der GdP 
und Mitglied der SPD.  

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das waren Kurzintervention und Erwiderung. - Es 
geht weiter in der Debatte mit dem Beitrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Herr Kollege 
Onay, Sie haben das Wort.  

Belit Onay (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Auch ich darf Herrn Schilff 
ganz ausdrücklich begrüßen. Ich nehme die Pres-
semitteilung natürlich zur Kenntnis und freue mich 
auch auf die Diskussion, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Ich möchte aber noch einmal 
kurz aufzeigen, in welcher Gemengelage wir uns 
bewegen.  

Deutschland ist ein Einwanderungsland, ein vielfäl-
tiges Land. Das erkennen Politik und Staat mittler-
weile an. Sie sehen diese Vielfalt auch als Wert. 
Und sie versuchen, diese Vielfalt auch in der per-
sonellen Aufstellung der staatlichen Behörden, der 
Sicherheitsbehörden zu spiegeln.  

Aber wenn man ein Spiegel der Gesellschaft ist, 
dann ist man eben auch ein Spiegel der Gesell-
schaft, was die Bevölkerung, aber auch ihre Ein-
stellung angeht. Dann lohnt auch ein Blick auf die 
Einstellung der Bevölkerung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Ich zitiere dazu aus einer Re-
präsentativstudie der Friedrich-Ebert-Stiftung aus 
dem Jahre 2010. Demnach stimmt knapp ein Drit-
tel der Bevölkerung der Aussage zu, dass Auslän-
der nach Deutschland kommen, „um den Sozial-
staat auszunutzen“. Knapp über die Hälfte stim-
men der Aussage zu, dass „die Religionsfreiheit für 
Muslime in Deutschland erheblich eingeschränkt 
werden sollte“.  

Die Heitmeyer-Studie beispielsweise bringt zutage, 
dass jeder Fünfte folgender Aussage zustimmt: 
„Wenn sich andere bei uns breitmachen, muss 
man ihnen unter Umständen unter Anwendung von 
Gewalt zeigen, wer Herr im Hause ist.“ 

Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
auch unsere Gesellschaft. Und die findet natürlich 
auch Einfluss auf die Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten - denn die kommen aus unserer Ge-
sellschaft -, mit all ihren Stärken und Schwächen. 
Das bedeutet für uns ein Gewaltmonopol.  

(Jens Nacke [CDU]: Was unterstellen 
Sie denn da?) 

- Entschuldigung, ich meinte: eine Herausforde-
rung. Das war die falsche Zeile.  

Diskriminierung tritt natürlich an vielen Stellen auf. 
In der Gesellschaft ist das besonders ärgerlich, 
aber bei der Polizei, wo sich das Gewaltmonopol 
zusammensetzt, ist das nicht nur ärgerlich, son-
dern kann dramatische Züge entfalten. Denn in 
den Augen vieler Betroffener besteht die Polizei 
nicht nur aus Personen, aus den Beamtinnen und 
Beamten, sondern sie repräsentiert auch den 
Staat.  

In Niedersachsen und in Deutschland hat es zu 
viele Fälle gegeben, die das Vertrauen erschüttert 
haben. Ich möchte auf Bundesebene an das Ver-
sagen im Rahmen der NSU-Mordserie erinnern.  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Schon verges-
sen bei der CDU!) 

Dort hatten die Sicherheitsbehörden versagt, in-
dem u. a. den Opfern aufgrund ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit Stereotype zugeschrieben wurden 
und damit Opfer zu Tätern gemacht wurden, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.  

Alltäglich gibt es das sogenannte Racial Profiling, 
wenn beispielsweise Menschen mit dunkler, 
schwarzer Hautfarbe als Einzige in Zügen kontrol-
liert werden. Auch der UN-Ausschuss für die Be-
seitigung der Rassendiskriminierung hat das mit 
Blick auf Deutschland ausdrücklich gerügt.  

Aber kommen wir nach Niedersachsen: auch hier - 
Herr Adasch hat das ja angesprochen - in der letz-
ten Legislaturperiode Moscheekontrollen oder die 
„Islamisten-Checklisten“. Dabei wurde den Musli-
men in unserem Land durch die Sicherheitsbehör-
den das Vorurteil angehaftet, sie seien allesamt 
potenzielle Terroristen.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Mit diesen ungeheuerlichen Vorgängen wurde ein 
Generalverdacht konstruiert  

(Jens Nacke [CDU]: Das stimmt nun 
wirklich nicht!) 

und wurden Menschen nicht nur symbolisch, son-
dern auch tatsächlich abgestempelt - wie bei-
spielsweise in Wolfsburg nach den Kontrollen auf 
ihren Unterarmen.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Auch hier hat sich natürlich für viele Muslime die 
Frage gestellt, ob der Gleichbehandlungsgrund-
satz auch für sie gilt. Auch das Vertrauen wurde 
erschüttert, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.  
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Doch welche Konsequenzen zieht man daraus? - 
Wir schauen auf die Bundesebene. Da gibt es 
aktuell eine Antwort auf eine Anfrage der Grünen, 
in der die Bundesebene das Rassismusproblem, 
das Diskriminierungsproblem vollkommen leugnet. 
Sie verweist darauf, dass es subjektive Wahrneh-
mungsschwierigkeiten seien, dass es zu Missver-
ständnissen gekommen sei, dass es ein solches 
Problem gar nicht gebe.  

Ich bin froh, dass wir das auf Landesebene anders 
handhaben. Ich möchte ausdrücklich den Verfas-
sungsschutz nennen, der mit der Verfassungs-
schutzpräsidentin Brandenburger mit den „Islamis-
ten-Checklisten“ völlig aufgeräumt hat. Er hat ei-
nen Runden Tisch zur Wiedererlangung des Ver-
trauens gebildet, wo Migrantenselbstorganisatio-
nen und Vertreterinnen und Vertreter der Religi-
onsgemeinschaften zusammengekommen sind.  

Ich hatte bereits darauf hingewiesen, dass der 
Innenausschuss beim Besuch der Polizeiakademie 
feststellen konnte, wie sehr das Themenfeld „mul-
tikulturelle Gesellschaft“ dort in der Ausbildung 
Berücksichtigung findet.  

Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ist das, was wir in dem Antrag sagen, auch kein 
Misstrauen gegenüber der Polizei, sondern eine 
Unterstützung der bereits laufenden Arbeit. Aber 
sie muss weitergehen; sie muss über das hinaus-
gehen, was bisher gemacht wird.  

Es muss eine Untersuchung darüber geben, wel-
che Gründe es für stereotype Ermittlungen in der 
Vergangenheit gegeben hat, damit es sie in der 
Zukunft nicht mehr gibt.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Ich möchte an der Stelle den Begriff „Mhallami-
Kurden“ noch einmal aufgreifen. Diese Struktur, 
die Sie damit beschreiben, ist problematisch, kri-
minell. Aber die mit dem Label „Kurden“, mit einer 
Ethnie zu verknüpfen,  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das ist Ethnisie-
rung!) 

ist eine Ethnisierung solcher Gruppen und höchst 
problematisch, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb kann unsere Polizei auf unsere Unterstüt-
zung zählen, wenn es darum geht, dass sie in der 
Migrationsgesellschaft, in einer vielfältigen Gesell-

schaft gut aufgestellt ist; denn nichts anderes ist 
unser Interesse. Ich freue mich auf die Diskussion, 
insbesondere auch mit der GdP, die heute in Per-
son von Dietmar Schilff vertreten ist.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Nun ergibt sich die wechselseitige Situation. Auf 
die Rede des Kollegen Onay gibt es eine Kurzin-
tervention vom Kollegen Adasch. Sie haben 90 
Sekunden. Bitte! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zunächst einmal, Herr Onay: Dass im Rahmen der 
verdachtsunabhängigen Moscheekontrollen be-
hauptet wurde, jeder, der eine Moschee besucht, 
sei ein vermeintlicher Terrorist, weise ich ganz 
entschieden zurück.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Genau das 
war der Eindruck!) 

Herr Kollege Limburg, Sie haben doch in Wahrheit 
ein ganz anderes Problem. Sie haben nach wie vor 
ein Misstrauen, ein gestörtes Verhältnis gegenüber 
der Polizei.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Das ist doch Ihr eigentliches Problem. Das zieht 
sich doch durch Ihre Entscheidungen in den letz-
ten zweieinhalb Jahren. Ich nenne nur diese un-
sägliche Misstrauensstelle und die Kennzeich-
nungspflicht für geschlossene Einheiten. Jetzt 
kommen Sie mit diesem Antrag. Ihnen geht es in 
Wahrheit doch nur darum, die Polizei zu triezen, 
wo es geht.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank. - Herr Kollege Onay möchte erwi-
dern. Sie haben für maximal 90 Sekunden die 
Möglichkeit dazu. Bitte! 

Belit Onay (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Adasch, die Beschwerdestelle, die Sie kritisiert 
haben, wird gerade auf Bundesebene intensiv und 
vehement eingefordert, und zwar aufgrund der 
bekannten Vorfälle in der Bundespolizei.  
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(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Ich glaube, dass das für viele Kolleginnen und 
Kollegen innerhalb der Polizei ein wichtiges In-
strumentarium sein kann, wenn sich solche ähnli-
chen Situationen ergeben.  

Zurück zu den Moscheekontrollen:  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Über 4 000!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn 
man sich das noch einmal vor Augen führt, dann 
klingen diese Moscheekontrollen teilweise wie 
etwas aus einer längst vergangenen Zeit. Aber das 
hat hier vor einigen Jahren stattgefunden. 

(Jens Nacke [CDU]: Was meinen Sie 
damit?) 

Warum hat man sich denn die Moscheen ausge-
sucht?  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Verdachtsunab-
hängig!) 

Man hat sich vor diese Gotteshäuser gestellt, und 
dort kamen alle zu den Freitagsgebeten herein und 
sind pauschal so behandelt worden, als könnten 
sie Terroristen sein.  

(Zurufe von der CDU) 

Warum hat man diese Kontrollen denn sonst 
durchgeführt? - Genau diese Verallgemeinerung 
hat es dort gegeben. Genau diese Stigmatisierung 
hat es dort gegeben. Ich finde das unerträglich, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. Stellen 
Sie sich vor, es wären nicht Muslime, sondern 
andere Bevölkerungsgruppen,  

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Christen 
zum Beispiel!) 

die vielleicht durch die jetzige Landesregierung in 
gleichem Maße mit sicherheitsbehördlichen Maß-
nahmen überzogen würden. Da würden Sie sicher-
lich auf den Barrikaden stehen, und das zu Recht. 
Und Sie können sich sicher sein: Wir stünden an 
Ihrer Seite.  

(Jens Nacke [CDU]: Waren Sie schon 
mal beim Fußball? Da wird jeder kon-
trolliert!) 

Aber warum nehmen Sie dann nicht die Muslime in 
diesen Fällen in Schutz, meine sehr geehrten Da-
men und Herren? - Das erschließt sich mir nicht.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Jens Nacke [CDU]: Sollte das 

vorhin ein Vergleich mit der Zeit des 
Nationalsozialismus sein, Herr Onay?) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank. - Mir liegt jetzt eine Wortmeldung der 
FDP-Fraktion vor. Herr Abgeordneter Oetjen, bitte, 
Sie haben das Wort. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Als ich Ihren Antrag gelesen habe, habe ich 
mich gefragt, was der Anlass war, diesen Antrag 
jetzt ins Plenum einzubringen. Darin stehen un-
heimlich viele Selbstverständlichkeiten. Ich sage 
auch für meine Fraktion klar: Natürlich sind wir 
gegen Diskriminierung von bestimmten Gruppen, 
und wir sind selbstverständlich auch für interkultu-
relle Kompetenz bei der Polizei.  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Aber!) 

Aber das finde ich so selbstverständlich, dass es 
eigentlich eines Antrags in diesem Hause dazu 
nicht bedarf. 

(Beifall bei der FDP) 

Frau Kollegin Polat, ich bin in dem Antrag dann 
weiter zu einem Punkt gekommen, den der Kollege 
Becker hier ein bisschen intensiver beleuchtet hat. 
Das ist die Frage: Haben wir eigentlich Kenntnis 
darüber, wie viel Diskriminierung es gibt, und kön-
nen wir wirklich genau beleuchten, dass es das 
gibt oder auch nicht gibt? - Ich glaube, dass er 
recht hat. Wir alle fühlen, dass es das irgendwie 
gibt, und kennen vielleicht auch Beispiele in die-
sem Bereich. 

Ein Beispiel aus meinem Freundeskreis will ich 
Ihnen hier berichten. Meine Trauzeugin ist Franzö-
sin und schwarz, aus Toulouse mit dem Flugzeug 
nach Hamburg gekommen und hatte ein iPad da-
bei. 

(Zuruf von der CDU: Schwarz mit dem 
Flugzeug gekommen?)  

- Ja, sie ist schwarz. 

(Zuruf von der CDU: Hat sie nicht be-
zahlt?) 

Am Flughafen wurde sie herausgewunken. Man 
hat ihr iPad angeguckt und sie dann gefragt: Ha-
ben Sie eigentlich die Rechnung von Ihrem iPad 
dabei? - Nachher hat sich das alles irgendwie auf-
geklärt. Das ist aber ein solches Beispiel. Es ist 
doch irgendwie merkwürdig, dass von ihr verlangt 
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wird, eine Rechnung vorzulegen, was von mir noch 
nie verlangt wurde, wenn ich mit meinem iPad 
irgendwohin geflogen bin. 

Deswegen haben wir alle das Gefühl, dass es so 
etwas gibt; selbstverständlich. Aber wir können das 
nicht quantifizieren. Da hat der Kollege Becker 
recht. Deswegen würde ich sagen: Das könnte 
man vielleicht in der Tat einmal im Rahmen von 
Forschung untersuchen. 

Das Problem an der Sache ist aber, dass sich 
dieser Antrag in eine ganze Reihe von Themen 
einreiht, die Sie gerade mit der Polizei am Wickel 
haben, und dass in der Polizei ein solcher Antrag 
als Misstrauen wahrgenommen wird. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Da können Sie sich so sehr drehen und wenden, 
wie Sie wollen, und sagen, das ist kein Misstrauen. 
Wenn der Chef der GdP, bezogen auf Ihren An-
trag, aber erklärt, die Beschäftigten erwarteten 
seitens der Politik Vertrauen in ihre Arbeit und 
keine Pauschalverurteilung, können Sie sich doch 
nicht hierhin stellen und sagen, das ist gar keine 
Pauschalkritik, und das ist überhaupt kein Prob-
lem. Von den Kolleginnen und Kollegen in der 
Polizei wird es so wahrgenommen. Das dürfen Sie 
hier auch nicht negieren, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen. 

Deswegen sage ich noch einmal: Es ist ein Prob-
lem, das Sie möglicherweise mit der Polizei haben. 

Gucken wir uns das Thema der Beschwerdestelle 
an! Wenn wir die Zahlen angucken, sagen wir ei-
gentlich: Das ganze Ding brauchen wir nicht. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Aber 
Sie haben sich die Zahlen angeguckt, 
Herr Kollege!) 

Wir haben ferner das Thema Kennzeichnung. Der 
Innenminister sagt klar, dass er keine Kennzeich-
nungspflicht will. Die Fraktionen sagen aber: Wir 
werden das wahrscheinlich trotzdem umsetzen. 

Wir haben als drittes Thema jetzt diesen Antrag, in 
dem Sie sagen, die Polizeibehörden genießen bei 
der ausländischen Bevölkerung überhaupt kein 
Vertrauen mehr. 

Ich sage Ihnen: Klären Sie Ihr Verhältnis zur Poli-
zei! Ich bin der Überzeugung, dass man einen 
Antrag, in dem nur Selbstverständlichkeiten ste-
hen, nicht braucht. Lassen Sie uns, wenn wir diese 
Themen in den folgenden Debatten aufgreifen, 
einfach auch einmal wahrnehmen, wie das Gefühl 

bei den Kolleginnen und Kollegen ist, die draußen 
auf der Straße sind und unsere Sicherheit garan-
tieren. Dann werden Sie sich nämlich ganz schön 
wundern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Auch nach dieser Rede, Herr Oetjen, gibt es eine 
Wortmeldung für eine Kurzintervention. Herr Onay, 
bitte! 90 Sekunden. 

Belit Onay (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Kollege Oetjen, auch Sie unterstellen uns ein ge-
störtes Verhältnis zur Polizei. Das möchte ich aus-
drücklich zurückweisen. Wir haben kein Misstrau-
ensverhältnis zur Polizei. Gerade der Innenminister 
Boris Pistorius pflegt, wie ich finde, einen sehr 
guten Dialog mit der Polizei und entfacht regel-
recht, wenn man das so sehen will, innerhalb der 
Polizei eine „Jetzt geht’s los“-Stimmung. Denken 
Sie allein an die Befragung, an der fast 4 000 Poli-
zeibeamte an einem Wochenende teilgenommen 
haben. Da ist ein Bedarf, sich zu äußern, sich ein-
zubringen, etwas zu verändern. Die Polizei ist in 
Bewegung, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. Und die Maßnahmen, die wir vorschlagen, 
sollen als Ergänzung und Stärkung auch in diesem 
Kontext dienen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Oetjen, Sie haben - dafür bin ich Ihnen dank-
bar - mit dem von Ihnen genannten Beispiel noch 
einmal die Problematik angesprochen. Das Prob-
lem ist ja da. Ich weiß, dass es unschön ist, über 
Rassismus und über Diskriminierung zu reden. 
Das will sich niemand anziehen. Wir unterstellen 
das natürlich auch nicht pauschal der Polizei. Die-
ses Problem - das haben Sie beschrieben - gibt es 
aber. Und Probleme lassen sich eben nicht weg-
streicheln. Deshalb müssen wir darüber diskutieren 
und diese Probleme angehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Oetjen möchte erwidern und hat für 90 Se-
kunden die Gelegenheit. Bitte! 
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Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Lieber Herr Kollege Onay, Sie können hier 
nicht wegdiskutieren, dass es bei den Kolleginnen 
und Kollegen von der Polizei und in den gewerk-
schaftlichen Organisationen der Polizei eine große 
Verunsicherung darüber gibt, mit welchen Instru-
menten Sie derzeit Polizeipolitik machen, nämlich 
mit der Frage der Kennzeichnungspflicht und mit 
der Frage der Beschwerdestelle. Dazu kommt jetzt 
dieser Antrag, zu dem gesagt wird: Da schlägt uns 
schon wieder Misstrauen entgegen. 

Sie können hier nicht wegdiskutieren, dass bei den 
Kolleginnen und Kollegen, die auf der Straße un-
sere Sicherheit garantieren, dieses Gefühl da ist. 
Deswegen sage ich Ihnen: Nehmen Sie das ernst, 
und nehmen Sie diese Stimmung auf! Dann würde 
zumindest aus meiner Sicht ein solcher Antrag 
wahrscheinlich gar nicht erst hier im Hause landen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor, sodass wir diese Debatte 
zur ersten Beratung des Antrags abschließen kön-
nen. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen, den Ausschuss für 
Inneres und Sport mit diesem Antrag zu befassen. 
Wer das unterstützt, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Damit ist die für eine Ausschussüberwei-
sung notwendige Zahl von 30 Abgeordneten über-
schritten. Dann ist das so beschlossen. 

Wir kommen nun zum letzten Tagesordnungspunkt 
für heute, dem 

Tagesordnungspunkt 54: 
Erste Beratung: 
Digitaler Binnenmarkt in Europa: Chancen für 
Niedersachsen nutzen! - Antrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 17/3839  

Zur Einbringung des Antrags hat der Abgeordnete 
Maximilian Schmidt, SPD-Fraktion, das Wort. 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu gu-
ter Letzt kommen wir zu einem Thema, das in 
Deutschland ganz oben auf der Tagesordnung 
stehen muss und auch in den kommenden Mona-
ten und Jahren weiter stehen wird.  

Der digitale Wandel der Gesellschaft ist die am 
tiefsten greifende Entwicklung, die wir gerade erle-
ben. Er ist auch eine enorme Triebfeder für den 
Fortschritt. 

In unserem Land haben wir übrigens im vergange-
nen Jahr kurz vor Weihnachten in diesem Plenum 
für den ersten Schritt, der dafür notwendig ist, ein-
stimmig einen Beschluss gefasst. Den Breitband-
ausbau in Niedersachsen haben wir hier im Land-
tag einstimmig beschlossen, weil wir uns einig 
sind, dass das mit eine der wichtigsten Infrastruk-
turaufgaben überhaupt ist. 

Ich kann sagen: Herzlichen Glückwunsch an Olaf 
Lies, der das in die Umsetzung gebracht hat und 
der auf dem Weg zur Gestaltung dieser Förderku-
lisse hier viel erreicht hat! 

Ganz besonders möchte ich an dieser Stelle auch 
Folgendes erwähnen: Unerlässlich für einen digita-
len Binnenmarkt ist Breitbandinfrastruktur. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist ein gutes Ergebnis, dass die Landesregie-
rung es nun hinbekommen hat, dass wir die För-
derkulisse dort verdoppelt haben - von 60 Millionen 
Euro, die vorgesehen waren, auf nun 120 Millionen 
Euro! Das ist wirklich klasse. 

Der zweite Schritt ist, dass wir diese Infrastruktur 
nutzen. Die Schaffung des digitalen Binnenmark-
tes ist auch ein Vorhaben der Europäischen Kom-
mission. Das Ganze ist mit enormen Hoffnungen 
verbunden. Ökonomen gehen davon aus, dass die 
Durchsetzung dieses Modells 415 Milliarden Euro 
an neuer Wertschöpfung bringen könnte. Das hat 
auch für unser Land genauso wie für Europa ins-
gesamt eine ganz enorme Bedeutung. 315 Millio-
nen Menschen in der EU nutzen täglich das Inter-
net. In Deutschland sind es 84 % der Bevölkerung, 
die das Internet täglich nutzen. 

Wenn man sich den wirtschaftlichen Aspekt an-
guckt: In Deutschland werden in der IKT-Branche 
jährlich 226 Milliarden Euro Umsatz von 1 Million 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in 91 000 
Unternehmen erzeugt. Der digitale Binnenmarkt ist 
also kein träumerisches Thema, sondern ein hand-
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festes wirtschafts- und strukturpolitisches Thema, 
das auch in Niedersachsen wichtig ist. 

Meine Damen und Herren, dazu gibt es eine Reihe 
von konkreten Punkten, die wir gestalten müssen. 
In unserem Antrag haben wir auch Vorschläge 
dazu gemacht. Ich will sie nur kurz und knapp auf-
zählen. 

In einem geeinten Europa mit einem geeinten Bin-
nenmarkt geht es nicht mehr, dass es im Internet 
so etwas wie Geoblocking gibt. Das bedeutet, dass 
Inhalte in dem einen Land angesehen werden 
können und in dem anderen nicht. Wir merken das 
manchmal bei YouTube und anderen Plattformen. 
Dort muss es zu einer Vereinheitlichung kommen, 
damit alle die gleichen Zugangs- und auch Markt-
chancen haben. 

Das zweite Thema, das ich kurz ansprechen 
möchte, sind die Roaminggebühren. Hier gibt es 
jetzt einen Kompromiss, aber das Ziel muss sein, 
das sehr schnell umzusetzen, um am Ende zu 
einer vollständigen Abschaffung von Roaming-
Gebühren zu kommen - auch bei hohen Datenvo-
lumina. Das ist übrigens auch ein besonders wich-
tiges Thema für Niedersachsen - Stichwort Reise-
land Niedersachsen. Wir denken ja häufig daran, 
was das für uns bedeutet, wenn wir ins europäi-
sche Ausland fahren. Das bedeutet aber auch 
ganz viel für die, die als Gäste zu uns nach Nie-
dersachsen kommen. Dabei sind auch Themen 
wichtig wie beispielsweise die Gewährleistung 
eines einheitlichen hohen Datenschutzniveaus. Wir 
brauchen eine EU-Datenschutzgrundverordnung, 
wir brauchen sie schnell, und wir brauchen sie 
verbindlich. 

Viertens muss die Netzneutralität durchgesetzt 
werden. Das haben wir auch schon als Bedingung 
im Zusammenhang mit unserer Förderkulisse für 
den Breitbandausbau eingebaut. 

Fünftens geht es auch darum, Rechte zu verteidi-
gen, die eine gute Tradition haben. Ich will hier nur 
die aktuelle Diskussion um die Panoramafreiheit in 
der EU ansprechen. Ich glaube, die muss unbe-
dingt erhalten werden. Es kann nicht sein, dass es 
ein Copyright von Konzernen auf die Ansichten 
auch von niedersächsischen Städten gibt. Das 
kann nicht sein. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Kurzum, meine Damen und Herren, das ist ein 
Beitrag, um eine Diskussion darüber anzufangen, 
was wir im Bereich der Digitalisierung auch in Nie-

dersachsen schaffen können, welche Initiativen wir 
an den Start bringen können.  

Zu guter Letzt: Ich wünsche Ihnen eine schöne 
parlamentarische Sommerpause, verbringen Sie 
sie aber bitte nicht nur im Internet, sondern mög-
lichst überall in Europa oder vielleicht auch in un-
serem Reiseland Niedersachsen.  

Ich danke Ihnen herzlich für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Wir haben gerade festgestellt: mit anfallenden 
Roaming-Gebühren, Herr Kollege. - Für die CDU-
Fraktion hat jetzt der Abgeordnete Clemens Lam-
merskitten das Wort. Bitte, Herr Kollege! 

Clemens Lammerskitten (CDU): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Bei der Überschrift „Digitaler Binnenmarkt in 
Europa: Chancen für Niedersachsen nutzen!“ 
springt einem ja sozusagen ins Auge, dass man 
eigentlich nicht gegen einen solchen Antrag sein 
kann,  

(Zustimmung von Maximilian Schmidt 
[SPD]) 

weil bei der Europäischen Union eines der Groß-
projekte genau dieses Thema ist. Als ich dann den 
Antrag und die Begründung gelesen habe, habe 
ich gedacht: Herr Schmidt, der den Antrag formu-
liert, hat bei der Begründung sicherlich nicht über-
sehen, dass sich die EU gerade am 8. Juli 2015 
geeinigt hat. In einem Trialogverfahren ist man sich 
einig geworden, die Roaming-Aufschläge ab 
15. Juni 2017 abzuschaffen. Ich glaube nicht, dass 
es uns als Parlament gelingt, eine solche Verein-
barung sozusagen mit anderen Terminen hinzube-
kommen. 

Sie haben eben angesprochen, dass die Netzneut-
ralität ein wichtiges Thema ist. In dem Trialog war 
die Netzneutralität auch ein Thema. Man hat sich 
darauf geeinigt, dass man das Ganze umsetzen 
will, es also Gegenstand einer Verordnung wird 
und damit zukünftig in das Gesetzgebungsverfah-
ren überführt wird, und dass wir im Herbst 2015 
dann mit einem entsprechenden Gesetz rechnen 
können, womit dieser Punkt, den Sie unter Nr. 2 
Ihres Antrages dargelegt haben, dann erledigt ist. 

Andersherum: Ihr Antrag ist allgemein genug, dass 
wir ihm zustimmen können. Die einzige Anmer-
kung, die man noch machen könnte, ist, dass Gün-
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ther Oettinger in seinen Vorschlägen zum digitalen 
Binnenmarkt ein 16-Stufen-Programm aufgelegt 
hat; Sie haben es angesprochen. In der ersten 
Stufe geht es darum, dass wir europaweit den 
Ausbau des Breitbandes auf den Weg bringen. 
Hierzu gibt es bereits Aktivitäten. Es gibt aber noch 
weitere 15 Stufen, über die man diskutieren könn-
te. Deswegen biete ich Ihnen an, dass wir im Aus-
schuss dieser Vorlage, die hinreichend allgemein 
genug ist, noch viele Details zu unterschiedlichen 
Themen hinzufügen, damit das Ganze inhaltsreich 
wird. 

(Beifall bei der CDU) 

An dieser Stelle möchte ich noch einen Hinweis 
geben. Sie haben in der ersten Zeile geschrieben, 
dass das Ganze Fortschritte für Wirtschaft und 
Gesellschaft bringen kann. Wenn der Wirtschafts-
minister Gabriel ähnliche Formulierungen benutzt, 
sagt er immer: Das Ganze kann zu Fortschritt in 
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Gesellschaft 
führen. - An diesem Beispiel möchte ich deutlich 
machen - ich gehe davon aus, dass Sie solche 
Dinge nicht unbewusst machen -, dass Sie Wis-
senschaft und Politik aus Ihrer Formulierung aus-
geblendet haben, weil wir für diese Punkte hier in 
Niedersachsen in diesem Parlament zuständig 
sind. Daher ist unser Angebot als CDU: Lassen Sie 
uns an diesem Thema intensiv arbeiten, das für 
unseren Wohlstand wichtig ist! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Maximilian Schmidt [SPD]: Gerne!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Lammerskitten. - Für die 
FDP-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete Horst Kort-
lang das Wort. 

Horst Kortlang (FDP): 

Verehrtes Präsidium! Meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen! Meine Damen, meine Herren! Als 
ich die Überschrift gelesen habe, ging es mir ge-
nauso, wie es mein Vorgänger eben dargestellt 
hat: Man kann nicht gegen diesen Antrag „Digitaler 
Binnenmarkt in Europa: Chancen für Niedersach-
sen nutzen!“ sein. Das ist eine klar definierte Sa-
che. Man kann nur dafür sein. 

Als ich dann aber weitergelesen habe, habe ich 
gemerkt, dass dieser Antrag doch einige dünne 
Stellen enthält. Herr Schmidt, auch wenn Sie pro-
pagiert haben, dass infrastrukturmäßig eine Ver-

doppelung stattgefunden habe. Sie wissen aber, 
welche großen Anstrengungen hier bei uns im 
Land gemacht werden müssen. Ich sage dazu nur: 
Datennutzung 4.0. Das wissen wir alle. Ich sehe, 
dass hier noch ein bisschen nachjustiert werden 
muss.  

Wir wissen, dass wir nicht alleine mit dem Geld 
von der EU dies alles bewerkstelligen können, es 
wird ja auch Geld vom Wirtschaftsminister und von 
unserem Land mit einfließen. Dennoch müssen wir 
auch unsere Bundesregierung mit ins Boot neh-
men. Da wissen wir alle - Sie wahrscheinlich bes-
ser als ich -, dass im Juni eine Information an die 
Staatskanzlei gegeben worden sein soll, dass hier 
noch einiges im Argen sei. Daher möchte ich Sie 
bitten, hier vorzufühlen und zu sagen, dass dort 
schneller und konkreter gearbeitet werden muss.  

Wenn ich sehe, dass dort in eine alte Technik in-
vestiert werden soll - das ist für mich ein Rohrkre-
pierer -, in die sogenannte Kupfertechnik, die von 
der Telekom hauptsächlich genutzt wird, und das 
Denken nicht vorrangig in Richtung Glasfaser geht, 
wie wir es propagieren, ist es für mich und für un-
sere Freien Demokraten unabdingbar, dass wir der 
neuesten Technologie zusprechen sollten und 
dafür das Geld verwenden sollten. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich möchte Sie ganz herzlich bitten, dass Sie sich 
von der Regierungsseite dafür verstärkt einsetzen. 
Wir werden dann im Ausschuss das eine oder 
andere verstärkt einfließen lassen. 

Herzlichen Dank fürs Zuhören. Ich wünsche Ihnen 
allen schöne Parlamentsferien. 

(Beifall bei der FDP und- Zustimmung 
bei der SPD und von Ottmar von Holtz 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Mir liegt jetzt noch die Wortmeldung von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen vor. Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Maaret Westphely.  

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich finde, dass die Abschaffung von 
Roaming-Gebühren und Geoblocking zwei sehr 
gute Beispiele sind, mit denen man junge und in-
ternetaffine Menschen in Europa für eine intensive-
re europäische Zusammenarbeit begeistern kann. 
Deswegen finde ich es gut, dass wir hierzu ge-
meinsam an dem Antrag weiterarbeiten wollen.  



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  70. Plenarsitzung am 17. Juli 2015 
 

6894 

Zum Thema Panoramafreiheit möchte ich Ihnen 
noch einen Rat mit auf den Weg geben. Es gibt 
hierzu Einschränkungen in einigen Ländern wie in 
Frankreich, Italien, Belgien und Luxemburg. Sollten 
Sie also verreisen, passen Sie auf, welche Rege-
lungen es dort gibt.  

Damit wünsche ich Ihnen allen einen schönen 
Urlaub bzw. schöne Parlamentsferien. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen in der ersten Beratung nicht vor.  

Deswegen kommen wir zur Ausschussüberwei-
sung. 

Federführend soll sich der Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten, Medien und Regio-
nalentwicklung mit diesem Antrag befassen. Wer 
das unterstützt, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Das ist nach der Geschäftsordnung so beschlos-
sen. 

Meine Damen und Herren, Festlegung von Zeit 
und Tagesordnung des nächsten Tagungsab-
schnittes: Der nächste, der 26. Tagungsabschnitt, 
ist vom 16. bis 18. September 2015 vorgesehen. 
Der Präsident wird den Landtag einberufen und im 
Einvernehmen mit dem Ältestenrat den Beginn und 
die Tagesordnung der Sitzung festlegen.  

Ich wünsche Ihnen für heute einen guten Heim-
weg, ein schönes Wochenende und noch schöne-
re und erholsame Ferien und Urlaubszeit. Kommen 
Sie alle gesund und munter zur nächsten Plenar-
sitzung im September wieder! Das wünsche ich 
Ihnen allen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss der Sitzung: 15.10 Uhr. 
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